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Wichtige Hinweise:  

1. Der vorliegende Lösungsvorschlag ist unverbindlich. Es handelt sich nicht um die offizielle 

Lösung aus dem Prüfungstermin 2023/2024. 

2. Der Lösungsvorschlag geht vom Veranlagungszeitraum 2025 bzw. der Rechtslage aus, die 

gelten würde, wenn die Klausur im Jahr 2026 zu schreiben gewesen wäre. Der im 

Bundessteuerblatt veröffentlichte Klausurtext basiert auf der Rechtslage des Jahres 2023. 

3. Die im Lösungsvorschlag ausgeführte Bepunktung der Aufgaben dient allein 

Trainingszwecken. Es handelt sich nicht um die offizielle Punkteverteilung aus dem 

Prüfungstermin 2023/2024. 

 
 

Teil I: 
Abgabenordnung und Finanzgerichtsordnung 
 

 

Aufgabe 1 

 

 

Nach § 358 Satz 1 AO hat das zur Entscheidung über den Einspruch berufene 
Finanzamt zu prüfen, ob der Einspruch zulässig, insbesondere in der nach § 357 
Abs. 1 AO vorgeschriebenen Form und innerhalb der Einspruchsfrist des § 355 
Abs. 1 AO eingelegt worden ist. Wurde der Einspruch nicht innerhalb der 
Einspruchsfrist oder nicht formgerecht eingelegt, hat das Finanzamt Augsburg-
Stadt im Hinblick auf § 358 Satz 2 AO den Einspruch zu Recht als unzulässig 
verworfen. Fraglich ist demnach, ob die Voraussetzungen eines Einspruchs gegen 
die Festsetzung eines Verspätungszuschlages vorliegen.  

 

 

1. Statthaftigkeit eines Einspruchs gem. § 347 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 AO 

 

 

Nach § 347 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO ist der Einspruch gegen Verwaltungsakte in 
Abgabenangelegenheiten, auf die die Abgabenordnung Anwendung findet, der 
statthafte Rechtsbehelf.  
Abgabenangelegenheiten sind gem. § 347 Abs. 2 AO u. a. alle mit der 
Verwaltung der Abgaben einschließlich der Abgabenvergütungen oder sonst mit 
der Anwendung der abgabenrechtlichen Vorschriften durch die Finanzbehörden 
zusammenhängende Angelegenheiten.  
Für die Festsetzung der Einkommensteuer durch das Finanzamt Augsburg-
Stadt, als Landesfinanzbehörde i.S.d. § 6 Abs. 2 Nr. 5 AO, ist gem. § 1 Abs. 1 
Satz 1 AO die AO anwendbar. Bei dem festgesetzten Verspätungszuschlag 
handelt es sich um eine steuerliche Nebenleistung i.S.d. § 3 Abs. 4 Nr. 2 i.V.m. 
§ 152 AO. 
Die Festsetzung des Verspätungszuschlages erfolgte demnach ebenfalls mittels 
eines typischen Verwaltungsaktes i.S.d. § 118 Satz 1 AO der 
Abgabenordnung. Insofern ist im Hinblick auf § 1 Abs. 3 AO auch bezüglich des 
festgesetzten Verspätungszuschlages die gesamte AO anwendbar, da das 
Finanzamt Augsburg-Stadt als Landesfinanzbehörde gem. § 16 i.V.m. § 19 
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Abs. 1 Satz 1 AO i.V.m. § 2 Abs. 2 Nr. 4 und § 17 Abs. 2 FVG sachlich auch für die 
Erhebung des Verspätungszuschlages zuständig ist. 
 
Aus diesem Grund war der Einspruch gegen die Festsetzung des 
Verspätungszuschlages gem. § 347 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 AO der 
statthafte Rechtsbehelf, zumal Ausschlussgründe nach § 348 AO nicht vorliegen. 
 

2. Form gem. § 357 Abs. 1 und 3 AO 
 

 

Der Einspruch ist gem. § 357 Abs. 1 Satz 1 AO schriftlich oder elektronisch 
einzureichen oder zur Niederschrift zu erklären. Im Hinblick auf § 357 Abs. 1 Satz 2 
AO genügt es, wenn aus dem Einspruch hervorgeht, wer ihn eingelegt hat.  
Die am 22.06.2026 beim Finanzamt Augsburg-Stadt über „MeinElster“ übermittelte 
elektronische Nachricht hat demnach die Schriftform des § 357 Abs. 1 Satz 1 AO 
eingehalten, da wie ausgeführt nach § 357 Abs. 1 Satz 1 AO ein Einspruch auch 
elektronisch übermittelt werden kann und zudem die Finanzverwaltung mit 
„MeinElster“ dem Steuerpflichtigen einen elektronischen Zugang eröffnet hat. Eine 
qualifizierte elektronische Signatur war dabei nicht erforderlich (vgl. AEAO zu § 357 
AO, Nr. 1 Satz 2).  

 

Aus dem Schreiben ging im Hinblick auf § 357 Abs. 1 Satz 2 AO auch eindeutig 
hervor, dass Alexandra sich gegen den gegen sie festgesetzten 
Verspätungszuschlag als Einspruchsführerin i.S.d. § 359 Nr. 1 AO zur Wehr 
setzten will. Sie hat sowohl in der Überschrift auch in dem ersten Satz ihres 
Schreibens den Terminus technicus „Einspruch“ verwendet, was im Hinblick auf 
§ 357 Abs. 1 Satz 3 AO nicht erforderlich gewesen wäre, da eine unrichtige 
Bezeichnung unschädlich gewesen wäre. Ohne dass eine gesetzliche 
Verpflichtung bestand, ist Alexandra Brenner auch der „Soll-Vorschrift“ des § 357 
Abs. 3 AO nachgekommen.  
Sie hat den Verwaltungsakt genau bezeichnet, gegen den der Einspruch gerichtet 
ist (§ 357 Abs. 3 Satz 1 AO); sie hat den Verspätungszuschlag, der gegen sie 
gerichtet ist, angegeben (§ 357 Abs. 3 Satz 2 AO) und ihren Einspruch auch 
begründet (§ 357 Abs. 3 Satz 3 AO).  
Dem Schreiben von Alexandra kann nicht entnommen werden, dass es auch als 
Einspruch des Verspätungszuschlages, der gegen ihren Ehegatten Felix Brenner 
festgesetzt wurde, nach § 133 BGB auszulegen wäre. Die von Alexandra gewählte 
Wortwahl ist insofern eindeutig und lässt keine anderweitige Auslegung zu, zumal 
sie auch keinerlei Bezug bezüglich des gegen ihrem Ehemann Felix festgesetzten 
Verspätungszuschlages in ihrem Schreiben aufgenommen hat. Eine andere 
Auslegung ergibt sich auch nicht aufgrund der Tatsache, dass die beiden Eheleute 
Brenner aufgrund der Zusammenveranlagung nach § 152 Abs. 4 Satz 2 AO 
Gesamtschuldner des Verspätungszuschlages sind.  
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3. Einhaltung der Einspruchsfrist 
 

 

Der Einspruch ist gem. § 355 Abs. 1 Satz 1 AO innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes, also der Festsetzung des 
Verspätungszuschlages einzulegen, zumal die vorliegende 
Rechtsbehelfsbelehrung nicht zu beanstanden ist und demnach die 
Rechtsbehelfsfrist auch unter dem Blickwinkel des § 356 Abs. 1 AO begonnen hat, 
sofern eine wirksame Bekanntgabe seitens des Finanzamtes Augsburg-Stadt 
gegenüber Alexandra Brenner erfolgt ist.  

 

Eine wirksame Bekanntgabe setzt zunächst voraus, dass der Verwaltungsakt über 
die Festsetzung des Verspätungszuschlages gegenüber Alexandra Brenner als 
Beteiligte i.S.d. § 78 Nr. 2 AO und als Inhalts- und Bekanntgabeadressatin 
wirksam übermittelt wurde.  
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Alexandra Brenner besitzt als volljährige und voll geschäftsfähige natürliche Person 
uneingeschränkte Handlungsfähigkeit i.S.d. § 79 Abs. 1 Nr. 1 AO i.V.m. § 2 BGB 
und wurde mit vollem Vor- und Nachnamen im Hinblick auf § 119 Abs. 1 AO 
hinreichend als Inhaltsadressatin i.S.d. § 122 Abs. 1 Satz 1 AO und 
Bekanntgabeadressatin des Verspätungszuschlages bestimmt.  
Da zum Zeitpunkt der Festsetzung des Verspätungszuschlages kein 
Bevollmächtigter gegenüber dem Finanzamt benannt war, die Regelung des § 122 
Abs. 1 Satz 3 und 4 AO i.V.m. § 80 Abs. 1 AO demnach nicht einschlägig ist, wurde 
der Verspätungszuschlag auch zu Recht an Alexandra Brenner als Empfängerin 
des festgesetzten Verspätungszuschlages übermittelt.  
Aufgrund der Zusammenveranlagung nach § 26 Abs. 1 i.V.m. § 26b EStG sind 
beide Eheleute gem. § 44 Abs. 1 AO Gesamtschuldner der Einkommensteuer, mit 
der Folge, dass die beiden Verwaltungsakte über die gemeinsam geschuldete 
Einkommensteuer gem. § 155 Abs. 3 Satz 1 AO in einem Dokument 
zusammengefasst werden durften.  
Die Festsetzung des Verspätungszuschlages als steuerliche Nebenleistung i.S.d. 
§ 3 Abs. 4 Nr. 2 AO i.V.m. § 152 AO konnte gem. § 155 Abs. 3 Satz 2 AO mit der 
(jeweiligen) Einkommensteuerfestsetzung verbunden werden. 

Lediglich ergänzend wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der Festsetzung 
eins Verspätungszuschlages als selbständiger Verwaltungsakt nicht um eine 
Nebenbestimmung i.S.d. § 120 AO handelt. 

 

Auch die Übersendung nur einer Ausfertigung der zusammengefassten Bescheide 
an die gemeinsame Wohnadresse war vor dem Hintergrund des § 122 Abs. 7 
Satz 1 Nr. 1 AO zulässig. Auch die Tatsache, dass das Finanzamt die 
Einkommensteuerbescheide und den festgesetzten Verspätungszuschlag nur 
Herrn Brenner zum Datenabruf bereitgestellt hat, ist gem. § 122 Abs. 7 Satz 2 
AO nicht zu beanstanden.  

2/4 

Die schriftlich mittels eines einfachen Briefes übermittelten Verwaltungsakte gelten 
gem. § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO (i.V.m. Art. 97 § 1 Abs. 15 EGAO) am vierten Tag nach 
Aufgabe zur Post als bekannt gegeben, außer wenn er nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat das Finanzamt Augsburg-Stadt 
den Zugang des Verwaltungsakts und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen 
(BFH-Urteile vom 20.02.2025 - VI R 18/22, zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmt, Rz 10, und vom 29.07.2025  – VI R 6/23, zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmt, Rz 12).  
Die Aufgabe zur Post erfolgte lt. Sachverhalt am 13.05.2026, sodass aufgrund der 
Zugangsfiktion des § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO i.V.m. § 108 Abs. 1 AO und § 187 Abs. 1 
und 188 Abs. 2 BGB sämtliche Verwaltungsakte am 17.05.2026 bekanntgegeben 
worden wären. Da es sich hierbei aber um einen Sonntag handelt, wird gem. § 108 
Abs. 3 AO der Bekanntgabezeitpunkt auf den 18.05.2026 fingiert (zur 
Anwendbarkeit von § 108 Abs. 3 AO im Zusammenhang von § 122 Abs. 2 AO, vgl. 
auch AEAO Nr. 2 zu § 108 AO).  
Aufgrund der Regelung des § 122 Abs. 2 AO „außer wenn er nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist“ ergibt sich, dass die Vier-Tages-Fiktion nur 
dann eingreift, wenn der jeweilige Verwaltungsakt auch tatsächlich innerhalb der 
Vier-Tages-Frist in den Machtbereich von Alexandra Brenner derart gelangt ist, 
dass sie die Möglichkeit der Kenntnisnahme gehabt hätte (vgl. auch § 130 Abs. 1 
Satz 1 BGB, vgl. auch BFH-Urteil vom 09.11.2005 - I R 111/04 - BStBl. 2006 II S. 
219, unter II. 4 a) m.w.N.).  

 

Bestreitet der Steuerpflichtige nicht den Zugang des Schriftstücks überhaupt, 
sondern behauptet er lediglich, es nicht innerhalb der Vier-Tages-Frist des § 122 
Abs. 2 Nr. 1 AO erhalten zu haben, hat er sein Vorbringen nach der ständigen 
Rechtsprechung des BFH im Rahmen des Möglichen zu substantiieren, um Zweifel 
an der Viertagesvermutung zu begründen (BFH-Urteil vom 14.06.2018 - 
III R 27/17, BFHE 262, 193, BStBl II 2019, 16, Rz. 9, BFH-Beschluss vom 
17.02.2026, IX B 95/25, Rz. 12). Er muss Tatsachen vortragen, die den Schluss 
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zulassen, dass ein anderer Geschehensablauf als der typische – Zugang binnen 
vier Tage nach Aufgabe zur Post – ernstlich in Betracht zu ziehen ist. 

Es genügt nicht schon einfaches Bestreiten, um die gesetzliche Vermutung über 
den Zeitpunkt des Zugangs des Schriftstücks zu entkräften. Es müssen vielmehr 
Zweifel berechtigt sein, sei es nach den Umständen des Falles, sei es nach dem 
schlüssig oder jedenfalls vernünftig begründeten Vorbringen des Steuerpflichtigen 
(BFH-Urteil vom 03.05.2001 – III R 56/98, BFH/NV 2001, 1365). Das Erfordernis 
eines substantiierten Tatsachenvortrags darf allerdings nicht dazu führen, dass die 
Regelung über die objektive Beweislast, die nach dem Gesetz die Behörde trifft, zu 
Lasten des Steuerpflichtigen umgekehrt wird (BFH-Urteile vom 11.07.2017 – 
IX R 41/15, Rz 18, und vom 14.06.2018 – III R 27/17, BFHE 262, 193, BStBl II 
2019, 16, Rz 9, jeweils m.w.N.). Aus diesem Grund ist kein Vollbeweis, wann genau 
der Brief in den Hausbriefkasten der Eheleute Brenner eingeworfen worden ist 
erforderlich, da dies im Ergebnis zu einer Beweislastumkehr führen würde. 

1/5 

Alexandra Brenner trägt in ihrem Schreiben vor, dass aufgrund eines Besuches bei 
ihrer Tochter in Hamburg in der Zeit vom 16.05. bis 23.05.2026 der Briefkasten 
nicht geleert wurde und bei Abfahrt am 16.05.2026 sich kein Brief des Finanzamtes 
in dem Hausbriefkasten befunden hätte. Darüber hinaus schildert sie, dass das 
Kuriose bei der Leerung des Briefkastens am Abend des 23.05.2026 war, dass das 
Schreiben, also die jeweiligen Verwaltungsakte obenauf lag, also über den 
Werbeflyern und anderen Briefen, die im Laufe der Woche eingeworfen worden 
waren.  

1/6 

Aus diesen Schilderungen resultiert demnach eine Ungewissheit, wann der 
Verwaltungsakt bzw. die Verwaltungsakte tatsächlich in den Hausbriefkasten der 
Eheleute Brenner eingeworfen worden ist.  

 

Aus den Schilderungen der Einspruchsführerin ergibt sich die plausible Möglichkeit, 
dass der Briefeinwurf erst nach dem 18.05.2026 erfolgt ist.  
Die Ungewissheit hinsichtlich des Zugangszeitpunkts geht demnach zu Lasten der 
Finanzbehörde. Sie kann einen Zugang vor dem von Alexandra genannten Datum 
der Kenntnisnahme am 23.05.2026 nicht beweisen, deshalb ist zu Gunsten von 
Alexandra Brenner von einer Bekanntgabe zum Zeitpunkt der tatsächlichen 
späteren Kenntnisnahme am 23.05.2026 auszugehen. Unerheblich ist hierbei, dass 
der 23.05.2026 ein Samstag war, da die Regelung des § 108 Abs. 3 AO in diesem 
Fall keine Anwendung findet (vgl. auch BFH-Urteil vom 09.11.2005 – I R 111/04, 
BStBl II 2006, 219). Eine tatsächliche Bekanntgabe durch Zugang ist kein 
Fristablauf. Deshalb ist § 108 Abs. 3 AO darauf nicht anwendbar. 

2/8 

Die einmonatige Einspruchsfrist des § 355 Abs. 1 Satz 1 AO begann gem. §§ 108 
Abs. 1 AO i.V.m. § 187 Abs. 1 BGB mit Ablauf des 23.05.2026 bzw. am 24.05.2026 
0:00 Uhr und endete demnach gem. § 108 Abs. 1 AO i.V.m. § 188 Abs. 2 BGB mit 
Ablauf des 23.06.2026.  
Der formwirksame Einspruch ist demnach rechtzeitig am 22.06.2026 bei der gem. 
§ 357 Abs. 2 Satz 1 AO richtigen Anbringungsbehörde, dem Finanzamt 
Augsburg-Stadt, angebracht worden. Auf den hilfsweise gestellten Antrag auf 
Wiedereinsetzung in vorigen Stand nach § 110 Abs. 1 AO kommt es demnach nicht 
mehr an.  
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4.  Einspruchsbefugnis 
 

 

Alexandra war als Adressatin eines belastenden Verwaltungsaktes, nämlich 
bezüglich der Festsetzung des Verspätungszuschlages beschwert i.S.d. § 350 AO, 
da grundsätzlich die Möglichkeit der Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes 
besteht und die Notwendigkeit eines Rechtsschutzes evident ist (sog. 
Adressatentheorie).  

1/10 
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Der Einspruch war zulässig eingelegt worden, er hätte nicht als unzulässig 
verworfen werden dürfen, es hätte eine Prüfung in der Sache stattfinden müssen. 
Die Einspruchsentscheidung ist demnach rechtswidrig. 

 

Aufgabe 2a 
Prüfung der Korrekturmöglichkeiten für die in 
Gestalt der Einspruchsentscheidung erfolgte 
Festsetzung des Verspätungszuschlags 
 

 

1.  Erneuter Einspruch 
 

 

Ein erneuter Einspruch gegen die Einspruchsentscheidung ist vor dem Hintergrund 
des § 348 Nr. 1 AO nicht erfolgsversprechend, da ein Einspruch gegen eine 
Einspruchsentscheidung nicht statthaft ist.  

 

 

2.  Anfechtungsklage, Klagefrist, § 47 Abs. 1 FGO  
 

 

Eine Korrektur der Festsetzung des Verspätungszuschlags in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung (vgl. hierzu § 44 Abs. 2 FGO) könnte am 06.10.2026 
mittels einer Anfechtungsklage nach § 40 Abs. 1 FGO erreicht werden, da das 
Einspruchsverfahren, als außergerichtlicher Rechtsbehelf i.S.d. § 44 Abs. 1 FGO 
erfolglos geblieben ist.  
Dabei ist gem. § 33 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 FGO der Finanzgerichtsweg vor dem 
Finanzgericht, als Gericht des ersten Rechtszuges (vgl. § 35 FGO) eröffnet. Örtlich 
zuständig ist gem. § 38 Abs. 1 FGO das Finanzgericht München, da in dessen 
Gerichtsbezirk das Finanzamt Augsburg-Stadt ihren Sitz hat. Die Klage ist bei dem 
Gericht gem. § 64 Abs. 1 FGO entweder schriftlich oder zu Protokoll des 
Urkundsbeamten zu erheben, wobei der Klage eine Abschrift für das Finanzamt 
Augsburg-Stadt gem. § 64 Abs. 2 FGO beigefügt werden soll. Die Klage muss gem. 
§ 65 Abs. 1 Satz 1 FGO Alexandra Brenner als Klägerin, dass Finanzamt 
Augsburg-Stadt als Beklagte, den Klagegegenstand und da es sich um eine 
Anfechtungsklage nach § 40 Abs. 1 FGO handelt auch den Verwaltungsakt 
bezüglich der Festsetzung des Verspätungszuschlages und die 
Einspruchsentscheidung als außergerichtlichen Rechtsbehelf bezeichnen. Darüber 
hinaus soll die Klage gem. § 65 Abs. 1 Satz 2 FGO vorliegend den Antrag 
enthalten, dass der Verspätungszuschlag gegen Alexandra Brenner aufgehoben 
wird. Wie bei § 357 Abs. 3 AO auch sollen gem. § 65 Abs. 1 Satz 3 FGO die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben werden und gem. 
§ 65 Abs. 1 Satz 4 FGO soll der Klage eine Abschrift des angefochtenen 
Verwaltungsaktes und der Einspruchsentscheidung beigefügt werden.  
Das Finanzgericht hebt dann gem. § 100 Abs. 1 Satz 1 FGO die Festsetzung des 
Verspätungszuschlages und die Einspruchsentscheidung auf, soweit die 
Festsetzung rechtswidrig ist und dadurch Alexandra Brenner in ihren Rechten 
verletzt ist.  

 

Voraussetzung wäre aber, dass die einmonatige Klagefrist des § 47 Abs. 1 FGO 
nicht abgelaufen wäre.  

 

Da das Finanzamt lt. Sachverhalt der Einspruchsentscheidung eine 
ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung, die den Anforderungen des § 55 Abs. 1 
FGO standhält, beigefügt hat, begann die Klagefrist gem. § 54 Abs. 1 FGO mit 
Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung. 

 

Dabei kann gem. § 365 Abs. 1 AO i.V.m. § 122 Abs. 2 AO die 
Einspruchsentscheidung mittels eines einfachen Briefes übermittelt werden. 
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Da die Einspruchsentscheidung mittels eines einfachen Briefes Alexandra Brenner 
übermittelt wurde, beginnt die Klagefrist gem. § 54 Abs. 1 FGO i.V.m. § 122 Abs. 2 
Nr. 1, 108 Abs. 1 AO und § 187 Abs. 1 BGB mit Ablauf des 24.08.2026, dauerte 
gem. § 47 Abs. 1 FGO einen Monat und endete demnach gem. § 54 Abs. 2 FGO 
i.V.m. § 222 Abs. 1 ZPO und § 188 Abs. 2 BGB mit Ablauf des 24.09.2026, zumal 
die Regelung des § 193 BGB nicht eingreift.  

 

Darüber hinaus sind Wiedereinsetzungsgründe in den vorigen Stand nach § 56 
Abs. 1 FGO ebenso wenig vorhanden, wie eine Fristverlängerung nach § 54 Abs. 2 
i.V.m. § 224 Abs. 2 ZPO.  

 

Da die Klagefrist für eine Anfechtungsklage demnach abgelaufen ist, ist eine 
gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit nicht von Erfolg gekrönt und scheidet 
demnach aus.  

 

2/12 

3.  Rücknahme des Verspätungszuschlages gem. § 130 
Abs. 1 AO 

 

 

Möglicherweise könnte eine Rücknahme des Verspätungszuschlages gem. 
§ 130 Abs. 1 AO in Betracht kommen. 

 

Nach § 130 Abs. 1 AO kann ein rechtswidriger Verwaltungsakt, auch nachdem 
er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft 
oder für die Vergangenheit zurückgenommen werden. Bei der Festsetzung des 
Verspätungszuschlages handelt es sich um einen belasteten Verwaltungsakt i.S.d. 
§ 130 Abs. 1 AO (vgl. AEAO vor §§ 130, 131, Nr. 3, 2. Spiegelstrich). 

 

Das Finanzamt könnte demnach, das in § 130 Abs. 1 AO normierte Ermessen i.S.d. 
§ 5 AO zugunsten einer Rücknahme ausüben, wenn die wegen der rechtswidrigen 
Annahme der Unzulässigkeit des Einspruchs ausgefallene Sachprüfung ergäbe, 
dass die Festsetzung des Verspätungszuschlags rechtswidrig erfolgt wäre. 

 

Aus diesem Grund wäre die Rücknahme des ausschließlich belasteten 
Verwaltungsaktes geboten.  

1/13 

 
 

Aufgabe 2b  
Prüfung der Rechtmäßigkeit der Festsetzung des 
Verspätungszuschlages: 
 

 

Voraussetzung für die Rücknahme des Verspätungszuschlages wäre, dass kein 
Fall von § 152 Abs. 2 AO vorliegt bzw. dass die Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 152 Abs. 1 Satz 1 AO nicht erfüllt waren bzw. das in § 152 Abs. 1 AO 
eingeräumte Ermessen (vgl. hierzu auch § 5 AO) fehlerhaft ausgeübt worden wäre.  
In beiden Fällen setzt die Festsetzung eines Verspätungszuschlages voraus, dass 
eine Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung bestanden hat 
und diese Verpflichtung nicht innerhalb der Abgabefrist erfüllt wurde.  

 

 

1.  Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung 
 

 

Nach § 149 Abs. 1 Satz 1 AO i.V.m. § 25 Abs. 3 Satz 1 und 3 EStG und § 56 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) EStDV waren die Eheleute Brenner verpflichtet eine 
Steuererklärung abzugeben, da keiner der Eheleute Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bezogen hat, der Gesamtbetrag ihrer Einkünfte mehr als 
das Zweifache des Grundfreibetrages des § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG 
überstiegen hat und sie Zusammenveranlagung nach § 26 Abs. 1 i.V.m. § 26b 
EStG beantragt haben.  
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2.  Abgabefrist 
 

 

Da das Einkommensteuergesetz keine spezielle Regelung enthält bis wann die 
jeweilige Einkommensteuererklärung abzugeben bzw. zu übermitteln ist, richtet 
sich die Frist zur Abgabe der Einkommensteuererklärung nach § 149 Abs. 2 Satz 1 
AO, zumal im vorliegenden Fall die Übergangsregelung des Art. 97 § 36 Abs. 3 
Nr. 3 EGAO nicht mehr eingreift.  
Da Felix Brenner die jeweilige Steuererklärung immer selbst erstellt und dem 
Finanzamt eingereicht bzw. übermittelt hat, war die Einkommensteuererklärung für 
das Jahr 2024 gem. §§ 149 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. 108 Abs. 1 AO und § 187 Abs. 1, 
188 Abs. 2 BGB bis zum 31.07.2025 zu übermitteln bzw. einzureichen, da keine 
Person i.S.d. § 3 bzw. 4 StBerG (sog. „Berater-Fall“), also ein Steuerberater bzw. 
eine zur Steuerberatung berechtigte Person bei der Erstellung und Übermittlung 
der Einkommensteuererklärung involviert war und demnach die verlängerte 
Abgabefrist des § 149 Abs. 3 Nr. 1 AO nicht einschlägig ist.  

 

Mit der Übermittlung der Einkommensteuererklärung für das Jahr 2024 am 
04.02.2026 haben die Eheleute demnach die gesetzliche Abgabefrist überschritten. 
 

1/15 

3.  Verspätungszuschlag nach § 152  
 

 

a)  Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO 
 

 

Nach dem Grundsatz lex specialis derogat legi generali geht die speziellere Norm 
des § 152 Abs. 2 AO der allgemeineren Norm des § 152 Abs. 1 AO vor. Aus diesem 
Grund ist zunächst die Regelung des § 152 Abs. 2 AO zu prüfen.  

 

Nach § 152 Abs. 2 Nr. 1 AO ist zwingend ein Verspätungszuschlag festzusetzen, 
wenn eine Steuererklärung nicht binnen 14 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs 
abgegeben wurde. Im Hinblick auf Art. 97 § 36 Abs. 3 Nr. 5 EGAO tritt für das 
Kalenderjahr 2024 an die Stelle von 14 Monaten ein Zeitraum von 16 Monaten. Die 
Frist endet demnach gem. § 108 Abs. 1 AO i.V.m. § 187 Abs. 1 und 188 Abs. 2 
BGB mit Ablauf des 30.04.2026. Da Felix Brenner die Einkommensteuererklärung 
jedoch vor dem 30.04.2026 übermittelt hat, ist ein ermessensunabhängiger 
Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO nicht entstanden. 
 

1/16 

b)  Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 1 AO 
 

 

Nach § 152 Abs. 1 Satz 1 AO kann gegen denjenigen, der seiner Verpflichtung 
zur Abgabe einer Steuererklärung nicht oder nicht fristgemäß nachkommt, ein 
Verspätungszuschlag festgesetzt werden. Wie bereits oben ausgeführt bestand für 
Alexandra und Felix Brenner gem. § 149 Abs. 1 AO i.V.m. § 25 Abs. 3 und § 56 
EStDV bis zum 31.07.2025 (vgl. § 149 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 108 Abs. 1 AO und 
§ 187 Abs. 1 und 188 Abs. 2 BGB) die Verpflichtung, eine 
Einkommensteuererklärung abzugeben. Dieser Verpflichtung sind die Eheleute 
nicht fristgerecht nachgekommen.  

1/17 

Darüber hinaus hat das Finanzamt die Abgabefrist auch nicht nach § 109 Abs. 1 
Satz 1 AO verlängert. Nach § 109 Abs. 1 Satz 2 AO kann das Finanzamt bei bereits 
erfolgtem Fristablauf die Abgabefrist auch rückwirkend verlängern, insbesondere 
wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen 
bestehen zu lassen, sofern kein Fall von § 109 Abs. 2 AO vorliegt. Die Regelung 
des § 109 Abs. 2 AO ist vorliegend jedoch nicht anwendbar, da vorliegend kein 
„Berater-Fall“ i.S.d. § 149 Abs. 3 AO vorliegt.  
Beide Schreiben vom 14.08.2025 und 13.01.2026 stellen ebenfalls keine 
(konkludente) Fristverlängerungen i.S.d. § 109 Abs. 1 Satz 1 AO dar. Das 
Finanzamt hat im Gegenteil ausdrücklich darauf hingewiesen, dass ein 

1/18 



Lösungsvorschlag zur Steuerberaterprüfung 2023 (Rechtsstand 2026) Beispielsklausur 
Bundessteuerberaterkammer kdöR  Seite 8 von 54 

 

 

Verspätungszuschlag festgesetzt werden kann. Demnach kann festgehalten 
werden, dass die Voraussetzungen des § 152 Abs. 1 AO vorlagen. 
 

4.  Höhe des Verspätungszuschlages 
 

 

Da es sich bei der Einkommensteuer gem. § 2 Abs. 7 Satz 1 EStG um eine 
Jahressteuer handelt, beträgt der Verspätungszuschlag gem. § 152 Abs. 5 Satz 2 
AO für jeden angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der um 
die nach § 37 Abs. 2 EStG festgesetzten Vorauszahlungen und die 
anzurechnenden Steuerabzugsbeträge verminderten festgesetzten Steuer, 
mindestens jedoch 25 Euro für jeden angefangenen Monat der eingetretenen 
Verspätung. Bei der Einkommensteuererklärung für das Jahr 2024 handelt es sich 
um eine Steuererklärung i.S.d. § 152 Abs. 5 Satz 2 AO mit der Folge, dass § 152 
Abs. 5 Satz 1 AO der Regelung des § 152 Abs. 2 Satz 1 AO vorgeht. Da § 152 
Abs. 5 Satz 2 AO nicht von § 152 Abs. 8 AO ausgeschlossen wird, da keine der 
dort genannten Ausnahmen eingreift, besteht bei der Höhe des 
Verspätungszuschlages kein Ermessen. 

1/19 

Da die Einkommensteuererklärung erst am 04.02.2026 übermittelt wurde, also 
nach der Abgabefrist des § 149 Abs. 2 Satz 1 AO, sind für den Zeitraum vom 
01.08.2025 bis zum 04.02.2026 sieben angefangene Monate als 
Verspätungszuschlag festzusetzten.  
 

 

Die Höhe des Verspätungszuschlages ermittelt sich dabei wie folgt:  
Nach § 32a Abs. 5 EStG festgesetzte Steuer 190.850 € 
Abzüglich der nach § 37 Abs. 2 EStG festgesetzten 
Vorauszahlungen und der gem. § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a 
EStG anzurechnenden Steuerabzugsbeträge (vorliegend 
insbesondere eine mögliche Kapitalertragsteuer) in Höhe von 180.000 € 
= Bemessungsgrundlage für den Verspätungszuschlag 10.850 € 
pro Monat demnach (10.850 € x 0,25 %) 27,125 € 

 

1/20 

 
Der in § 152 Abs. 5 Satz 2 zweiter Halbsatz AO geregelte Mindestbetrag von 
25 € pro Monat ist damit überschritten. Der gesamte festzusetzende 
Verspätungszuschlag beläuft sich für die sieben angefangenen Monate auf 189 €, 
da der Verspätungszuschlag auf volle Euro abzurunden ist (= 27,125 € x 7 Monate 
= 189,875 € bzw. abgerundet auf volle Euro: 189 €). Da der Höchstbetrag von 
25.000 € offensichtlich nicht überschritten ist, wurde der Verspätungszuschlag 
auch der Höhe nach rechtmäßig festgesetzt.  

 

Nach § 152 Abs. 11 Satz 1 AO soll die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
mit dem Steuerbescheid verbunden werden. Von dieser Möglichkeit hat das 
Finanzamt Augsburg-Stadt demnach ermessensfehlerfrei Gebrauch gemacht, 
sodass die Verbindung mit Einkommensteuerbescheid nicht zu beanstanden ist.  

1/21 

Sind – wie vorliegend – mehrere Personen zur Abgabe ein und derselben 
Steuererklärung verpflichtet, kann gem. § 152 Abs. 4 Satz 1 AO die 
Finanzbehörde nach ihrem Ermessen entscheiden, ob sie den 
Verspätungszuschlag gegen eine der erklärungspflichtigen Personen, gegen 
mehrere der erklärungspflichtigen Personen oder gegen alle erklärungspflichtigen 
Personen festsetzt. Dabei ist in Zusammenveranlagungsfällen der 
Verspätungszuschlag grundsätzlich gegen beide Ehegatten festzusetzten (vgl. 
AEAO zu § 152 Nr. 6.3.1). Die Tatsache, dass es sich im Wesentlichen um die 
Einkünfte von Felix Brenner und nicht von Alexandra Brenner gehandelt hat, spielt 
daher keine Rolle. Insofern war das Auswahlermessen, dass der 
Verspätungszuschlag gegen beide Ehegatten festgesetzt wird, nicht 
ermessensfehlerhaft, sondern rechtmäßig.  

1/22 
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Die Höhe des Verspätungszuschlags und seine Festsetzung waren somit 
rechtmäßig, mit der Folge, dass eine Rücknahme nach § 130 Abs. 1 AO 
ausscheidet, da eine Rücknahme nach § 130 Abs. 1 AO nur für rechtswidrige und 
nicht für rechtmäßige Verwaltungsakte eingreift. 

 

 

Aufgabe 3 
 

 

Der Einkommensteuerbescheid für das Jahr 2024 kann vorliegend nur geändert 
werden, wenn er  

• wirksam bekanntgegeben wurde,  

• er materiell-rechtlich fehlerhaft ist,  

• eine Korrekturvorschrift besteht und  

• die Festsetzungsfrist nicht abgelaufen ist.  

 

 

1.  Wirksame Bekanntgabe 
 

 

Der Einkommensteuerbescheid für das Jahr 2024 richtet sich sowohl an die 
Ehefrau Alexandra Brenner als auch an den Ehemann Felix Brenner also an zwei 
Adressaten. Es handelt sich demnach gem. § 155 Abs. 3 Satz 1 AO um zwei 
zusammengefasste Steuerbescheide, die lediglich in einem Dokument verbunden 
wurden.  
Demnach stellt sich zunächst die Frage, ob beide Bescheide wirksam bekannt 
gegeben geworden sind.  

1/23 

Voraussetzung für die Wirksamkeit eines Verwaltungsakts ist, dass er inhaltlich 
hinreichend bestimmt ist (§ 119 Abs. 1 AO) und dass er demjenigen, für den er 
bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, bekannt gegeben wird (§ 124 Abs. 1 
AO, vgl. hierzu auch AEAO zu § 122 Nr. 1.1).  
Da die Eheleute im Hinblick auf § 26 Abs. 1 i.V.m. 26b EStG 
Zusammenveranlagung gewählt haben, wurden beide als Inhaltsadressaten mit 
Vor- und Nachnamen eindeutig als Steuerschuldner i.S.d. § 43 Satz 1 und § 45 
Abs. 1 AO i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG bezeichnet, da beide ihren Wohnsitz i.S.d. 
§ 8 AO im Inland haben.  

 

Beide Ehegatten besitzen als volljährige und geschäftsfähige Personen im Hinblick 
auf § 79 Abs. 1 Nr. 1 AO i.V.m. § 2 BGB Handlungsfähigkeit und wurden demnach 
zu Recht als Bekanntgabeadressaten i.S.d. § 122 Abs. 1 Satz 1 AO bestimmt.  

 

Da im Zeitpunkt der Übermittlung kein Bevollmächtigter gegenüber dem 
Finanzamt benannt wurde, also die Regelung des § 122 Abs. 1 Satz 4 AO nicht 
zu beachten war, wurden die zusammengefassten Verwaltungsakte demnach auch 
zu Recht an beide übermittelt.  

 

Dabei durfte die Übermittlung, wie bereits oben im Zusammenhang des 
Verspätungszuschlages nach Maßgabe des § 122 Abs. 7 Satz 1 AO an die 
gemeinsame Adresse übermittelt. Im Übrigen darf an dieser Stelle auf obige 
Ausführungen verwiesen werden. Demnach kann festgehalten werden, dass beide 
Bescheide wirksam an beide Ehegatten bekanntgegeben wurden.  

 

1/24 

2.  Materieller Fehler 

 
 

Alexandra Brenner erzielt als Miterbin gem. § 1922 Abs. 1 BGB ihres am 
26.11.2024 verstorbenen Vaters Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 i.V.m. § 21 Abs. 1 EStG. Dabei handelt es sich gem. 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG um eine Überschusseinkunftsart, was zur Folge hat, 
dass die Einkünfte unter Beachtung von § 11 EStG in dem Veranlagungszeitraum, 

1/25 
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also in dem Kalenderjahr (vgl. § 36 Abs. 1 i.V.m. § 25 Abs. 1 EStG) zu versteuern 
sind, in dem die Einnahmen i.S.d. § 8 EStG bzw. die im Zusammenhang 
angefallenen Werbungskosten i.S.d. § 9 EStG bezogen bzw. bezahlt wurden. 
Dabei sind ihr als Miteigentümerin gem. § 39 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 AO die 
erzielten Einkünfte zur Hälfte gem. § 2038 Abs. 2, 743 Abs. 1 BGB zuzurechnen, 
da die beiden Schwester jeweils zur Hälfte Miterben geworden sind (vgl. hierzu 
auch Rz. 6 des BMF-Schreibens vom 14.03.2006, BStBl. I, Seite 253 in der 
Fassung des BMF-Schreibens vom 27.12.2018, BStB. I 2019, Seite 11 
= Erbauseinandersetzungserlass, Beck’sche Steuererlasse § 7/2 zu 1) zumal die 
Erben im Rahmen der Erbauseinandersetzung nicht von der Möglichkeit einer 
steuerlich unschädlichen Rückwirkung Gebrauch gemacht haben (vertiefend hierzu 
Rz. 8 ff. des Erbauseinandersetzungserlasses). Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die Erbengemeinschaft gem. § 14a Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 3 AO i.V.m. § 2032 ff. 
BGB als nicht rechtsfähige Personengesellschaft nicht selbst Steuerrechtssubjekt 
i.S.d. Einkommensteuergesetzes ist. Demzufolge ist der Anteil der 
Vermietungseinkünfte, der auf Alexandra Brenner entfällt, im Rahmen ihrer 
Einkommensteuerfestsetzung zu erfassen. Da dies bisher nicht erfolgt ist, ist ihre 
Einkommensteuerfestsetzung materiell fehlerhaft.  
Bei der Zusammenveranlagung von Ehegatten werden gem. § 26b EStG die 
Einkünfte, die die Ehegatten erzielt haben, zusammengerechnet, den Ehegatten 
gemeinsam zugerechnet und, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, die 
Ehegatten sodann gemeinsam als Steuerpflichtiger behandelt. Dies bedeutet, dass 
aufgrund der Zusammenveranlagung auch die Steuer gegenüber Felix Brenner 
materiell rechtlich fehlerhaft festgesetzt wurde.  

 

3.  Änderungsbefugnis 
 

 

a)  Vollüberprüfung nach § 367 Abs. 2 Satz 2 AO 
 

 

Eine Vollüberprüfung nach § 367 Abs. 2 Satz 1 AO im Rahmen eines 
Einspruchsverfahrens und der damit verbundenen Möglichkeit der Aufhebung der 
Vollziehung nach § 361 Abs. 2 Satz 2 AO scheidet aus, da die Einspruchsfrist des 
§ 355 Abs. 1, § 356 AO abgelaufen ist. Ein erst jetzt eingelegter Einspruch wäre 
wegen Verfristung unzulässig. Insofern darf auf obige Einspruchsfristberechnung 
im Zusammenhang mit der in dem Dokument verbundene 
Verspätungszuschlagsfestsetzung hingewiesen werden.  
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b)  Änderung nach § 129 Satz 1 AO / § 173a AO 
 

 

Eine Änderung des Einkommensteuerbescheides nach § 129 Satz 1 AO scheidet 
aus, da dem Veranlagungsbeamten bei Erlass des ursprünglichen 
Steuerbescheides kein Schreibfehler, Rechenfehler oder eine andere ähnliche 
offenbare Unrichtigkeit unterlaufen ist. Wie Felix Brenner in seinem Schreiben 
selbst einräumt, ist er bei der Erstellung der Einkommensteuererklärung 
rechtsirrtümlich davon ausgegangen, dass die Erbengemeinschaft selbst die 
Vermietungseinkünfte versteuern müsste und hat aus diesem Grund den anteiligen 
Verlust aus Vermietung und Verpachtung nicht erfasst. Insofern liegt darin weder 
ein Schreib- noch ein Rechenfehler mit der Folge, dass auch eine Änderung nach 
§ 173a AO nicht in Betracht kommt.  
 

 

c)  Änderung gem. § 164 Abs. 2 AO / § 165 AO 
 

 

Der Einkommensteuerbescheid für das Jahr 2024 kann vorliegend nicht nach 
§ 164 Abs. 2 AO geändert werden, da in dem ursprünglichen Steuerbescheid kein 
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Vorbehalt der Nachprüfung, als Nebenbestimmung i.S.d. § 120 Abs. 1 AO 
enthalten ist, zumal auch die Voraussetzungen des § 164 Abs. 1 AO nicht vorlagen. 
Der Veranlagungsbeamte hat im Gegenteil aufgrund der eingereichten 
Steuererklärung den Steuerfall abschließend geprüft. Darüber hinaus hat er auch 
die Einkommensteuer in Bezug auf die Vermietungseinkünfte nicht nach § 165 
Abs. 1 Satz 1 AO vorläufig festgesetzt. Aus diesem Grund kann der 
Einkommensteuerbescheid auch nicht nach § 165 Abs. 2 AO geändert werden.  

 
d)  Änderung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und Abs. 2 AO 
 

 

Ein Steuerbescheid darf gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO soweit er 
nicht vorläufig oder unter dem Vorbehalt der Nachprüfung ergangen ist, nur 
aufgehoben oder geändert werden, soweit der Steuerpflichtige zustimmt oder 
seinem Antrag der Sache nach entsprochen wird; dies gilt jedoch zugunsten des 
Steuerpflichtigen nur, soweit er vor Ablauf der Einspruchsfrist zugestimmt oder 
den Antrag gestellt hat oder soweit die Finanzbehörde einem Einspruch oder einer 
Klage abhilft.  

 

Da die Einspruchsfrist – wie oben dargelegt – für die ursprünglichen 
Einkommensteuerbescheide jedoch mit Ablauf des 23.06.2026 abgelaufen ist, 
scheidet ein schlichter Änderungsantrag nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a 
AO aus. 
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Die Regelung des § 172 Abs. 1 AO gilt gem. § 172 Abs. 2 AO auch für einen 
Verwaltungsakt, durch den ein Antrag auf Erlass, Aufhebung oder Änderung eines 
Steuerbescheids ganz oder teilweise abgelehnt wird.  
Das Finanzamt Augsburg-Stadt hat mit Schreiben vom 05.08.2026 die begehrte 
Änderung des Einkommensteuerbescheides abgelehnt. Die Ablehnung der 
Änderung des Einkommensteuerbescheides ist aber seinerseits gem. § 155 Abs. 1 
Satz 3 AO ein Steuerbescheid, also mit einem Einspruch nach § 347 ff. AO 
anfechtbarer Steuerverwaltungsakt i.S.d. § 118 Satz 1 AO.  
Da das Ablehnungsschreiben ebenfalls mit einer wirksamen 
Rechtsbehelfsbelehrung versehen war, beträgt die Einspruchsfrist gem. § 355 
Abs. 1 Satz 1 AO einen Monat.  
Die Einspruchsfrist begann dabei mit wirksamer Bekanntgabe. Die wirksame 
Bekanntgabe erfolgte aufgrund der Zugangsfiktion des § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO im 
Hinblick auf § 108 Abs. 1 AO vier Tage nach Aufgabe zur Post, also am 09.08.2026. 
Da dies ein Sonntag war, verschiebt sich gem. § 108 Abs. 3 AO die Bekanntgabe 
auf Montag, den 10.08.2026. Die Einspruchsfrist begann demnach gem. § 187 
Abs. 1 BGB mit Ablauf des 10.08.2026 bzw. am 11.08.2026 (0:00 Uhr) und endete 
demnach gem. § 108 Abs. 1 AO i.V.m. § 188 Abs. 2 BGB mit Ablauf des 
10.09.2026.  
Ein Änderungsantrag nach § 172 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO 
würde demnach ebenfalls nicht zum gewünschten Erfolg führen, da auch diese 
Einspruchsfrist abgelaufen ist (s.o.). 
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e)  Änderung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d i.V.m. § 173 AO 
 

 

Eine Änderung könnte auch nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d i.V.m. § 173 
Abs. 1 AO in Betracht kommen.  
Nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO kann ein Steuerbescheid geändert 
werden, wenn dies sonst gesetzlich zugelassen ist.  
Nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO sind Steuerbescheide zu ändern, soweit Tatsachen 
nachträglich bekannt werden, die zu einer höheren Steuer führen.  

 

Im Hinblick auf § 173 Abs.1 Nr. 2 Satz 1 AO ist ein Steuerbescheid zu ändern, 
soweit Tatsachen oder Beweismittel nachträglich bekannt werden, die zu einer 
niedrigeren Steuer führen und den Steuerpflichtigen kein grobes Verschulden 
daran trifft, dass die Tatsachen oder Beweismittel erst nachträglich bekannt 
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werden. Das Verschulden des Steuerpflichtigen ist dabei gem. § 173 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 AO unbeachtlich, wenn die Tatsachen oder Beweismittel in einem 
unmittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang mit Tatsachen oder Beweismitteln 
im Sinne des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO stehen.  

Tatsache i.S.d. § 173 Abs. 1 AO ist alles, was Merkmal oder Teilstück eines 
steuergesetzlichen Tatbestandes sein kann, also Zustände, Vorgänge, 
Beziehungen und Eigenschaften materieller oder immaterieller Art (vgl. AEAO 
zu § 173, Nr. 1.1 und BFH-Urteile vom 1.10.1993, III R 58/92, BStBl 1994 II S. 346, 
vom 18.12.1996, XI R 36/96, BStBl 1997 II S. 264, und vom 14.1.1998, II R 9/97, 
BStBl II S. 371). Dabei kann eine Tatsache nur dann zu einer Änderung nach § 173 
AO führen, wenn sie rechtserheblich ist. Die Rechtserheblichkeit ist zu bejahen, 
wenn das Finanzamt bei rechtzeitiger Kenntnis der Tatsachen oder Beweismittel 
schon bei der ursprünglichen Veranlagung mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit zu einer höheren oder niedrigeren Steuer gelangt wäre (vgl. 
AEAO zu § 173, Nr. 3.1 und BFH-Beschluss GrS vom 23.11.1987, GrS 1/86, BStBl 
1988 II S. 180). 
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Für sich betrachtet stellt die zugeflossene Miete demnach eine rechtserhebliche 
Tatsache nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO und die damit verbundenen Werbungskosten 
bzw. die in Abzug zu bringende Abschreibung ihrerseits eine rechtserhebliche 
Tatsache i.S.d. § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO dar.  

 

Wird dem Finanzamt nachträglich bekannt, dass der Steuerpflichtige nicht erklärte 
Einkünfte einer bestimmten Einkunftsart erzielt hat, so stellt die Höhe dieser 
Einkünfte die für die Anwendung des § 173 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 AO relevante 
rechtserhebliche Tatsache dar (vgl. AEAO zu § 173, Nr. 6.2 Satz 1 und BFH-Urteil 
vom 1.10.1993, III R 58/92, BStBl 1994 II S. 346).  
Da dem Finanzamt bei abschließender Prüfung des Steuerbescheides vom 
13.5.2026 nicht bekannt war, dass die Erbengemeinschaft negative Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung in Höhe von 7.700 € erzielte und demnach auf 
Alexandra Brenner gem. § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO ein Betrag in Höhe von 3.850 € 
entfällt, ist die steuerrelevante Tatsache i.S.d. § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 AO genau 
dieser negative Betrag.  
Demnach könnte der Verlust lediglich nach Maßgabe des § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
AO zu einer Änderung des Einkommensteuerbescheides vom 13.05.2026 führen. 

 

Voraussetzung wäre jedoch, dass die steuerrelevante Tatsache nachträglich dem 
Finanzamt bekannt wurde.  
Tatsachen oder Beweismittel werden nachträglich bekannt, wenn sie einem für 
die Steuerfestsetzung zuständigen Bediensteten (BFH-Urteile vom 9.11.1984, VI 
R 157/83, BStBl 1985 II S. 191, und vom 20.6.1985, IV R 114/82, BStBl II S. 492) 
bekannt werden, nachdem die Willensbildung über die Steuerfestsetzung 
abgeschlossen worden ist (Abzeichnung der Verfügung; vgl. BFH-Urteil vom 
18.03.1987, II R 226/84, BStBl II S. 416).  
Maßgebend ist dabei der Zeitpunkt, bei dem eine materiell-rechtliche Kontrolle der 
gesamten Steuerfestsetzung vorgenommen wurde (vgl. AEAO zu § 173, Nr. 2.2 
Satz 1 und BFH-Urteil vom 29.11.1988, VIII R 226/83, BStBl 1989 II S. 259).  
Tatsachen und Beweismittel, die dem Finanzamt bis zum Abschluss einer solchen 
Kontrolle bekannt geworden sind, in dem zu erlassenden Steuerbescheid aber 
keine Berücksichtigung gefunden haben, können zu einem späteren Zeitpunkt nicht 
mehr Gegenstand einer Änderung nach § 173 Abs. 1 AO sein.  

 

Da das Finanzamt mit Schreiben vom 5.8.2026 eine vollständige Kontrolle der 
gesamten Steuerfestsetzung vorgenommen hat und diese abgelehnt hat und 
demnach vor dem Hintergrund des § 155 Abs. 1 Satz 3 AO (s. o.) ein derartiger 
Steuerbescheid vorliegt, kann von einem nachträglichen, also nach dem 5.8.2026, 
Bekanntwerden keine Rede sein. Eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
AO scheidet demnach bereits aus diesem Grund aus. Auf die Frage des 
Verschuldens der Ehefrau und der damit verbundenen Zurechnung für Felix 
Brenner kommt es nicht mehr an. 
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Da die Ablehnung der Änderung unanfechtbar bestandskräftig geworden ist, kann 
die bisherige Steuerfestsetzung gem. § 172 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. d AO nur geändert werden, wenn ein anderer Änderungsgrund als § 173 
AO greift.  
 

 

f)  Änderung gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d i.V.m. § 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO 

 

 

Als Änderungsnorm könnte die Regelung des § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO in 
Betracht kommen. Danach ist ein Steuerbescheid u. a. zu ändern, wenn ein 
Grundlagenbescheid i.S.d. § 171 Abs. 10 AO, dem Bindungswirkung für diesen 
Steuerbescheid zukommt, erlassen, aufgehoben oder geändert wird.  

 

Nach § 179 Abs. 1 AO werden die Besteuerungsgrundlagen abweichend von 
§ 157 Abs. 2 AO gesondert festgestellt, soweit dies in der AO oder sonst in den 
Steuergesetzen bestimmt ist. 

 

Nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO sind die 
einkommensteuerpflichtigen Einkünfte gesondert festgestellt, da der Verlust aus 
Vermietung und Verpachtung im Hinblick auf § 39 Abs. 1 und 2 Nr. 2 AO nicht nur 
Alexandra Brenner zuzurechnen ist, sondern auch der Miterbin, also letztlich auf 
mehrere Personen.  

 

Daher erfolgt gem. § 179 Abs. 2 Satz 2 AO nicht nur eine gesonderte 
Feststellung, sondern für alle Feststellungsbeteiligte eine gesonderte und 
einheitliche Feststellung.  

1/32 

Dieser Feststellungsbescheid hat dann auch Bindungswirkung i.S.d. § 171 
Abs. 10 Satz 1 AO für den Einkommensteuerbescheid 2024 der Eheleute Brenner 
und löst demnach für diesen die Folgeänderung nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO 
aus.  

 

Da die Eheleute im Hinblick auf § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Abs. 5 EStG einen 
Grenzsteuersatz von 42 % haben, für die Umsetzung des Grundlagenbescheides 
zu einer Steuerminderung in Höhe von 42 % von 3.850 € also von 1.617 €, sodass 
die Steuer von 190.850 € auf 189.233 € (190.850 € ./. 1.617 €) herabgesetzt wird.  

 

Da auf den Feststellungsbescheid gem. § 181 Abs. 1 Satz 1 AO seinerseits die 
Vorschriften für Steuerbescheide sinngemäß anzuwenden sind, hat Alexandra 
Brenner als Feststellungsbeteiligte gem. § 181 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) AO eine 
einheitliche und gesonderte Feststellungserklärung bei dem Lagefinanzamt i.S.d. 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 AO bzw. bei dem Verwaltungsfinanzamt gem. § 18 Abs. 1 Nr. 4 
Buchst. a) AO abzugeben.  
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Für den Fall, dass das nach § 18 Abs. 1 Nr. 4 AO zuständige Finanzamt im 
konkreten Fall eine einheitliche und gesonderte Feststellung unter Verweise auf 
§ 180 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO ablehnt, gilt gem. § 180 Abs. 2 Satz 3 AO dieser 
Ablehnungsbescheid seinerseits als Steuerbescheid, also als 
Feststellungsbescheid i.S.d. § 171 Abs. 10 Satz 1 AO, der die Rechtsfolgen des 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO auslöst.  

 

Das Verwaltungsfinanzamt könnte im konkreten Fall zu dem Ergebnis kommen, 
dass es sich vorliegend um einen Fall von geringer Bedeutung i.S.d. § 180 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 AO handelt, da die Höhe des Verlustes aus Vermietung und 
Verpachtung als Überschusseinkunftsart leicht zu ermitteln ist und deren Aufteilung 
auf die Miterben feststeht (vgl. hierzu auch AEAO § 181, Nr. 4).  

 

Wie ausgeführt würde auch dieser Ablehnungs- bzw. Negativbescheid im Hinblick 
auf § 180 Abs. 3 Satz 2 und 3 AO für das Finanzamt Augsburg die Rechtsfolgen 
des § 175 Abs .1 Satz 1 Nr. 1 AO auslösen.  

1/34 
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4.  Festsetzungsfrist (Feststellungsfrist für den 
Grundlagenbescheid) 

 

 

Da die vierjährige Festsetzungsfrist des § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO, aufgrund der 
Abgabeverpflichtung nach § 149 Abs. 1 AO i.V.m. § 25 Abs. 1, Abs. 3 EStG und 
§ 56 EStDV abweichend von § 170 Abs. 1 AO i.V.m. § 38 AO und § 36 Abs. 1 EStG 
gem. § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO erst mit Ablauf des Jahres 2026 begonnen hat, 
ist der Einkommensteuerbescheid demnach bei Vorlage des 
Grundlagenbescheides nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern, zumal 
auch die Feststellungsfrist vor dem Hintergrund des § 181 Abs. 1, 2 i.V.m. § 169, 
170 AO ebenfalls nicht abgelaufen ist, sodass es auch auf die Ablaufhemmung des 
§ 171 Abs. 10 Satz 2 AO überhaupt nicht mehr ankommt.  
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Teil II: Umsatzsteuer  
 

 

Tz. 1  
Vermarktung landwirtschaftlicher Landmaschinen 
 

 

1. Erwerb des Schleppers durch Angerer von Moser  

 
 

a)  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 UStG) / Steuerbefreiung / Steuersatz 
 

 

Mit dem Erwerb des Schleppers verwirklicht Angerer einen 
innergemeinschaftlichen Erwerb gegen Entgelt im Inland, der nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 
i.V.m. § 1a Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. a) und Nr. 3 Buchst. a) und b) UStG i.V.m. 
§ 3d Satz 1 UStG in Deutschland steuerbar ist.  

 

Ein innergemeinschaftlicher Erwerb setzt gem. § 1a Abs. 1 Nr. 1 UStG zunächst 
voraus, dass ein Gegenstand im Rahmen einer Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG 
aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates i.S.d. § 1 Abs. 2a Satz 1 UStG (Österreich) 
in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates (Deutschland) gelangt.  

 

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass Moser und Angerer eine 
Verkaufskommission vereinbart haben. Angerer als Kommissionär verkauft zwar im 
eigenen Namen, aber auf Rechnung des Moser als Kommittent die Landmaschinen 
(vgl. § 383 Abs. 1 HGB). Der handelsrechtlich geprägte 
Geschäftsbesorgungsvertrag tritt vor dem Hintergrund der Lieferfiktion des § 3 
Abs. 3 Satz 1 UStG für umsatzsteuerliche Zwecke zurück, da nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 UStG beim Kommissionsgeschäft eine Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG 
zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär fingiert wird. Dabei gilt 
gem. § 3 Abs. 3 Satz 2 UStG Angerer als Verkaufskommissionär als 
Abnehmer. Beim Kommissionsgeschäft (§ 3 Abs. 3 UStG) liegt eine Lieferung des 
Kommittenten an den Kommissionär erst im Zeitpunkt der Lieferung des 
Kommissionsguts an den Abnehmer vor (Abschn. 3.1 Abs. 3 Satz 7 UStAE und 
BFH-Urteil vom 25.11.1986 – V R 102/78, BStBl II 1987, 278). Dies hätte jedoch 
zur Konsequenz, dass die beiden Schlepper eben nicht bereits am 11.4.2026 
aufgrund einer vereinbarten Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG von Österreich nach 
Deutschland verbracht wurden. Es hätte sich dann lediglich um ein 
rechtsgeschäftsloses Verbringen gehandelt. Moser hätte demnach einen fiktiven 
innergemeinschaftlichen Erwerb i.S.d. § 1a Abs. 2 UStG und mit dem Verkauf 

 



Lösungsvorschlag zur Steuerberaterprüfung 2023 (Rechtsstand 2026) Beispielsklausur 
Bundessteuerberaterkammer kdöR  Seite 15 von 54 

 

 

durch Angerer eine ruhende Lieferung i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG i.V.m. 
§ 3 Abs. 1, Abs. 5a und Abs. 7 Satz 1 UStG. Moser müsste sich demnach in 
Deutschland registrieren lassen.  

Gelangt das Kommissionsgut bei der Zurverfügungstellung an den Kommissionär 
im Wege des innergemeinschaftlichen Verbringens vom Ausgangs- in den 
Bestimmungsmitgliedstaat, kann gem. Abschn. 3.1 Abs. 3 Satz 8 UStAE und 
Abschn. 1a.2 Abs. 7 UStAE die Lieferung jedoch nach dem Sinn und Zweck der 
Regelung bereits zu diesem Zeitpunkt als erbracht angesehen werden, was zur 
Folge hat, dass die Registrierungspflicht des Kommittenten entfällt.  

 

Unter Inanspruchnahme dieser Vereinfachung kann demnach die 
Voraussetzung des § 1a Abs. 1 Nr. 1 UStG bejaht werden. Da Angerer seinerseits 
Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG ist, der die Landmaschinen für 
sein Unternehmen erwirbt, liegt auch die Voraussetzung des § 1a Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a) UStG vor.  

 

Da Moser die Lieferung der Landmaschinen an Angerer als Unternehmer i.S.d. § 2 
Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG gegen Entgelt, also im Leistungsaustausch, ausführt und 
darüber hinaus in Österreich, mangels gegenteiligen Sachverhaltsangaben nicht 
aufgrund der Sonderregelungen für Kleinunternehmer (i.S. einer analogen 
Anwendung von § 19 UStG bzw. Art. 281 bis 294 MwStSystRL) steuerfrei ist, sind 
auch die Voraussetzungen des § 1a Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) und b) UStG 
gegeben. 

 

Der Erwerb erfolgte auch im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG, da der 
innergemeinschaftliche Erwerb gem. § 3d Satz 1 UStG in dem Mitgliedstaat 
bewirkt wird, in dem die Beförderung (i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 2 UStG) endet 
(Deutschland, Passau).  

 

Der innergemeinschaftliche Erwerb ist daher am 11.04.2026 gem. § 1 Abs. 1 Nr. 5, 
1a und § 3d Satz 1 UStG steuerbar (vgl. auch Abschn. 1a.2 Abs. 7 Satz 3 UStAE) 
und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4b UStG) mit 19 % (vgl. § 12 Abs. 1 UStG) 
steuerpflichtig. 
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b)  Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe / Entstehung / Schuldner / 
Vorsteuer 

 

 

Die Bemessungsgrundlage ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 UStG das Entgelt. Entgelt 
wiederum ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG die Gegenleistung abzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer. Die Vereinfachung des Abschn. 1a.2 Abs. 7 UStG 
bedingt, dass das Entgelt gem. § 162 Abs. 1 Satz 1 AO zu schätzen ist.  
Die Vertragsparteien strebten einen Verkaufspreis in Höhe von 95.200 € an. 
Darüber hinaus haben die Vertragsparteien eine Provision in Höhe von 10 % des 
Nettoverkaufspreises vereinbart.   

 

Da die Landmaschinen gem. § 12 Abs. 1 UStG mit 19 % besteuert werden, wurde 
demnach ein Nettoverkaufspreis von 80.000 € (= 95.200 € / 1,19) und folglich eine 
Provision von 8.000 € (10 % x 80.000 €) angestrebt. Aus diesem Grund beläuft sich 
die Bemessungsgrundlage gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG auf 72.000 € je 
Landmaschine (= 80.000 € Nettoverkaufspreis ./. Provision in Höhe von 8.000 €).  

 

Die Bemessungsgrundlage für die beiden Landmaschinen beläuft sich demnach 
auf 144.000 € (= 2 x 72.000 €) und die Umsatzsteuer somit jeweils auf 13.680 € 
(= 72.000 € x 19 %) bzw. gesamt auf 27.360 € (= 144.000 € x 19 %). 

 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 6 UStG entsteht die Steuer mit Ausstellung der Rechnung, 
spätestens jedoch mit Ablauf des dem Erwerb folgenden Kalendermonats. Da die 
Vertragsparteien sich auf eine Gutschrift i.S.d. § 14 Abs. 2 Satz 5 UStG verständigt 
haben und diese erst am 07.11.2026 erfolgte, entsteht die Steuer bereits mit Ablauf 
des 31.05.2026, da aufgrund der Vereinfachung des Abschn. 1a.2 Abs. 7 UStAE 
der innergemeinschaftliche Erwerb bereits am 11.04.2026 ausgeführt wurde. Die 
Steuer wird gem. § 13a Abs. 1 Nr. 2 UStG von Angerer als Erwerber geschuldet. 
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Angerer kann die von ihm geschuldete Umsatzsteuer gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 UStG i.V.m. § 16 Abs. 2 und 18 Abs. 2 UStG im Voranmeldungszeitraum Mai 
2026 als Vorsteuer abziehen, da die Regelung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG 
keine Rechnung voraussetzt und sich der Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
nach § 3d Satz 1 UStG gerichtet hat (vgl. auch Abschn. 15.10 Abs. 1 und 3 UStAE). 
Darüber hinaus wird das Vorsteuerabzugsrecht weder nach § 15 Abs. 1a UStG 
eingeschränkt, nach § 15 Abs. 2 UStG ausgeschlossen noch ist das 
Vorsteuerabzugsrecht nach § 25f Abs. 1 Nr. 3 UStG zu versagen.  

 

2/38 

2.  Verkauf Angerer an Josef Bauer: 
 

 

a)  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) 
 

 

Mit Übergabe des Schleppers aufgrund des abgeschlossenen Kaufvertrages und 
der eingeräumten Kreditgewährung führt Angerer an Josef Bauer eine 
(einheitliche) Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG in Erfüllung des mit Moser 
vereinbarten Kommissionsgeschäftes (i.S.d. § 3 Abs. 3 UStG) aus.  

 

Da die Einräumung der Ratenzahlung und die Lieferung des Schleppers weder 
gesonderte Vereinbarungen zugrunde liegen, noch jeweils eigenständige 
Preisbildungen vorliegen, noch jeweils gesondert abgerechnet wurden, liegt im 
Hinblick auf Abschn. 3.10 Abs. 1, Abs. 5 und insbesondere Abschn. 3.11 Abs. 1 
Satz 4 UStAE eine einheitliche Leistung (Lieferung des Schleppers) und keine 
zwei getrennt zu beurteilende Leistungen (Schlepperlieferung und 
Kreditgewährung) vor.  
Insofern entpuppt sich die Kreditgewährung als Nebenleistung der Lieferung und 
teilt demnach deren Schicksal (Abschn. 3.10 Abs. 5 Satz 1 UStAE).  

 

Die Lieferung wurde bereits mit Übergabe des Schleppers am 13.06.2026 
ausgeführt, da dem Käufer zu diesem Zeitpunkt die Verfügungsmacht verschafft 
wurde. Die Verschaffung der Verfügungsmacht beinhaltet den von den Beteiligten 
endgültig gewollten Übergang von wirtschaftlicher Substanz, Wert und Ertrag eines 
Gegenstands vom Leistenden auf den Leistungsempfänger (vgl. Abschn. 3.1 
Abs. 2 Satz 1 UStAE und BFH-Urteile vom 18.11.1999 – V R 13/99, BStBl II 2000 
S. 153, und vom 16.03.2000 – V R 44/99, BStBl II S. 362).  

 

Mit der Übergabe des Schleppers und der gleichzeitigen Vereinbarung, dass das 
Eigentum gem. § 929 Satz 1 BGB i.V.m. § § 449 Abs. 1 und 158 Abs. 1 BGB erst 
bei vollständiger Zahlung des Kaufpreises übergehen soll, ändert an dem Zeitpunkt 
der Lieferung nichts, da mit Übergabe des Kaufgegenstandes die sog. Preisgefahr 
auf den Käufer übergegangen ist (vgl. § 446 Satz 1 BGB). Aus diesem Grund kann 
der Käufer mit dem Kaufgegenstand – wie ein Eigentümer – nach Belieben 
verfahren. Folglich wurde ihm mit Übergabe des Kaufgegenstandes die 
Verfügungsmacht an diesem verschafft (vgl. auch (und kürzer) Abschn. 3.1 
Abs. 3 Satz 4 UStAE).  

 

Die Lieferung wurde auch gegen Entgelt, also im Leistungsaustausch (vgl. 
Abschn. 1.1 Abs. 1 Satz 4 UStAE) durch Angerer als Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 
Satz 1 und 3 UStG im Rahmen seines Unternehmens (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 UStG) 
im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG ausgeführt.  

 

Der Ort der Lieferung richtet sich vorliegend nach § 3 Abs. 5a i.V.m. Abs. 6 Satz 1 
UStG danach wo die Beförderung i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 2 UStG begann (Passau; 
Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG), da die vorrangig zu prüfenden 
Ortsbestimmungen der §§ 3c, 3e und 3g UStG (offensichtlich) nicht einschlägig 
sind.  

 

Der Umsatz ist daher gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG in Deutschland steuerbar 
und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) mit 19 % (vgl. § 12 Abs. 1 UStG) 
steuerpflichtig.  
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b)  Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe / Steuerentstehung / 
Schuldner 

 

 

Die Bemessungsgrundlage ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 UStG das Entgelt. Entgelt 
wiederum ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG die Gegenleistung abzüglich der 
gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer, vorliegend also 68.000 € (= 80.920 € / 
1,19).  
Die Umsatzsteuer beläuft sich daher auf 12.920 € (= 68.000 € x 19 %) und entsteht 
gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 1 UStG i.V.m. § 18 Abs. 2 UStG mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraum Juni 2026, da die Lieferung am 13.06.2026 
ausgeführt wurde. Die Umsatzsteuer wird von Angerer als liefernden Unternehmer 
gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG geschuldet.  
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3.  Vorsteuerabzug Josef Bauer aus Erwerb (§ 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 UStG / § 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 UStG) 

 

 

Da Josef Bauer als selbstständiger Landwirt Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 
und 3 UStG ist, der die Landmaschine für sein Unternehmen erwirbt, ist er 
grundsätzlich gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG zum Vorsteuerabzug 
berechtigt, da er im Besitz einer ordnungsgemäßen Rechnung i.S.d. § 14 UStG ist.  

 

Josef Bauer erzielt mit seinem landwirtschaftlichen Betrieb Umsätze i.S.d. § 19 
Abs. 2 UStG zwischen 400.000 € und 500.000 € pro Jahr. Aus diesem Grund 
unterliegt der land- und forstwirtschaftliche Bereich gem. § 24 Abs. 1 Satz 1 
UStG der Sonderregelung des § 24 UStG. Da Josef Bauer den Schlepper 
ausschließlich zum Einsatz seines landwirtschaftlichen Betriebs einsetzt, ist ein 
möglicher Vorsteuerabzug mit den in § 24 Abs. 1 Satz 3 UStG aufgeführten 
Pauschalen abgegolten. Nach § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG entfällt ein 
darüberhinausgehender Vorsteuerabzug.  
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4.  Verkauf gebrauchter Schlepper an Fischer 
 

 

a)  Steuerbarkeit / Steuerbefreiung 
 

 

Mit der Übergabe des gebrauchten Schleppers an Fritz Fischer führt Josef Bauer 
am 22.06.2026 eine Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UstG gegen Entgelt, also im 
Leistungstausch als Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UstG im Rahmen 
seines Unternehmens i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 2 UstG aus, da der Schlepper seinem 
Unternehmensbereich zuzuordnen war und der Verkauf sich als Hilfegeschäft 
seiner landwirtschaftlichen Tätigkeit darstellt (Abschn. 2.7 Abs. 2 Satz 1 und 2 
UstAE).  
Die Lieferung wurde auch im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UstG ausgeführt, da 
sich der Lieferort nach § 3 Abs. 5a und Abs. 6 Satz 1 UstG danach richtet, wo die 
Beförderung i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 2 UstG begann (Vilshofen, Inland).  
Die Lieferung ist demnach gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UstG steuerbar und 
mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UstG) auch steuerpflichtig.  
 

 

b)  Steuersatz / Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe / Entstehung / 
Steuerschuldner 

 

 

Der Steuersatz beläuft sich gem. § 12 Abs. 1 UStG auf 19 %, da die Regelung 
des § 24 Abs. 1 UStG nicht anwendbar ist.  
Die Regelung des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG ist deshalb nicht anwendbar, da 
der Verkauf eines Gegenstandes des land- und forstwirtschaftlichen 
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Unternehmensvermögens kein Verkauf eines land- und forstwirtschaftlichen 
Erzeugnisses darstellt (vgl. Abschn. 24.2 Abs. 6 Satz 5 UStAE und BFH-Urteil vom 
17.08.2023 – V R 3/21, BStBl. II 2025, S. 883).  
Die Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG beläuft sich 
demnach auf 8.403,36 € (= 10.000 € / 1,19) und die Umsatzsteuer somit auf 
1.596,64 € (= 8.404,36 € x 19 %).  

Hinweis:  
Abschn. 24.2 Abs. 6 UStAE hatte bis zum BMF-Schreiben vom 12.11.2025 
(BStBl. I, S. 1934) noch folgenden Wortlaut:  
 
(6)  1Der Durchschnittssatz nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG gilt insbesondere 

für die Umsätze der wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse wie z. B. 
Getreide, Getreideerzeugnisse, Vieh, Fleisch, Milch, Obst, Gemüse und Eier. 
2Die Umsätze mit Gegenständen des land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmensvermögens (z. B. der Verkauf gebrauchter landwirtschaftlicher 
Geräte) unterliegen der Regelbesteuerung. 3Aus Vereinfachungsgründen wird 
die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung auf diese Umsätze jedoch 
nicht beanstandet, wenn die Gegenstände während ihrer Zugehörigkeit zum 
land- und forstwirtschaftlichen Unternehmensvermögen nahezu 
ausschließlich, d. h. zu mindestens 95 %, für Umsätze verwendet wurden, die 
den Vorsteuerabzug nach § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG ausschließen. 4Zeiträume, 
in denen der Unternehmer nach § 24 Abs. 4 UStG zur Anwendung der 
allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes optiert hatte, bleiben für 
Zwecke der Prüfung der 95 %-Grenze außer Betracht. 5Voraussetzung für die 
Anwendung der Vereinfachungsregelung ist jedoch, dass der Unternehmer für 
diese Gegenstände darauf verzichtet, einen anteiligen Vorsteuerabzug 
vorzunehmen.  

 
Aufgrund des vorgenannten BMF-Schreibens hält die Finanzverwaltung, an der in 
Abschn. 24.2 Abs. 6 Satz 3 UStAE a.F. bestehenden Vereinfachungsmöglichkeit 
aufgrund des BFH-Urteils vom 17.08.2023 – VR 37/21, BStBl. II 2025, S. 883 nicht 
mehr fest.  
 
Grundsätzlich ist das BMF-Schreiben vom 12.11.2025 in allen offenen Fällen 
anzuwenden. Die Finanzverwaltung hat aber noch folgende 
Anwendungsregelungen in dem vorgenannten BMF-Schreiben aufgenommen: 
 
„Aus Gründen des Vertrauensschutzes wird es für bis zum 30. Juni 2026 
ausgeführte Umsätze – auch für Zwecke des Vorsteuerabzuges – nicht 
beanstandet, wenn sich der Unternehmer auf die Regelungen des Abschnitts 24.2 
Abs. 6 Sätze 3 bis 5 UStAE und des Abschnitts 24.3 Abs. 9 Sätze 3 und 4 UStAE 
in der bis zum 11. November 2025 gültigen Fassung beruft und die Rechnung 
entsprechend ausstellt. Wird die ausgestellte Rechnung nachträglich unter Ausweis 
des regulären Steuersatzes berichtigt, ist ggf. Abschnitt 14c.1 Abs. 1 Satz 6 
Nummer 5 UStAE zu beachten. Wenn ein Verkauf von land- und 
forstwirtschaftlichem Unternehmensvermögen der Regelbesteuerung unterliegt 
(weil für einen Umsatz vor dem 1. Juli 2026 die vorstehende Regelung nicht in 
Anspruch genommen wird oder der Umsatz nach dem 30. Juni 2026 erfolgt), kann 
wegen dieser Änderung der Verhältnisse unter den übrigen Voraussetzungen eine 
zeitanteilige Berichtigung des – ursprünglich nur in Höhe des sich aus § 24 Abs. 1 
Satz 3 UStG ergebenden Vorsteuerabzuges – nach § 15a Abs. 8 und 9 UStG 
erfolgen (vgl. Abschnitt 15a.2 Abs. 2 Satz 3 Nummer 2 UStAE).“  
Kandidaten, die sich genau auf diese Vereinfachung und der seitens der 
Finanzverwaltung eingeräumten Übergangsregelung berufen, haben den Verkauf 
mit dem nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG geltenden Steuersatz von 7,8 % 
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unterworfen, da die Regelung des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 UStG nicht 
anwendbar ist.  
Die Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG beläuft sich in 
diesen Fällen folglich auf 9.276,44 € (= 10.000 € / 1,078) und die Umsatzsteuer auf 
723,56 € (= 9.276,44 € x 7,8 %).  
Da der Verkauf aufgrund der Vereinfachung der Finanzverwaltung unter § 24 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG unterworfen wurde, steht Bauer gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 
i.V.m. Satz 1 Nr. 3 UStG und § 15 Abs. 1 UStG ein Vorsteuerabzug in 
korrespondierender Höhe, also in Höhe von 723,56 € zu. Ein 
darüberhinausgehender Vorsteuerabzug entfällt gem. § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG. 
Eine Zahllast ergibt sich für Josef Bauer aufgrund der Vereinfachung demnach 
nicht.  
 
Hinweis:  
Sind Sie sich bei der Nacharbeit bitte darüber bewusst, dass die Originalklausur im 
Oktober 2023 geschrieben wurde und demnach Ihre Vorgänger die alte Fassung 
des Abschn. 24.2 Abs. 6 UStAE vor sich liegen hatten. Selbstverständlich wurde 
im Originalexamen dann auch die zum damaligen Zeitpunkt vorhandene 
Vereinfachung der Finanzverwaltung verlangt.  
 

Die Steuer ist gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 1 UStG i.V.m. § 18 Abs. 2 
UStG mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums Juni 2026 entstanden und wird von 
Josef Bauer gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG geschuldet.  
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c)  Änderung der Verhältnisse 
 

 

Mit dem Verkauf des alten Schleppers könnte aufgrund des Verkaufs sich eine 
Änderung der Verhältnisse nach Maßgabe von § 15a Abs. 7, 8 und 9 i.V.m. Abs. 1 
UStG ergeben, da bei Erwerb des alten Schleppers Josef Bauer vor dem 
Hintergrund des § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG kein Vorsteuerabzug zustand und der 
Verkauf nach den allgemeinen Regelungen – außerhalb des Anwendungsbereichs 
des § 24 UStG – erfolgte. Der mit der erstmaligen Verwendung beginnende 
Berichtigungszeitraum des § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG von fünf Jahren, ist aber 
vorliegend offensichtlich bereits abgelaufen, da Josef Bauer den alten Schlepper lt. 
Sachverhalt vor 12 Jahren erworben hat. Eine Änderung der Verhältnisse ergibt 
sich demnach nicht.  
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Hinweis:  
Kandidaten, die auf Abschn. 24.2 Abs. 6 UStAE und der damit verbundenen 
Übergangsregelung zu dem Ergebnis gekommen sind, dass der Verkauf im 
Anwendungsbereich des § 24 UStG erfasst wird, kommen bereits zu dem Ergebnis, 
dass keine Änderung der Verhältnisse nach § 15a Abs. 7 i.V.m. Abs. 1 UStG 
vorliegt.  
 

 

5.  Änderung der Bemessungsgrundlage für den 
innergemeinschaftlichen Erwerb  

 

 

a)  für den verkauften Schlepper 
 

 

Mit dem Verkauf des Schleppers an Bauer unter dem angestrebten Verkaufspreis 
hat sich gleichzeitig die Bemessungsgrundlage für den innergemeinschaftlichen 
Erwerb gem. § 17 Abs. 1 Satz 1 und Satz 5 UStG und der damit einhergehende 
Vorsteuerabzug gem. § 17 Abs. 1 Satz 2 UStG geändert. Die Änderung der 
Bemessungsgrundlage ermittelt sich dabei wie folgt:  
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Ursprüngliche Bemessungsgrundlage  80.000 € 
./.  tatsächliche Bemessungsgrundlage gem.  

§ 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG  68.000 € 
= Änderung somit  12.000 € 
 
Ursprüngliche Umsatzsteuer (80.000 € x 19 %) 15.200 € 
./. tatsächliche Umsatzsteuer (68.000 € x 19 %) 12.920 € 
= Änderung somit  2.280 € 
 

 

Die Änderung ist gem. § 17 Abs. 1 Satz 8 UStG i.V.m. § 18 Abs. 2 UStG im 
Voranmeldungszeitraum Juni 2026 vorzunehmen, da die Änderung mit dem 
Verkauf des einen Schleppers an Bauer erfolgt ist.  
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b)  für den nach Linz zurückgebrachten Schlepper 

 
 

Darüber hinaus liegt mit der Rückgängigmachung des ursprünglichen 
innergemeinschaftlichen Erwerbs aufgrund der Vereinfachung des Abschn. 1a.2 
Abs. 7 UStAE eine Änderung nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 UStG vor.  
Nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 UStG ist die Regelung des § 17 Abs. 1 UStG entsprechend 
anzuwenden, wenn der ursprüngliche Umsatz rückgängig gemacht wird. Da der 
Schlepper von Moser am 27.10.2026 wieder in Passau abgeholt wurde und er ihn 
zurück nach Linz brachte, wurde der Erwerb zu diesem Zeitpunkt rückgängig 
gemacht.  
Aus diesem Grund beläuft sich die gem. § 17 Abs. 1 Satz 1, 2, 5 UStG 
vorzunehmende Änderung in voller Höhe gem. § 17 Abs. 1 Satz 8 UStG im 
Voranmeldungszeitraum Oktober 2026. Die Änderung der Bemessungsgrundlage 
beläuft sich demnach 80.000 € und die damit verbundene Änderung der 
Erwerbsteuer und der damit einhergehenden Vorsteuer auf 15.200 €.  
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Tz. 2 Ein- und Verkauf des Aufsitzrasenmähers an 
Karl Kraus und die damit verbundene Beauftragung 
des Spediteurs Schwejk  
 

 

1. Verkauf des Aufsitzrasenmähers an Karl Kraus  
 

 

a) Steuerbarkeit 
 

 

Mit der Auslieferung des Aufsitzrasenmähers durch den Spediteur Schwejk 
aufgrund des zwischen Angerer und Karl Kraus abgeschlossenen Kaufvertrages 
führt Angerer an Karl Kraus eine Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG aus, da er ihm 
Verfügungsmacht an dem Rasenmäher verschafft.  
Dabei handelt es sich um eine Versendungslieferung i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 3 UStG, 
die gem. § 3 Abs. 6 Satz 4 UStG mit Übergabe des Aufsitzrasenmähers an Schwejk 
als ausgeführt gilt. Die Lieferung wurde von Angerer dabei auch gegen Entgelt, also 
im Leistungsaustausch als Unternehmer (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG) im 
Rahmen seines Unternehmens (§ 2 Abs. 1 Satz 2 UStG) erbracht.  
 

 

aa)  Reihengeschäft i.S.d. § 3 Abs. 6a Satz 1 UStG 
 

 

Die Lieferung wurde darüber hinaus im Rahmen eines Reihengeschäftes i.S.d. 
§ 3 Abs. 6a Satz 1 UStG ausgeführt, da mehrere Unternehmer (Hersteller Horvat 
und Angerer) über denselben Gegenstand (Aufsitzrasenmäher) Liefergeschäfte 
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abgeschlossen haben und der Aufsitzrasenmäher unmittelbar von Horvat als ersten 
Unternehmer an Karl Kraus als letzten Abnehmer gelangt ist. Aufgrund der 
Formulierung „mehrere“ liegt demnach ein Reihengeschäft i.S.d. § 3 Abs. 6a Satz 1 
UStG im Gegensatz zum innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäft i.S.d. § 25b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG auch dann vor, wenn wie vorliegend lediglich zwei und 
nicht drei Unternehmer über denselben Gegenstand Liefergeschäfte abschließen. 
Nach § 3 Abs. 6a Satz 1 UStG kann es nur eine sog. bewegte Lieferung geben. 
Alle übrigen Lieferungen sind aufgrund der Fiktion des § 3 Abs. 6a Satz 1 UStG 
ruhende Lieferungen.  
 

bb) Zuordnung der bewegten Lieferung (§ 3 Abs. 6a Satz 2 bis 7 UStG) 
 

 

Da Angerer den Spediteur Schwejk aus Pilsen mit dem Transport von Pilsen nach 
Schärding beauftragt hat, also transportveranlassender Zwischenhändler ist, ist die 
bewegte Lieferung gem. § 3 Abs. 6a Satz 4 erster Halbsatz UStG zwischen der 
Lieferung von Horvat an Angerer zuzuordnen, da eine davon abweichende 
Zuordnung der bewegten Lieferung nach § 3 Abs. 6a Satz 4 zweiter Halbsatz 
UStG nicht vorliegt. Bei grenzüberschreitenden Warenlieferungen bei denen der 
Zwischenhändler den Transport veranlasst hat, ist ein von § 3 Abs. 6a Satz 4 erster 
Halbsatz UStG abweichender Nachweis, dass er als Lieferer und nicht als 
Abnehmer auftritt nur nach Maßgabe von § 3 Abs. 6a Sätze 5 bis 7 UStG möglich 
(vgl. auch Abschn. 3.14 Abs. 9 Satz 2 UStAE).  

 

Gelangt der Gegenstand der Lieferung im Rahmen eines Reihengeschäftes aus 
dem Gebiet eines Mitgliedstaats (Tschechien, vgl. § 1 Abs. 2a Satz 1 UStG und 
Abschn. 1.10 Abs. 1 UStAE) in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
(Österreich), gilt der Nachweis, dass Angerer als Zwischenhändler den 
Gegenstand als Lieferer versendet hat, gem. § 3 Abs. 6a Satz 5 UStG nur dann 
als erbracht, wenn er gegenüber Horvat als leistenden Unternehmer bis zum 
Beginn der Versendung eine tschechische USt-IdNr. verwendet hätte. Angerer ist 
aber nach den allgemeinen Sachverhaltsangaben mit seiner deutschen USt-IdNr. 
aufgetreten. Aus diesem Grund liegt ein Nachweis i.S.d. § 3 Abs. 6a Satz 5 UStG 
nicht vor.  
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Folglich ist die bewegte Lieferung zwischen der Lieferung von Horvat an Angerer 
gem. § 3 Abs. 6a Satz 4 erster Halbsatz UStG zuzuordnen.  
 

 

cc) Folgen für den eigentlich zu beurteilenden Umsatz 
 

 

Daraus folgt, dass es sich bei der Lieferung von Angerer an Karl Krauss um eine 
ruhende Lieferung handelt, die der bewegten Lieferung folgt.  

 

Dabei bestimmt sich der Ort dieser ruhenden Lieferung gem. § 3 Abs. 5a und 
Abs. 7 Satz 2 Nr. 2 UStG danach, wo die Versendung endet. Da die Versendung 
in Schärling, also in Österreich geendet hat, ist die Lieferung in Deutschland nicht 
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG steuerbar.  
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Die Ortsbestimmung des § 3c Abs. 1 Satz 1 UStG, wonach sich der Ort danach 
richtet, wo die Versendung endet, ist nicht einschlägig, da die Regelung des § 3c 
Abs. 1 Satz 1 UStG ein befördern oder versenden i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 2 bzw. 
Satz 3 UStG voraussetzt, was aber aufgrund der Fiktion des § 3 Abs. 6a Satz 1 
UStG nur bei der bewegten Lieferung möglich ist (vgl. auch Abschn. 3.14 Abs. 18 
Satz 3 UStAE). 
 

 

Ergänzender Hinweis auf Registrierung in Österreich (nicht von der 
Aufgabenstellung gedeckt)  
 

 

Lediglich ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der Umsatz in Österreich nach 
österreichischem Umsatzsteuergesetz dort steuerbar und dort steuerpflichtig ist. 
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Angerer hat sich demnach in Österreich umsatzsteuerlich registrieren zu lassen 
und hat den Umsatz demnach in Österreich im allgemeinen Besteuerungsverfahren 
(Art. 250 bis 161 MwStSystRL) zu deklarieren.  

 

2.  Erwerb von Horvat 
 

 

a)  Steuerbarkeit gem. § 1 Abs. 1 Nr. 5 UStG 

 
 

Mit dem Erwerb des Aufsitzrasenmähers verwirklicht Angerer einen 
innergemeinschaftlichen Erwerb gegen Entgelt im Inland, der nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 
i.V.m. § 1a Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. a) und Nr. 3 Buchst. a) und b) UStG i.V.m. 
§ 3d Satz 2 UStG in Deutschland steuerbar ist.  

 

Ein innergemeinschaftlicher Erwerb setzt gem. § 1a Abs. 1 Nr. 1 UStG zunächst 
voraus, dass ein Gegenstand im Rahmen einer Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG 
aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates i.S.d. § 1 Abs. 2a Satz 1 UStG (Tschechien, 
vgl. auch Abschn. 1.10 Abs. 1 UStAE) in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
(Österreich) gelangt.  

 

Ein „Gelangen“ in dem vorgenannten Sinn kann aber aufgrund der Fiktion des § 3 
Abs. 6a Satz 1 UStG bei einem Reihengeschäft lediglich bei der bewegten 
Lieferung möglich sein. Da die bewegte Lieferung aufgrund der Regelung des § 3 
Abs. 6a Satz 4 erster Halbsatz UStG zwischen der Lieferung seitens des 
Herstellers Horvat und Angerer zugeordnet wurde, liegt die Voraussetzung des 
§ 1a Abs. 1 Nr. 1 UStG vor.  

 

Da Angerer seinerseits Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG ist, der 
den Aufsitzrasenmäher für sein Unternehmen erwirbt, liegt auch die Voraussetzung 
des § 1a Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) UStG vor, wobei angemerkt sein darf, dass auch 
nur er als Leistungsempfänger der bewegten Lieferung im Rahmen eines 
Reihengeschäftes Erwerber i.S.d. § 1a Abs. 1 Nr. 2 UStG sein kann (vgl. auch 
Abschn. 3.14 Abs. 13 Satz 3 UStAE analog).  

 

Da Horvat den Aufsitzrasenmäher an Angerer als Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 
Satz 1 und 3 UStG gegen Entgelt, also im Leistungsaustausch, ausführt und 
darüber hinaus in Tschechien, mangels gegenteiligen Sachverhaltsangaben nicht 
auf Grund der Sonderregelungen für Kleinunternehmer (i.S. einer analogen 
Anwendung von § 19 UStG bzw. Art. 281 bis 294 MwStSystRL) steuerfrei ist, ist 
auch die Voraussetzung von § 1a Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) und b) UStG gegeben.  

 

Der Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs bestimmt sich gem. § 3d Satz 1 
UStG danach, wo die Versendung endet. Da die Versendung in Schädling in 
Österreich endet, ist der Erwerb analog § 1 Abs. 1 Nr. 5, 1a Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2a 
und Nr. 3a und Nr. 3b UStG in Österreich steuerbar (vgl. auch Art. 2 Abs. 1 Buchst. 
b) Unterbuchstabe i), Art. 20 und 40 MwStSystRL).  

 

Da Angerer gegenüber Horvat mit seiner deutschen USt-IdNr., also mit einer 
anderen USt-IdNr. als mit der von dem Mitgliedstaat nach § 3d Satz 1 UStG 
aufgetreten ist, gilt der Erwerb gem. § 3d Satz 2 UStG auch so lange in 
Deutschland als ausgeführt, bis er dem deutschen Fiskus nachgewiesen hat, dass 
der Erwerb tatsächlich in Österreich besteuert wurde.  

 

Der innergemeinschaftliche Erwerb ist daher am 10.05.2026 gem. § 1 Abs. 1 Nr. 5, 
1a und § 3d Satz 2 UStG steuerbar und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4b UStG) 
mit 19 % (vgl. § 12 Abs. 1 UStG) steuerpflichtig. 
 

 

b) Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe / Entstehung / Schuldner / 
Vorsteuer 
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Die Bemessungsgrundlage ist gem. § 10 Abs. 2 Satz 1 UStG das Entgelt. Entgelt 
wiederum ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG die Gegenleistung abzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer.  
Da Horvat aufgrund der Parallelregelung des § 4 Nr. 1 Buchst. b) i.V.m. § 6a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. a), Nr. 3 und Nr. 4 UStG in Tschechien eine 
steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung ausgeführt hat (vgl. auch Art. 2 
Abs. 1 Buchst. a) und Art. 138 MwStSystRL) und demnach eine Nettorechnung 
i.S.d. § § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 und 14a Abs. 3 UStG analog (vgl. auch Art. 222 
Abs. 1 MwStSystRL) ausgestellt hat, ist der Rechnungsbetrag in Höhe von 
62.500,00 CZK lt. Sachverhalt ein Nettobetrag und folglich die 
Bemessungsgrundlage i.S.d. § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG.  
Dabei ist der Betrag gem. § 16 Abs. 6 Satz 1 UStG auf Euro nach den 
Durchschnittskursen umzurechnen, die das Bundesministerium der Finanzen für 
den Monat öffentlich bekanntgibt, in dem die Leistung ausgeführt wird. Laut 
Sachverhalt beläuft sich der Umrechnungskurs für 1 CHK auf 0,04 €. Demnach 
beläuft sich die Bemessungsgrundlage auf 2.500 € (=62.500 CZK x 0,04 €) und die 
Umsatzsteuer gem. § 12 Abs. 1 UStG somit auf 475 € (= 2.500 € x 19 %).  
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Da die Rechnung von Horvat bereits am 19.05.2026 ausgestellt wurde, entstand 
die Steuer gem. § 13 Abs. 1 Nr. 6 UStG mit Ausstellung der Rechnung. Die Steuer 
wird gem. § 13a Abs. 1 Nr. 2 UStG von Angerer als Erwerber geschuldet. 

 

 

c) Vorsteuerabzug (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG) 
 

 

Angerer kann die von ihm geschuldete Umsatzsteuer nicht gem. § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 UStG i.V.m. § 16 Abs. 2 und 18 Abs. 2 UStG als Vorsteuer abziehen, 
da sich der Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs in Deutschland nach § 3d 
Satz 2 UStG und nicht nach § 3d Satz 1 UStG gerichtet hat (vgl. auch 
Abschn. 15.10 Abs. 3 Satz 2 UStAE).  

 

 

d) Nachweis gem. § 17 Abs. 2 Nr. 4 UStG 
 

 

Sofern Angerer dem Finanzamt nachweist, dass der innergemeinschaftliche 
Erwerb tatsächlich in Österreich besteuert wurde, ändert sich gem. § 17 Abs. 2 
Nr. 4 i.V.m. Abs. 1 Satz 1, Satz 5 und 8 UStG in dem Voranmeldungszeitraum, in 
dem er den Nachweis erbracht hat, die Bemessungsgrundlage und die damit 
verbundene Erwerbsteuer auf 0 €. 

 

 

3.  Transport Spediteur 
 

 

Mit dem Transport des Aufsitzrasenmähers durch den Spediteur Schwejk am 
15.05.2026 kommt es gem. § 13b Abs. 1, Abs. 5 Satz 1 erster Halbsatz und 
Abs. 7 Satz 2 UStG zu einer Verlagerung der Steuerschuld von Schwejk an 
Angerer in Höhe von 38 € (= 200 € x 19 %) im Voranmeldungszeitraum Mai 2026.  

 

Darüber hinaus ist gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 UStG Angerer berechtigt, die von 
ihm geschuldete Umsatzsteuer als Vorsteuer abzuziehen, da das 
Vorsteuerabzugsrecht weder gem. § 15 Abs. 1a UStG eingeschränkt, nach § 15 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG ausgeschlossen noch nach § 25f Abs. 1 Nr. 4 UStG zu 
versagen ist. Dies ergibt sich aus Folgendem:  
 

 

a)  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) für Schwejk / Steuerbefreiung 
 

 

Mit dem Transport des Aufsitzrasenmähers erbringt Schwejk als Unternehmer 
i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG im Rahmen seines Unternehmens i.S.d. § 2 
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Abs. 1 Satz 2 UStG eine sonstige Leistung i.S.d. § 3 Abs. 9 Satz 1 UStG gegen 
Entgelt, also im Leistungsaustausch.  
Der Ort dieser sonstigen Leistung richtet sich gem. § 3a Abs. 2 Satz 1 UStG 
danach, von wo aus der leistungsempfangene Unternehmer, also Angerer sein 
Unternehmen betreibt.  
Da Angerer sein Unternehmen in Passau, also im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 
UStG betreibt, ist der Umsatz gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG in Deutschland 
steuerbar. 

Die Regelung des § 3b Abs. 3 UStG ist deshalb nicht anwendbar, da sich diese 
Norm nur auf innergemeinschaftliche Güterbeförderungen beschränkt, die von 
einem Unternehmer an einen Nichtunternehmer, also nur auf sog. B2C-Umsätze 
und nicht auch auf B2B-Umsätze bezieht. 

 

Darüber hinaus ist der Umsatz auch mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) 
steuerpflichtig. Insbesondere die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 3 Buchst. a) UStG 
kommt nicht in Betracht, da mit dem Transport von Tschechien nach Österreich 
weder eine Ausfuhrlieferung (vgl. § 4 Nr. 4 Buchst. a) Doppelbuchst. aa) UStG 
i.V.m. §§ 4 Nr. 1 Buchst. a) und § 6 UStG analog) noch eine Einfuhr i.S.d. § 1 
Abs. 1 Nr. 4 UStG vorliegt.  
Aus der Sicht des Angerers liegt ein innergemeinschaftlicher Erwerb vor.  

 

 

b)  Steuersatz / Steuerentstehung / Steuerschuldner / 
Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe 

 

 

Aus diesem Grund ist die sonstige Leistung mit 19 % des § 12 Abs. 1 UStG in 
Deutschland steuerpflichtig. Da sich der Ort der steuerpflichtigen sonstigen 
Leistung nach § 3a Abs. 2 UStG richtet und Schwejk ein im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet i.S.d. § 13b Abs. 7 Satz 2 UStG ansässiger Unternehmer 
ist, entsteht die Steuer gem. § 13b Abs. 1 UStG mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums (i.S.d. § 18 Abs. 2 UStG) Mai 2026, da die Leistung am 
15.05.2026 ausgeführt worden ist.  

 

Steuerschuldner ist demnach gem. § 13b Abs. 5 Satz 1 erster Halbsatz UStG 
Angerer als leistungsempfangener Unternehmer.  

 

Da Schwejk nach § 14 Abs. 7 i.V.m. § 14a Abs. 1 UStG analog (bzw. aufgrund 
von Art. 44, 196 und 203 MwStSystRL) eine Rechnung ohne Umsatzsteuer 
ausgestellt hat, wurde in der Rechnung über 5.000 CZK keine Umsatzsteuer offen 
ausgewiesen. Aus diesem Grund handelt es sich bei dem Rechnungsbetrag um 
einen Nettobetrag und folglich um die Bemessungsgrundlage i.S.d. § 10 Abs. 1 
Satz 1 und 2 UStG (vgl. auch Abschn. 13b.13 UStAE).  
Vor dem Hintergrund des § 16 Abs. 6 Satz 1 UStG beläuft sich die 
Bemessungsgrundlage demnach auf 200 € (= 5.000 CZK x 0,04 € / 1 CHK). Die 
Umsatzsteuer beläuft sich daher auf 38 € (200 € x 19 %).  
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c)  Vorsteuerabzug 
 

 

Die von Angerer gem. § 13b Abs. 2, Abs. 5 Satz 1 erster Halbsatz i.V.m. Abs. 7 
Satz 2 UStG geschuldete Umsatzsteuer kann er gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
UStG i.V.m. § 16 Abs. 2 UStG im selben Voranmeldungszeitraum der 
Steuerentstehung, also im Voranmeldungszeitraum Mai 2026 als Vorsteuer 
abziehen, da weder eine Vorsteuerbeschränkung nach § 15 Abs. 1a UStG 
gegeben ist, noch das Vorsteuerabzugsrecht nach § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG 
ausgeschlossen ist, zumal er die bezogene Transportleistung ausschließlich für 
sein Unternehmen bezogen hat (vgl. auch Abschn. 15.2c Abs. 1 Satz 1 UStAE). 
Die Regelung des § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG ist bereits deshalb nicht 
einschlägig, da der Umsatz, wenn er im Inland ausgeführt worden wäre, nicht 
steuerfrei gewesen wäre.  
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Da auch Versagungsgründe nach § 25f Abs. 1 Nr. 4 UStG nicht ersichtlich sind und 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 UStG keine Rechnung i.S.d. § 14 UStG als 
Vorsteuerabzugsberechtigung verlangt (vgl. Abschn. 15.10 Abs. 1 UStAE), hat 
Angerer ebenfalls im Voranmeldungszeitraum Mai 2026 einen auf § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 UStG gestützten Vorsteuerabzug.  
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Tz. 3  
Übertragung landwirtschaftlicher Betrieb / 
Ferienwohnung 
 

 

1.  Übertragung zum 01.10.2023 
 

 

Mit der Übertragung des landwirtschaftlichen Betriebes zum 01.10.2023 im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge mit allen Aktiva und Passiva hat seinerseits 
Franz Bauer an seinen Sohn Josef Bauer eine nicht steuerbare 
Geschäftsveräußerung im Ganzen i.S.d. § 1 Abs. 1a Satz 1 UStG 
vorgenommen. Eine Geschäftsveräußerung im Ganzen liegt gem. § 1 Abs. 1a 
Satz 2 UStG u. a. dann vor, wenn ein Unternehmen, vorliegend der väterliche 
landwirtschaftliche Betrieb im Ganzen unentgeltlich übereignet wird (vgl. hierzu 
Abschn. 1.5 Abs. 1 UStAE und Abschn. 24.1 Abs. 5 Satz 2 UStAE).  

 

Eine Geschäftsveräußerung im Sinne des § 1 Abs. 1a UStG liegt vor, da die 
wesentlichen Grundlagen des väterlichen Betriebs übertagen wurden (vgl. 
Abschn. 1.5 Abs. 1 Satz 1 UStAE). Unerheblich dabei ist, dass (möglicherweise) 
Josef Bauer seine unternehmerische Tätigkeit erst im Zuge der 
Betriebsübertragung aufgenommen hat (vgl. 1.5 Abs. 1 Satz 1 UStAE i.V.m. 
Abschn. 2.6 Abs. 1 UStAE). Entscheidend war vielmehr, dass die übertragenen 
Vermögensgegenstände ein hinreichendes Ganzes gebildet haben, die es 
dem Hofübernehmer ermöglicht haben, die Fortsetzung der bisher von Franz 
Bauer ausgeführten unternehmerischen Tätigkeit zu ermöglichen und der 
Erwerber Josef Bauer dies auch tatsächlich beabsichtigt (vgl. Abschn. 1.5 
Abs. 1 Satz 2 UStAE und BFH-Urteil vom 18.09.2008 – V R 21/07, BStBl II 2009 
S. 54). 

 

Insofern tritt gem. § 1 Abs. 1a Satz 3 UStG der Erwerber Josef Bauer in die 
Fußstapfen seines Vaters Franz Bauer als Veräußerer. Letztlich liegt demnach eine 
Einzelrechtsnachfolge gem. § 1 Abs. 1a Satz 3 UStG vor.  
 

 

2.  Zerstörung der Stallungen und Auszahlung der 
Versicherungszahlungen 

 

 

Auch der Brand aufgrund des Blitzeinschlages am 15.08.2024 mit der 
einhergehenden völligen Zerstörung der Stallungen ergeben keinerlei 
umsatzsteuerliche Folgen.  

 

Zunächst darf festgehalten werden, dass eine Verkürzung des 
Berichtigungszeitraumes für die Stallungen nach § 15a Abs. 5 Satz 2 UStG bereits 
deshalb nicht vorliegt, da die Stallungen lt. Sachverhalt bereits 20 Jahre alt waren 
und demnach der 10-jährige Berichtigungszeitraum des § 15a Abs. 1 Satz 2 UStG 
bereits abgelaufen ist, da unterstellt werden darf, dass die Stallungen auch schon 
vor 20 Jahren in Benutzung genommen wurden, also der Berichtigungszeitraum 
gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG auch vor 20 Jahren begonnen hat.  

 

Auch die Auszahlung der Versicherungssumme von der 
Gebäudebrandversicherung erfolgte als nicht steuerbare Schadensersatzzahlung 
(vgl. Abschn. 1.3 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStAE und Abschn. 1.3 Abs. 7 Satz 1 UStAE 
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analog) also nicht im Leistungsaustausch, sondern weil die Gebäudeversicherung 
aufgrund des Versicherungsvertrages sich vertraglich für die Folgen eines 
Brandschadens verpflichtet hat.  

 

Zu Tz. 3 Verkauf Schweine 
 

 

1.  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) / Steuerbefreiung 
 

 

Mit der Auslieferung der Schweine an die Metzgerei aufgrund des Verkaufes führt 
Josef Bauer eine Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG (streng genommen mehrere 
Lieferungen, die jedoch aus Vereinfachung als eine Lieferung zusammengefasst 
werden) als Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG im Rahmen seines 
Unternehmens i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 2 UStG gegen Entgelt, also im 
Leistungsaustausch aus.  

 

Die Lieferung wurde auch im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG ausgeführt, da 
sich der Lieferort gem. § 3 Abs. 5a und Abs. 6 Satz 1 UStG danach richtet, wo die 
Beförderung i.S.d. § 3 Abs. 6 Satz 2 UStG begann. Da die Beförderung in 
Vilshofen begann, wurde die Lieferung im Inland ausgeführt und ist daher gem. § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG steuerbar und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) 
auch steuerpflichtig.  
 

 

2.  Steuersatz (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG) / 
Bemessungsgrundlage (§ 10 UStG) / Steuerhöhe 

 

 

Der Steuersatz beläuft sich abweichend von § 12 Abs. 2 Nr. 1 UStG i.V.m. 
Anlage 2 Nr. 1 Buchst. d) zum UStG nicht auf 7 %, sondern gem. § 24 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 UStG in der Fassung vom 01.01.2023 bis zum 05.12.2024 geltenden 
Fassung auf 9,0 %, da es sich bei den lebenden Schweinen weder um 
forstwirtschaftliche Erzeugnisse i.S.d. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG, noch um nicht 
in der Anlage 2 zum UStG aufgeführte Sägeerzeugnisse, noch um Getränke und 
auch nicht um alkoholische Getränke i.S.d. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG handelt.  
Die verkauften Schweine werden vielmehr im Anwendungsbereich der 
Durchschnittsbesteuerung des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG erfasst (vgl. auch 
Abschn. 24.2 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 6 Satz 1 UStAE).  

 

Die Bemessungsgrundlage ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 UStG das Entgelt. Entgelt 
wiederum ist gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG die Gegenleistung abzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer. Die Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
und 2 UStG beläuft sich demnach auf 9.816,51 € (= 10.700 € : 1,09) und die 
Umsatzsteuer auf 883,49 € (= 9.816,51 € x 9,0 %).  
Der in der Rechnung an die Metzgerei ausgewiesene zu niedrige 
Umsatzsteuerausweis und die zu niedrig ausgewiesene Bemessungsgrundlage 
sind demnach unerheblich. Die Bemessungsgrundlage und die Steuerhöhe richten 
sich nach den gesetzlichen Regelungen. Nur im umgekehrten Fall, also in den 
Fällen eines unberechtigten oder eines zu hohen Steuerausweises würden sich die 
Rechtsfolgen aus § 14c UStG ergeben.  

 

Die Steuer entsteht gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 1 UStG i.V.m. § 18 
Abs. 2 UStG mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums August 2024 und wird gem. 
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG von Josef Bauer als leistendem Unternehmer geschuldet.  

 

Aufgrund der Anwendbarkeit von § 24 Abs. 1 UstG hat Josef Bauer in Bezug auf 
diesen Umsatz gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 UStG einen pauschalen 
Vorsteuerabzug in Höhe von ebenfalls 883,49 € (= 9.816,51 € x 9 %). Eine 
umsatzsteuerliche Zahllast ergibt sich demnach für Josef Bauer nicht.  
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Zu Tz. 3 Vermietung Ferienwohnungen 
 

 

1.  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG) 
 

 

Mit der Vermietung der Ferienwohnungen führt Josef Bauer eine sonstige 
Leistung i.S.d. § 3 Abs. 9 Satz 1 UStG in Form einer Duldungsleistung i.S.d. § 3 
Abs. 9 Satz 2 UStG, als Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 UStG im 
Rahmen seines Unternehmens i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 2 UStG gegen Entgelt, also 
im Leistungsaustausch aus.  
Insofern erweitert er mit der Vermietung der Ferienwohnungen sein Unternehmen.  
Die Vermietungen sind auch im Inland ausgeführt, da sich der Leistungsort gem. 
§ 3a Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 Buchst. a) UStG nach der Belegenheit des 
Grundstücks richtet, da die Vermietung einer Ferienwohnung im 
Anwendungsbereich des § 4 Nr. 12 UStG ist.  

 

Da sich die Ferienwohnungen in Vilshofen, also im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 
UStG befinden, ist die Vermietung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG steuerbar. 
 

 

2.  Steuerbefreiung (§ 4 Nr. 12 Satz 2 UStG) 
 

 

Da es sich bei der Vermietung einer Ferienwohnung, um eine kurzfristige 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen handelt, die Josef Bauer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden bereithält, ist die Vermietung vor dem Hintergrund des 
§ 4 Nr. 12 Satz 2, 1. Alt. UStG steuerpflichtig. Es wird davon ausgegangen, dass 
keiner der Mieter die Ferienwohnung länger als 6 Monate angemietet hat, was 
nämlich zur Folge hätte, dass die Vermietung dann steuerfrei gewesen wäre (vgl. 
daher auch Abschn. 4.12.9 Abs. 1 UStAE). Die Vermietung der Ferienwohnungen 
ist auch nicht im Anwendungsbereich von § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG, da die 
Vermietung einer Ferienwohnung nicht eng mit einer land- oder 
forstwirtschaftlichen Tätigkeit verbunden sein muss. Insofern ist gem. § 24 Abs. 3 
UStG der land- und forstwirtschaftliche Betrieb als ein in der Gliederung des 
Unternehmens gesondert geführter Betrieb zu behandeln.  
 

 

3.  Steuersatz / Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe / 
Entstehung / Steuerschuldner 

 

 

Der Steuersatz beträgt gem. § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG 7 % und die 
Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG beläuft sich demnach 
auf 7.476,64 € (= 8.000 € / 1,07) und die Umsatzsteuer somit auf 523,36 € 
(= 7.476,64 € x 7 %).  

 

Die Steuer entsteht gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a Satz 1 UStG mit Ablauf des 
jeweiligen Voranmeldungszeitraumes, in dem die Vermietungsleistung ausgeführt 
wurde, also das jeweilige Vermietungsverhältnis geendet hat. Lediglich ergänzend 
wird darauf hingewiesen, dass sofern Anzahlungen für die Anmietung geleistet 
werden, die Steuer insoweit gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 4 UStG mit 
Ablauf des VAZ des Zahlungseingangs entsteht (sog. Mindest-Ist-Besteuerung). 
Josef Bauer ist als ausführender Unternehmer gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG 
Steuerschuldner.  
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Tz. 3 Unentgeltliche Überlassung an Tochter 

 
 

Mit der unentgeltlichen Überlassung einer der Ferienwohnungen an seine Tochter 
führt Josef Bauer keine unentgeltliche Wertabgabe an seine Tochter aus, die nach 
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§ 3 Abs. 9a Satz 1 Nr. 1 erster Halbsatz UStG zu erfassen wäre, da die 
Überlassung der Ferienwohnung an seine Tochter als langfristige 
Nutzungsüberlassung zur Anwendbarkeit von § 15 Abs. 1b UStG bzw. zur 
Anwendbarkeit von § 15a Abs. 6a UStG führt.  
Die Regelung des § 15 Abs. 1b UStG ist vor dem Hintergrund des § 27 Abs. 16 
UStG auch anwendbar, da mit der Errichtung des Gebäudes nach dem 31.12.2010 
begonnen wurde.  

 

Zu Tz. 3 Errichtung Ferienwohnungen 2025/2026 

 

 

1.  Steuerbarkeit / Steuerbefreiung / Steuersatz 
 

 

Hans Huber erbringt als Bauunternehmer im Rahmen seines Unternehmens mit 
der Errichtung der Ferienwohnungen eine Werklieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 und 4 
UStG gegen Entgelt, also im Leistungsaustausch, da er die Baustoffe selbst 
besorgt und mit der Bebauung des Grundstücks einen fremden Gegenstand 
bearbeitet. Bei den Baustoffen handelt es sich auch nicht nur um Zutaten oder 
sonstige Nebensachen für die Errichtung des Gebäudes, was zur Folge hätte, dass 
die Leistung des Hans Huber im Umkehrschluss zu § 3 Abs. 4 UStG eine 
Werkleistung darstellen würde.  
Die Werklieferung wird auch im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG ausgeführt, da 
sich der Ort der Lieferung gem. § 3 Abs. 5a und Abs. 7 Satz 1 UStG danach 
richtet, wo sich der Gegenstand im Zeitpunkt der Verschaffung befindet (Vilshofen). 
Die Werklieferung ist demnach mit Abnahme am 04.04.2026 gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1 UStG steuerbar und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) mit 19 % (vgl. 
§ 12 Abs. 1 UStG) steuerpflichtig.  
 

 

2.  Steuerentstehung / Steuerschuldner / Rechnungen / 
Bemessungsgrundlage / Steuerhöhe 

 

 

Hans Huber ist ein im Ausland ansässiger Unternehmer i.S.d. § 13b Abs. 7 
Satz 1 UStG, der im Inland eine steuerpflichtige Werklieferung erbringt. Aus 
diesem Grund entsteht die Steuer gem. § 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG mit Ausstellung 
der Rechnung am 11.04.2026 und wird gem. § 13b Abs. 5 Satz 1 erster Halbsatz 
UStG von Josef Bauer als leistungsempfangenem Unternehmer geschuldet.  
Hans Huber hat gem. § 14 Abs. 7 UStG i.V.m. § 14a Abs. 5 Satz 2 UStG analog 
(bzw. gem. § 14a Abs. 5 Satz 2 UStG) jeweils Nettorechnungen ausgestellt, da die 
Vorschrift des offenen Steuerausweises in einer Rechnung (vgl. § 14 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 8 UStG) keine Anwendung findet. Aus diesem Grund handelt es sich bei den 
ausgestellten Rechnungsbeträgen um Nettobeträge, also um das jeweilige Entgelt 
i.S.d. § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG (vgl. auch Abschn. 13b.13 Abs. 1 UStAE). Die 
gesamte Bemessungsgrundlage gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG beläuft sich 
demnach auf 500.000 € und die darauf entfallende Umsatzsteuer auf 95.000 € 
(= 500.000 €).  

 

Bezüglich der beiden Anzahlungen vom 01.06.2025 und 09.12.2025 in Höhe von 
jeweils 100.000 € entsteht die Steuer von jeweils 19.000 € (= 100.000 € x 19 %) 
gem. § 13b Abs. 4 Satz 2 UStG mit Ablauf des Voranmeldungszeitraumes (i.S.d. 
§ 18 Abs. 2 UStG) indem die Anzahlung vereinnahmt wird, also mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums Juni bzw. Dezember 2025.  
Die Steuer für den verbleibenden Rechnungsbetrag in Höhe von 300.000 € entsteht  
in Höhe von 57.000 € (= 300.000 x 19 %) mit Ausstellung der Rechnung am 
11.04.2026. 
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3.  Vorsteuerabzug  
 

 

a)  Vorsteuerabzug dem Grunde nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 UStG 

 
 

Josef Bauer hat gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG i.V.m. § 16 Abs. 2 
UStG im selben Voranmeldungszeitraum i.S.d. § 18 Abs. 2 UstG, in dem die Steuer 
entsteht, dem Grunde nach einen entsprechenden Vorsteuerabzug, da die 
Werklieferung auf sein Unternehmen bezogen wurde (vgl. Abschn. 15.10 Abs. 1 
und 3 UStAE) und lt. Sachverhalt das gesamte Gebäude seinem 
Unternehmensvermögen zugeordnet wurde.(vgl. auch § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG 
i.V.m. Abschn. 15.2c Abs. 1 und 2 UStAE).  

 

Für die beiden Anzahlungen steht ihm gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 2 UStG 
der jeweilige Vorsteuerabzug in Höhe von jeweils 19.000 € dem Grunde nach 
bereits in dem Voranmeldungszeitraum zu, in dem die jeweilige Anzahlung geleistet 
wurde, also in den Voranmeldungszeiträumen Juni und Dezember 2025.  
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b)   Vorsteuerabzug der Höhe nach § 15 Abs. 1b UStG 
 

 

Für die Anzahlung vom 01.06.2025 ergibt sich auch keine Einschränkung gem. 
§ 15 Abs. 1b UStG, kein Ausschluss nach § 15 Abs. 2 UStG und keine Versagung 
nach § 25f Abs. 1 Nr. 4 UStG, da Josef Bauer zu diesem Zeitpunkt noch die Absicht 
hatte, sämtliche Wohnungen als Ferienwohnungen steuerpflichtig zu vermieten. 
Folglich beläuft sich sein Vorsteuerabzug für diese Anzahlung auch der Höhe nach 
auf 19.000 €.  

 

Für die Anzahlungsrechnung vom 09.12.2025 und für die Schlussrechnung vom 
11.04.2026 ist sein Vorsteuerabzug jedoch gem. § 15 Abs. 1b UStG 
eingeschränkt. Verwendet der Unternehmer ein Grundstück sowohl für Zwecke 
seines Unternehmens als auch für Zwecke, die außerhalb des Unternehmens 
liegen, ist die Steuer gem. § 15 Abs. 1b Satz 1 UStG für die Lieferungen, im 
Zusammenhang mit diesem Grundstück vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen, 
soweit sie nicht auf die Verwendung des Grundstücks für Zwecke des 
Unternehmens entfällt.  
Josef Bauer hat bereits ab dem 01.09.2025 die Absicht, eine der vier gleich großen 
und mit gleichem Ausstattungsstandard errichteten Ferienwohnungen unentgeltlich 
seiner Tochter zu überlassen. Die unentgeltliche Überlassung stellt demnach eine 
Nutzungsüberlassung außerhalb seines Unternehmens dar.  
Folglich ist aufgrund der 100%igen Zuordnung der Vorsteuerabzug gem. § 15 
Abs. 1b Satz 1 UStG für diese Wohnung ausgeschlossen. Die Aufteilung hat dabei 
gem. § 15 Abs. 4 Satz 4 UStG nach Maßgabe von § 15 Abs. 4 Satz 1 bis 3 UStG 
zu erfolgen.  

 

Da Josef Bauer als Unternehmer die Ferienwohnungen nur zum Teil zur 
Ausführung von Umsätzen, die den Vorsteuerabzug ausschließen verwendet, hat 
er gem. § 15 Abs. 4 Satz 1 UStG die Vorsteuer in einen abziehbaren und nicht 
abziehbaren Teil aufzuteilen. Josef Bauer kann den nichtabziehbaren Teil gem. 
§ 15 Abs. 4 Satz 2 UStG im Wege einer sachgerechten Schätzung ermitteln. Eine 
Ermittlung des nicht abziehbaren Teils der Vorsteuerbeträge nach dem Verhältnis 
der Umsätze, die den Vorsteuerabzug ausschließen, zu den Umsätzen, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigen, ist gem. § 15 Abs. 4 Satz 3 UStG nur zulässig, wenn 
keine andere wirtschaftliche Zurechnung möglich ist. Aus diesem Grund ist ein 
objektbezogener Flächenschlüssel eine präzisere Bestimmung des 
Aufteilungsschlüssels als ein objektbezogener Umsatzsteuerschlüssel (vgl. 
Abschn. 15.17 Abs. 7 Nr. 1 UStAE). Ein objektbezogener Umsatzschlüssel wäre 
demnach nur zulässig, wenn die Ferienwohnungen erheblich bezüglich ihrer 
Ausstattung voneinander abweichen (Abschn. 15.17 Abs. 7 Nr. 2 UStAE). 
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Demnach scheidet ein objektbezogener Umsatzschlüssel aus. Darüber hinaus 
scheidet auch ein Aufteilungsschlüssel nach umbautem Raum aus, da die 
Ferienwohnungen keine abweichende Geschosshöhe aufweisen (vgl. 
Abschn. 15.17 Abs. 7 Nr. 3 UStAE).  

Aus diesen Gründen kann Josef Bauer sowohl aus der Anzahlungsrechnung vom 
09.12.2025 als aus der Schlussrechnung jeweils nur 75 % (150 m² x 100 / 200 m²) 
als Vorsteuer abziehen, also aus der Anzahlungsrechnung 14.250 € (75 % x 
19.000 €) und aus der Schlussrechnung 42.750 € (= 57.000 € x 75 %).  

 

Festzuhalten bleibt demnach, dass Josef Bauer gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 
Abs. 1b Satz 1 und Abs. 4 UStG gesamt 76.000 € (= 19.000 € + 14.250 € + 
42.750 €) Vorsteuern abgezogen hat.  
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4.  Änderung der Verhältnisse gem. § 15a Abs. 1 UStG  
 

 

a)  Anwendungsbereich von § 15a Abs. 1, Abs. 10 UStG und § 44 
Abs. 1 UStDV 

 

 

Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut (Ferienwohnungen), das nicht nur einmalig 
zur Ausführung von Umsätzen verwendet wird, innerhalb von fünf Jahren ab dem 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug 
maßgebenden Verhältnisse, ist gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG für jedes 
Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich durch eine Berichtigung des Abzugs der 
auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten entfallenden Vorsteuerbeträge 
vorzunehmen. Bei den Ferienwohnungen tritt an die Stelle von 5 Jahren gem. § 15a 
Abs. 1 Satz 2 UStG ein Zeitraum von 10 Jahren. Die Ferienwohnungen unterliegen 
demnach dem Anwendungsbereich von § 15a Abs. 1 UStG.  
 

 

b)  Berichtigungszeitraum (§ 15a Abs. 1 und Abs. 5 Satz 2 UStG) 
 

 

Der Berichtigungszeitraum beginnt gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG mit der 
erstmaligen Verwendung am 01.05.2026, da die Tochter eine der 
Ferienwohnungen bereits zu diesem Zeitpunkt bezogen hat. Da sämtliche 
Wohnungen zu diesem Zeitpunkt bereits fertiggestellt waren, kommt es für die 
tatsächliche Verwendung der übrigen Ferienwohnungen nicht mehr an (vgl. auch 
Abschn. 15a.3 Abs. 2 und 3 UStAE). Wie bereits ausgeführt beläuft sich der 
Berichtigungszeitraum gem. § 15a Abs. 1 Satz 2 UStG 10 Jahre, da keine 
Verkürzung i.S.d. § 15a Abs. 5 Satz 2 UStG angenommen werden kann. Der 
Berichtigungszeitraum endet demnach gem. § 15a Abs. 11 UStG i.V.m. § 45 
UStDV mit Ablauf des 30.04.2036. Der Berichtigungszeitraum ist demnach im Jahr 
2026 nicht vollständig abgelaufen.  
 

 

c)  ursprüngliche Verhältnisse 
 

 

Da Josef Bauer unter dem Blickwinkel des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, Abs. 1b und 
Abs. 4 UStG von den gesamten 95.000 € Vorsteuern (Vorsteuervolumen 
insgesamt) 76.000 € zu Recht als Vorsteuern gezogen hat, belaufen sich die 
ursprünglichen Verhältnisse demnach auf 80 % (= 76.000 € x 100 / 95.000 €).  
 

 

d)  tatsächliche Verhältnisse 
 

 

Die tatsächlichen Verhältnisse des Jahres 2026 sind unter analoger Anwendung 
von § 15 Abs. 4 UStG anhand des objektbezogenen Flächenschlüssel zu ermitteln 
und betragen 75 % (= 150 m² x 100 / 200 m²). 
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e)  Änderung / Zeitpunkt der Änderung 
 

 

Die Änderung im Jahr 2026 beläuft sich demnach auf 5 % bzw. auf (95.000 € x 1/10 
x 8/12 x 5 % =) 316,67 €. 
 

 

f)  Prüfung von § 44 UStDV 
 

 

Zwar hat das gesamte Vorsteuervolumen mit 95.000 € die 1.000 € des § 15a 
Abs. 11 UStG i.V.m. § 44 Abs. 1 UStDV überschritten, da aber weder die 
betragsunabhängige 10 %-Grenze des § 44 Abs. 2 Satz 1 UStDV, noch die 
1.000 €-Grenze erreicht wurde, unterbleibt für das Kalenderjahr 2026 eine 
entsprechende Vorsteuerkorrektur.  
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Lediglich ergänzend wird darauf hingewiesen, dass auch für die Folgejahre – bei 
unveränderter Nutzung – eine Vorsteuerkorrektur unterbleibt, da sich der jährliche 
Änderungsbetrag auf lediglich 475 € beziffert und auch in diesen Jahren weder die 
10%-Grenze des § 44 Abs. 2 Satz 1 UStDV noch die 1.000 € des § 44 Abs. 3 
Satz 2 UStDV überschritten wird. 

 

 

Tz. 4 Vermietung Stellplätze an Wohnmobilbesitzer 

 
 

1.  Steuerbarkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) 
 

 

Mit der Vermietung der Stellplätze an die jeweiligen Wohnmobilbesitzer führt Josef 
Bauer jeweils eine sonstige Leistung i.S.d. § 3 Abs. 9 Satz 1 UStG in Form einer 
Duldungsleistung i.S.d. § 3 Abs. 9 Satz 2 UStG gegen Entgelt, also im 
Leistungsaustausch aus. Inwieweit es sich im Jahr 2026 erzielten Mieten um 
(monatliche) Teilleistungen i.S.d. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 2 und 3 UStG 
handelt, kann dem Sachverhalt nicht entnommen werden.  
Die Vermietungsleistung wurde auch im Inland ausgeführt, da sich der 
Leistungsort gem. § 3a Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 und Satz 2 Buchst. a UStG nach der 
Belegenheit des Grundstücks (Vilshofen, Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG) 
richtet, da die Vermietung eines Stellplatzes im Anwendungsbereich des § 4 Nr. 12 
UStG ist.   

 

Die jeweiligen Vermietungen sind demnach gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG 
steuerbar und mangels Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) steuerpflichtig.  

 

Die Regelung des § 4 Nr. 12 UStG ist deshalb nicht anwendbar, da gem. § 4 Nr. 12 
Satz 2 UStG die Vermietung von Stellplätzen ausdrücklich aus dem 
Anwendungsbereich der vorgenannten Steuerbefreiung ausgenommen wird, 
und zwar unabhängig der zeitlichen Vermietung. Eine Vermietung eines 
Stellplatzes wäre nur dann steuerfrei, wenn es eine übliche Nebenleistung zu einer 
steuerfreien Vermietung wäre.  
 

 

2.  Steuersatz (§ 12 Abs. 1 UStG) / Bemessungsgrundlage / 
Steuerhöhe 

 

 

Die Überlassung der Einstellplätze erfolgt nicht innerhalb der bisherigen 
landwirtschaftlichen Nutzung und unterliegt daher nicht dem 
Anwendungsbereich des § 24 Abs. 1 UStG (vgl. auch Abschn. 24.3 Abs. 5 
Beispiel 1 UStAE). Der Steuersatz beläuft sich daher gem. § 12 Abs. 1 UStG auf 
19 %.  

 

Die Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG beziffert sich 
demnach auf 3.025,21 € (= 3.600 € / 1,19) und die Umsatzsteuer somit auf 
574,79 € (= 3.025,21 € x 19 %).  
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Die Steuer entsteht als monatliche Teilleistung i.S.d. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 
Satz 2 und 3 UStG gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 1 UStG in dem 
jeweiligen VAZ der Leistungsausführung und wird gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG 
von Josef Bauer als ausführenden Unternehmer geschuldet. 

 

 

Zu Tz. 4 Errichtung Lagerhalle 2021 

 
 

1.  Vorsteuerabzug 
 

 

Bei der Errichtung der Lagerhalle hatte Josef Bauer vor dem Hintergrund des § 24 
Abs. 1 Satz 3 UStG keinen Vorsteuerabzug, da mit Hilfe der vorgenannten Norm 
seine Vorsteuerbeträge pauschal abgegolten sind. Ein darüber hinausgehender 
Vorsteuerabzug besteht gem. § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG nicht.  
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2.  Änderung der Verhältnisse ab 01.09.2025, § 15a Abs. 1 
und Abs. 7 UStG 

 

 

a)  Anwendungsbereich von § 15a Abs. 1, Abs. 10 UStG und § 44 
Abs. 1 UStDV 

 

 

Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut (Lagerhalle), das nicht nur einmalig zur 
Ausführung von Umsätzen verwendet wird, innerhalb von fünf Jahren ab dem 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug 
maßgebenden Verhältnisse, ist gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG für jedes 
Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich durch eine Berichtigung des Abzugs der 
auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten entfallenden Vorsteuerbeträge 
vorzunehmen. Entsprechendes gilt gem. § 15a Abs. 7 UStG beim Übergang der 
Besteuerung nach § 24 UStG zur allgemeinen Besteuerung (vgl. auch 
Abschn. 15a.9 Abs. 7 UStAE). Im Hinblick auf § 15a Abs. 1 Satz 2 UStG tritt dabei 
ein Berichtigungszeitraum anstelle von 5 Jahren ein Zeitraum von 10 Jahren.  
 

 

b)  Berichtigungszeitraum (§ 15a Abs. 1 und Abs. 5 Satz 2 UStG) 
 

 

Der Berichtigungszeitraum beginnt gem. § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG mit der 
erstmaligen Verwendung am 01.06.2021, da die Lagerhalle zu diesem Zeitpunkt in 
Gebrauch genommen wurde.  
Wie bereits ausgeführt beläuft sich der Berichtigungszeitraum gem. § 15a Abs. 1 
Satz 2 UStG eigentlich auf 10 Jahre und würde eigentlich auch unter Beachtung 
von § 45 UStDV mit Ablauf des 31.05.2031 enden.  
Zwar hat nicht Josef Bauer, sondern Franz Bauer die Lagerhalle errichtet, aber mit 
der Hofübergabe führte Franz Bauer eine Geschäftsveräußerung im Ganzen i.S.d. 
§ 1 Abs. 1a UStG aus (vgl. auch Abschn. 1.5 UStAE).  
Dies führt gem. § 15a Abs. 10 Satz 1 UStG nicht zu einer Unterbrechung oder 
Beendigung des Berichtigungszeitraumes. Josef Bauer hat vielmehr die 
Änderungen als Rechtsnachfolger von seinem Vater fortzuführen (vgl. auch 
Abschn. 15a.10 Satz 1 Nr. 1 UStAE, Abschn. 15a.2 Abs. 3 UStAE). Lediglich 
ergänzend wird darauf hingewiesen, dass gem. § 15a Abs. 10 Satz 2 UStG der 
Veräußerer verpflichtet ist, dem Erwerber die für die Durchführung der Berichtigung 
erforderlichen Angaben zu machen.  
Da die völlige Zerstörung der Lagerhalle aufgrund des Hochwassers im Dezember 
2026 nicht absehbar war, lagen bei der Veranlagung der Erklärung für das Jahr 
2025 die Voraussetzungen des § 15a Abs. 5 Satz 2 UStG noch nicht vor.  
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Nach § 15a Abs. 5 Satz 2 UStG ist ein kürzerer Berichtigungszeitraum 
entsprechend zu berücksichtigen. Aufgrund des Hochwassers am 14.12.2026 und 
der damit völligen Zerstörung der Lagerhalle an diesem Tag endet der 
Berichtigungszeitraum an diesem Tag (vgl. auch Abschn. 15a.3 Abs. 7 Satz 1 
UStAE). Unter Berücksichtigung von § 45 Satz 1 UStDV endet der 
Berichtigungszeitraum demnach am 30.11.2026, da die Zerstörung der 
Lagerhalle vor dem 16.12.2026 erfolgte. Der tatsächliche Berichtigungszeitraum 
belief sich demnach lediglich auf 5 ½ Jahre bzw. auf 66 Monate.  
 

c)  ursprüngliche Verhältnisse 
 

 

Wie bereits ausgeführt hatte Franz Bauer als Rechtsvorgänger von Josef Bauer im 
Jahr 2021 im Hinblick auf § 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 UStG keinen Vorsteuerabzug 
für die Herstellungskosten der Lagerhalle, da diese von Anfang an für die 
Unterstellung des landwirtschaftlichen Maschinenparks genutzt werden sollte 
(s. o.). Die ursprünglichen Verhältnisse belaufen sich demnach auf 0 %. 
 

 

d)  tatsächliche Verhältnisse im Jahr 2025 
 

 

Die tatsächlichen zum Vorsteuerabzug berechtigten Verhältnisse des Jahres 2025 
sind unter analoger Anwendung von § 15 Abs. 4 UStG anhand des 
objektbezogenen Flächenschlüssels und der unterschiedlichen zeitlichen Nutzung 
der Lagerhalle zu ermitteln.  
Zeit vom 01.01. bis 31.08. 0 qm x 8 Monate 0 
Zeit vom 01.09. bis 31.12. 100 qm x 4 Monate 400 
Summe  400 
Gesamt (300 qm x 12 Monate)  3.600 
Tatsächlichen Verhältnisse somit (400 qm x 100 / 3.600 =)  11,11% 
 

 

e)  Änderung / Zeitpunkt der Änderung 
 

 

Die Änderung im Jahr 2025 beläuft bei einem zunächst angenommenen 
Berichtigungszeitraum von 10 Jahren sich auf 11,11 % bzw. auf 38.000 € x 1/10 x 
12/12 x 11,11% = 422,18 €.  

 

Unter Berücksichtigung der Zerstörung der Lagerhalle am 30.11.2025 und der 
damit verbundenen Verkürzung des Berichtigungszeitraumes auf 5½ beläuft sich 
der Änderungsbetrag für dieses Kalenderjahr auf 38.000 € x 11,11% x 12/66 
=767,60 €.  

 

Verfahrensrechtlich stellt die Zerstörung der Halle ein rückwirkendes Ereignis i.S.d. 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar. Aus diesem Grund wäre ein bereits veranlagter 
Veranlagungszeitraum gem. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d) AO i.V.m. § 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu ändern.  

 

Aus Vereinfachungsgründen lässt es die Finanzverwaltung in Abschn. 15a.11 
Abs. 5 Satz 2 UStAE zu, dass die sich in einem solchen Fall ergebenden 
Unterschiede bei der Steuerfestsetzung für das letzte Kalenderjahr des verkürzten 
Berichtigungszeitraums, also im Jahr 2026, berücksichtigt werden. Im Jahr 2026 ist 
dann auch dieser Unterschiedsbetrag in Höhe von 345,42 € (= 767,60 € ./. 
422,18 €) zu berücksichtigen.  

 

Da laut Aufgabenstellung Vereinfachungen der Finanzverwaltung in Anspruch zu 
nehmen sind, erfolgt die Änderung aufgrund des verkürzten 
Berichtigungszeitraumes für das Jahr 2025 mit der Veranlagung für das Jahr 2026. 
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f)  Prüfung von § 44 UStDV 
 

 

Die Berichtigung ist auch nicht zu unterlassen, da das gesamte Vorsteuervolumen 
in Höhe von 38.000 € die Obergrenze von 1.000 € nach § 15a Abs. 11 UStG i.V.m. 
§ 44 Abs. 1 UStDV überschreitet. Darüber ist die Berichtigung auch vorzunehmen, 
da die betragsunabhängige 10 %-Grenze des § 44 Abs. 2 Satz 1 UStDV mit 
11,11 % überschritten ist. Auf die 1.000 €-Grenze des § 44 Abs. 2 Satz 2 UStDV 
kommt es demnach nicht mehr an.  
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Die Berichtigung ist jedoch abweichend von § 16 Abs. 2 UStG i.V.m. § 18 Abs. 2 
UStG nicht in der jeweiligen Voranmeldung, sondern erst in der Jahreserklärung 
vorzunehmen, da die 6.000 € des § 44 Abs. 3 Satz 1 UStDV nicht überschritten 
sind. 
 

 

1.  Änderungen der Verhältnisse für das Jahr 2026 
 

 

a)  Anwendungsbereich von § 15a Abs. 1, Abs. 10 UStG und § 44 
Abs. 1 UStDV 

 

 

Aufgrund der teilweisen Vermietung der Stellplätze an die jeweiligen 
Wohnmobilbesitzer führt dies auch zu einer Änderung im Jahr 2026 nach § 15a 
Abs. 1, Abs. 5 Satz 2, Abs .7 und Abs. 10 UStG. Insofern wird auf obige 
Ausführungen verwiesen.  
 

 

b)  Berichtigungszeitraum 
 

 

Wie bereits ausgeführt beginnt der Berichtigungszeitraum gem. § 15a Abs. 1 
Satz 1, Abs. 10 UStG i.V.m. § 45 Satz 1 UStDV analog am 01.06.2021 und endete 
aufgrund der Zerstörung unter Berücksichtigung von § 45 Satz 1 UStDV mit Ablauf 
des 30.11.2026.  
 

 

c)  ursprüngliche Verhältnisse 
 

 

 
Wie bereits ausgeführt lagen die ursprünglichen Verhältnisse bei 0 % (s. o.).  
 

 

d)  tatsächliche Verhältnisse / Änderung 
 

 

Die tatsächlichen Verhältnisse und die damit verbundene Änderung für das Jahr 
2026 beläuft sich auf 1/3 bzw. auf 33,33 % bzw. auf 2.110,90 € (= 38.000 € x 11/66 
x 33,33 %).  
 

 

e)  Prüfung von § 44 UStDV 
 

 

Da sowohl die 1.000 € des § 44 Abs. 1 UStDV, als auch die betragsunabhängige 
10 %-Grenze des § 44 Abs. 2 Satz 1 UStDV überschritten ist, ist die Änderung 
demnach auch durchzuführen.  

 

Die Berichtigung ist jedoch abweichend von § 16 Abs. 2 UStG i.V.m. § 18 Abs. 2 
UStG nicht in der jeweiligen Voranmeldung, sondern erst in der Jahreserklärung 
vorzunehmen, da die 6.000 € des § 44 Abs. 3 Satz 1 UStG nicht überschritten 
sind. 
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Tz. 5. Verkauf Weizen 
 

 

1.   Steuerbarkeit / Steuerbefreiung 
 

 

Mit der Indossierung und Übergabe des Orderlagerscheines an die Mühle aus 
Pilsen führt Josef Bauer eine Lieferung i.S.d. § 3 Abs. 1 UStG an dem Weizen aus, 
da die Verfügungsmacht damit der Käuferin verschafft wurde. Mit der Übertragung 
des Orderscheines wurde nämlich das Eigentum an dem Weizen von Josef Bauer 
auf die Mühle gem. § 929 Satz 1 BGB i.V.m. § 475g HGB übertragen.  

 

Die Lieferung erfolgte auch gegen Entgelt, also im Leistungsaustausch.  
Der Ort der Lieferung war auch im Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG, da sich 
der Lieferort vorliegend gem. § 3 Abs. 5a und Abs. 7 Satz 1 UStG danach richtet, 
wo sich der Weizen im Zeitpunkt der Verschaffung der Verfügungsmacht befand 
(Lagerhaus in Vilshofen, Inland i.S.d. § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG, vgl. auch 
Abschn. 3.12 Abs. 6 Satz 2 UStAE).  
Die Lieferung ist daher gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG steuerbar und mangels 
Steuerbefreiung (vgl. § 4 UStG) steuerpflichtig.  
Die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 1b i.V.m. § 6a UStG kommt allein schon deshalb 
nicht in Betracht, da es sich vorliegend nicht um eine Beförderungs- oder 
Versendungslieferung, sondern um eine ruhende Lieferung handelt.  

 

Da der Verkauf des Weizens als landwirtschaftliches Erzeugnis demnach dem 
Anwendungsbereich des § 24 Abs. 1 UStG unterliegt, ist darüber hinaus auch 
deshalb nicht nach § 4 Nr. 1b UStG steuerfrei, da diese Regelung gem. § 24 Abs. 1 
Satz 2 UStG nicht zur Anwendung kommt. Dies hätte, auch wenn die 
Voraussetzungen des § 6a Abs. 1 UStG vorliegen würden, zur Folge, dass eine 
innergemeinschaftliche Lieferung, die im Anwendungsbereich des § 24 UStG 
ausgeführt wird, steuerpflichtig ist (vgl. auch Abschn. 24.5 Abs. 1 UStAE).  
Da aber bereits die Voraussetzungen des § 6a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG mangels 
Warenbeförderung bzw. Warenversendung nicht vorliegen, kommt es auf § 24 
UStG vorliegend nicht mehr an. 
 

 

2.  Steuersatz (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG) / Steuerhöhe / 
Entstehung 

 

 

Der Steuersatz für den Verkauf des Weizens beläuft sich gem. § 24 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 UStG in der Fassung ab dem 01.01.2025 auf 7,8 %. Die 
Bemessungsgrundlage beziffert sich demnach auf 14.471,24 € (= 40t x 390 €/t / 
1,078) und die Umsatzsteuer somit auf 1.128,76 € (= 14.471,24 € x 7,8 %).  

 

Die Steuer entsteht gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) Satz 1 UStG mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums August 2026 und wird von Josef Bauer gem. § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 UStG geschuldet.  
 

 

3. Vorsteuerabzug / Zahllast 
 

 

Eine Zahllast ergibt sich für Josef Bauer nicht, da er im Voranmeldungszeitraum 
des Verkaufes gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 UStG einen entsprechenden 
Vorsteuerabzug in selber Höhe hat und ein darüber hinausgehender 
Vorsteuerabzug gem. § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG ausgeschlossen ist.  
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Lediglich ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die Mühle mit dem Transport 
des Weizens eine steuerfreie fiktive Lieferung gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1a 
UStG und § 4 Nr. 1b) i.V.m. § 6a Abs. 2 UStG hat. Aus diesem Grund ist die 
Verbringung nach Tschechien gem. § 18b Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 UStG im 
Voranmeldungszeitraum August 2026 mit der nach § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG 
ergebenden Bemessungsgrundlage gegenüber dem Finanzamt zu deklarieren und 
darüber hinaus gem. § 18a Abs. 1 und Abs. 6 Nr. 2 UStG gegenüber dem 
Bundeszentralamt für Steuern in der zusammenfassenden Meldung aufzuführen.  
Da in Verbringungsfällen keine Rechnungsausstellungsverpflichtung nach § 14a 
Abs. 3 UStG besteht, hat gem. Abschn. 14a.1 Abs. 5 Satz 2 UStAE der inländische 
Unternehmensteil gleichwohl für den ausländischen Unternehmensteil einen Beleg 
auszustellen, in dem die verbrachten Gegenstände aufgeführt sind und der die 
Bemessungsgrundlagen, die USt-IdNr. des inländischen Unternehmensteils und 
die USt-IdNr. des ausländischen Unternehmensteils enthält (z. B. in einer sog. Pro-
forma-Rechnung).  

 

 
 
 
 

Teil III: Erbschaftsteuer  
 

 

Schenkung / Übertragung 
 

 

1.  Sachliche Steuerpflicht 
 

 

Mit der unentgeltlichen Übertragung des kleinen vermieteten Einfamilienhauses in 
Inning am Seeweg 2 von Francesco Verdi auf seinen Freund Fabio Paganini liegt 
eine Schenkung unter Lebenden gem. § 1 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG i.V.m. § 7 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG vor. Dabei gelten gem. § 1 Abs. 2 ErbStG die Vorschriften für 
Erwerbe von Todes wegen entsprechend. Nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG ist eine 
Schenkung unter Lebenden jede freigebige Zuwendung unter Lebenden, soweit 
der Bedachte Fabio Paganini durch sie auf Kosten des Zuwendenden Francesco 
Verdi bereichert wird.  
Eine freigebige Zuwendung setzt in objektiver Hinsicht voraus, dass die Leistung 
zu einer Bereicherung des Bedachten auf Kosten des Zuwendenden führt und die 
Zuwendung objektiv unentgeltlich ist und in subjektiver Hinsicht den Willen des 
Zuwendenden zur Freigebigkeit (R E 7.1 Abs. 1 ErbStR und BFH-Urteil vom 
29. Juni 2016 II R 41/14, BFHE 254, 64, BStBl II 2016, 865, Rz 9). Dies ist 
vorliegend unstreitig gegeben.  
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2. Persönliche Steuerpflicht  
 

 

Da der Schenker Francesco Verdi zur Zeit der Ausführung der Schenkung am 
16.03.2025 (vgl. hierzu auch § 9 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG und R E 9.1 Abs. 1 ErbStR) 
seinen Wohnsitz i.S.d. § 8 AO in Inning am Ammersee, also im Inland hatte, 
unterliegt der Erwerb gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und Satz 2 Buchst. a) ErbStG 
der unbeschränkten Schenkungsteuerpflicht.  
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3.  Sonstiges (Entstehung, Bewertungsstichtag, 
Steuerklasse, Steuerschuldner) 

 

 

Die Steuer entsteht gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG mit Ausführung der Zuwendung 
am 16.03.2025. Eine Grundstücksschenkung gilt gem. R E 9.1 Abs. 1 Satz 1 und 
2 ErbStR als ausgeführt, wenn die Vertragsparteien die für die Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch erforderlichen Erklärungen in gehöriger Form 
abgegeben haben und der Beschenkte auf Grund dieser Erklärungen in der Lage 
ist, beim Grundbuchamt die Eintragung der Rechtsänderung zu bewirken. Der 
Zeitpunkt der Grundstücksschenkung richtet sich danach, wann die Auflassung 
i.S.d. § 925 BGB sowie die Eintragungsbewilligung i.S.d. § 19 GBO vorliegen. 
Da sowohl die Auflassung als auch die Eintragungsbewilligung mit Beurkundung 
des Schenkungsvertrages am 16.03.2025 erklärt bzw. abgegeben wurden, wurde 
die Schenkung zu diesem Zeitpunkt bereits ausgeführt. Dieser Zeitpunkt ist gem. 
§ 11 ErbStG auch der maßgebliche Bewertungsstichtag.  
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Der Erwerb unterliegt bei Fabio Paganini gem. § 15 Abs. 1 Steuerklasse III ErbStG 
der Stkl. III. Als Erwerber der Steuerklasse III erhält er einen persönlichen 
Freibetrag gem. § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG in Höhe von 20.000 €. Da Fabio 
Paganini weder eingetragener Lebenspartner noch Kind von Francesco Verdi ist 
scheidet demnach auch ein Versorgungsfreibetrag gem. § 17 Abs. 1 bzw. Abs. 2 
ErbStG aus.  

 

Im Hinblick auf § 20 Abs. 1 ErbStG ist sowohl der Beschenkte Fabio Paganini als 
auch der Schenker Francesco Verdi Schuldner der Schenkungsteuer. Insofern sind 
sie gem. § 44 Abs. 1 AO Gesamtschuldner. Die Vereinbarung, dass im 
Innenverhältnis der Beschenkte die Schenkungsteuer trägt, führt lediglich dazu, 
dass im Rahmen des Auswahlermessens (vgl. § 5 AO) das Finanzamt zunächst 
den Schenkungsteuerbescheid an den Beschenkten zu richten hat und, dass die 
Regelung des § 10 Abs. 2 ErbStG nicht anwendbar ist.  
 

1/73 

4.  Bereicherung / Bewertung 
 

 

Als steuerpflichtiger Erwerb gilt gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG die gem. § 10 
Abs. 1 Satz 6 ErbStG auf volle 100 € abgerundete Bereicherung des Erwerbers 
Fabio Paganini, soweit sie nicht steuerfrei ist. Die Bewertung des zugewandten 
Grundstücks hat dabei nach § 12 ErbStG zu erfolgen (vgl. auch R E 7.4 Abs. 4 
ErbStR).  
 

 

a)  Grundstück, Seeweg 2, Inning 
 

 

Bei dem Einfamilienhaus handelt es sich um inländischen Grundbesitz i.S.d. 
§ 157 Abs. 1 Satz 1 BewG, also um eine wirtschaftliche Einheit i.S.d. § 2 BewG 
des Grundvermögens i.S.d. § 176 Abs. 1 Nr. 1 BewG. Insofern erfolgte eine 
Einzelbewertung. Aus diesem Grund ist der gem. § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG 
i.V.m. § 179 Abs. 1 AO gesondert festgestellte Grundbesitzwert gem. § 12 Abs. 3 
ErbStG für die Schenkungsteuer heranzuziehen.  
Das Grundstück ist gem. § 151 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 BewG i.V.m. § 39 Abs. 1 AO 
dem Beschenkten zuzurechnen.  

 

Die gesonderte Feststellung oblag gem. § 152 Nr. 1 BewG dem Finanzamt, in 
dessen Zuständigkeitsbereich das Grundstück liegt (Lagefinanzamt).  

 

Erklärungspflichtig war gem. § 153 Abs. 1 BewG der Beschenkte Fabio 
Paganini, da der Grundbesitzwert für seine Schenkungsteuer von Bedeutung ist. 
Er ist Feststellungsbeteiligter gem. § 154 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG, da ihm gem. 
§ 39 Abs. 1 AO das Grundstück zuzurechnen ist. 
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Darüber hinaus ist er Feststellungsbeteiligter gem. § 154 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BewG, 
da er gem. § 153 Abs. 1 BewG Erklärungspflichtiger ist und er als Gesamtschuldner 
Schuldner der Schenkungsteuer ist (§ 154 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BewG). 

 

Aufgrund der Gesamtschuldnerschaft des § 20 Abs. 1 ErbStG i.V.m. § 44 Abs. 1 
AO war daneben auch der Schenker Francesco Verdi gem. § 154 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 BewG Verfahrensbeteiligter.  
Aus diesem Grund wurde gem. § 154 Abs. 1 Satz 2 BewG i.V.m. § 179 Abs. 2 
Satz 2 AO nicht „nur“ eine gesonderte, sondern eine gesonderte und einheitliche 
Feststellung vorgenommen.  

 

Dabei erfolgte die Feststellung gem. § 157 Abs. 1 Satz 1 BewG nach den 
tatsächlichen Verhältnissen und Wertverhältnissen zum Bewertungsstichtag (§§ 9 
Abs. 1 Nr. 2 ErbStG, § 11 ErbStG), also zum 16.03.2025). 

 

Dieser (gem. § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 157 Abs. 1 und 3 i.V.m. 
§§ 176 bis 198 BewG) gesondert festgestellte Grundbesitzwert ist 
daher gem. § 12 Abs. 3 ErbStG für die Schenkungsteuer 
anzusetzen. Ansatz somit: 1.200.000 € 

 

Die Grundstücksübertragung an Fabio Paganini zu dessen 20. 
Geburtstag ist nicht nach § 13 Abs. 1 Nr. 14 ErbStG als übliches 
Gelegenheitsgeschenk steuerfrei.   

 

Da das im Inland befindliche Einfamilienhaus am 
Bewertungsstichtag i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 11 ErbStG für 
Wohnzwecke vermietet war, sich offensichtlich nicht um 
begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b Abs. 2 ErbStG handelt, kommt 
der verminderte Wertansatz von 90 % des § 13d Abs. 1 und 3 
ErbStG in Betracht. Ansatz somit: (1.200.000 € x 90 %) 1.080.000 € 

 

   

Alternative Darstellung:  
Grundbesitzwert  1.200.000 € 
./.  steuerfrei, § 13d Abs. 1 und 3 ErbStG  

(10 % x 1.200.000 €)    120.000 € 
= steuerpflichtig somit: 1.080.000 € 
  

 

Die Notar- und Grundbuchkosten von insgesamt 5.500 € sind in 
voller Höhe in Abzug zu bringen. Es kann dahingestellt bleiben, ob 
sich dieser Abzug unmittelbar aus dem Bereicherungsgedanken 
des § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG ergibt oder es sich um 
Erwerbskosten i.S.d. § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 „..Kosten des 
Erwerbs ...“ ErbStG handelt. Nach der hier vertretenen 
Rechtsauffassung handelt es sich um Erwerbskosten i.S.d. § 10 
Abs. 5 Nr. 3 ErbStG. Aus diesem Grund sind diese in voller Höhe 
abzugsfähig und unterliegen auch nicht dem beschränkten 
Schuldenabzug des § 10 Abs. 6a Satz 3 und 4 ErbStG (im Ergebnis 
auch R E 7.4 Abs. 4 ErbStR). Abzug somit  ./.     5.500 € 

 

= Bereicherung somit  
 

1.074.500 € 
 

 

b)  Freibetrag gem. § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG 
  

 

Als Person der Stkl. III i.S.d. § 15 Abs. 1 Stkl. III (s.o.) erhält Fabio 
Paganini noch einen Freibetrag gem. § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG in 
Höhe von  ./.   20.000 € 

 

=  steuerpflichtiger Erwerb i.S.d. § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG (inkl. 
Rundung gem. § 10 Abs. 1 Satz 6 ErbStG) somit:  

 
1.054.500 € 
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c)  Schenkungsteuer gem. § 19 Abs. 1 und 3 ErbStG 
 
Steuersatz gem. § 19 Abs. 1 ErbStG (Stkl. III, bis zu einem Erwerb 
von 6.000.000 €), 30 % (1.054.500 € x 30 % =): 316.350 € 
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Die Härteregelung des § 19 Abs. 3 ErbStG kommt im Hinblick auf 
die Grenzwerttabelle in H E 19 „Tabelle der maßgebenden 
Grenzwerte für die Anwendung des Härteausgleichs“ ErbStH 
offensichtlich nicht in Betracht. 
 
 

  

Erbschaftsteuer 
 

 

1.  Sachliche Steuerpflicht 
 

 

 
Mit dem Tod des Francesco Verdi wurde aufgrund der wirksamen 
testamentarischen Erbeinsetzung gem. §§ 1922 Abs. 1, 1937, 1942 Abs. 1, 2064, 
2087 Abs. 1 und §§ 2229 ff. BGB Fabio Paganini dessen Gesamtrechtsnachfolger 
(§ 1922 Abs. 1 BGB) und demnach dessen Alleinerbe. Das leibliche Kind wurde 
ausdrücklich von der Erbfolge ausgeschlossen und ist nicht Erbe geworden.  

 

Der Erwerb unterliegt daher bei Fabio Paganini als Erwerb von Todes wegen gem. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 erste Alternative ErbStG der 
Erbschaftsteuer.  

 

Da der Erblasser bezüglich der Lebensversicherung seinen leiblichen Sohn als 
Bezugsberechtigten benannt hat, erfolgt die Auszahlung des 
Auszahlungsanspruchs gegenüber dem Begünstigten gem. §§ 328, 331 BGB 
i.V.m. § 159 VVG außerhalb der Erbfolge. Aus diesem Grund ist die 
Lebensversicherung nicht zu berücksichtigen (vgl. auch R E 3.7 Abs. 1 Satz 2 
ErbStR).  
Lediglich ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der Bezugsberechtigte einen 
Erwerb von Todes wegen gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 4 
ErbStG hat. 

 

 

2. Persönliche Steuerpflicht 
 

 

Da zumindest der Erblasser bei seinem Tod seinen Wohnsitz i.S.d. § 8 AO im 
Inland hatte, also Inländer i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Buchst. a) ErbStG war, 
unterliegt der Erwerb bei Fabio der unbeschränkten Erbschaftsteuerpflicht des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ErbStG.  

 

 

3. Sonstiges 
 

 

Die Steuer entsteht gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG mit dem Tod des Erblassers 
am 01.07.2025. Dies ist gem. § 11 ErbStG auch der grundsätzliche 
Bewertungsstichtag. Da der Erbe mit dem Erblasser nicht verwandt war unterliegt 
der Erwerb gem. § 15 Abs. 1 Steuerklasse III ErbStG der Stkl. III. Fabio ist als 
Erbe gem. § 20 Abs. 1 Satz 1 ErbStG auch Schuldner der Erbschaftsteuer.  
 

1/76 

4.  Bereicherung / Bewertung  
 

 

4.1  Vermögensanfall   
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4.1.1  Bewertung des Einzelunternehmens  
 

 

4.1.1.1  Allgemeines (§§ 95 Abs. 1 BewG, § 151 ff. BewG) 
 

 

Mit seinem im Inland belegenen Einzelunternehmen erzielte der Erblasser 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG), da die Voraussetzungen eines Gewerbebetriebes i.S.d. § 15 
Abs. 2 EStG unstreitig vorliegen.  

 

Aus diesem Grund wird Betriebsvermögen i.S.d. § 95 Abs. 1 BewG vererbt, da 
Betriebsvermögen alle Teile eines Gewerbebetriebs i.S.d. § 15 Abs. 1 und 2 EStG 
umfasst, die bei der steuerlichen Gewinnermittlung zum Betriebsvermögen 
gehören. Insofern handelt es sich bei dem Gewerbebetrieb um eine wirtschaftliche 
Einheit i.S.d. § 2 Abs. 1 BewG. Folglich greift der Grundsatz der Einzelbewertung 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 BewG ein.  

 

Da es sich um Betriebsvermögen i.S.d. § 95 Abs. 1 BewG handelt, ist das 
Einzelunternehmen des Erblassers gem. § 12 Abs. 5 ErbStG mit dem auf den 
Bewertungsstichtag (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 11 ErbStG, 01.07.2025) nach § 151 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BewG i.V.m. § 179 Abs. 1 AO gesondert festzustellenden 
Wert (Betriebsvermögenswert) anzusetzen.  

 

Neben dem Betriebsvermögenswert ist gem. § 151 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BewG auch 
eine Feststellung über die Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit aufzunehmen. 
Die Zurechnung erfolgt gem. § 39 Abs. 1 AO i.V.m. § 1922 Abs. 1 BGB gegenüber 
dem Erben als Rechtsnachfolger des Erblassers.  

 

Die eigentliche Feststellung obliegt gem. § 152 Nr. 2 BewG dem Finanzamt, in 
dessen Zuständigkeitsbezirk die Geschäftsleitung i.S.d. § 10 AO des 
Gewerbebetriebs unterhalten wird.  

 

Erklärungspflichtig ist gem. § 153 Abs. 1 BewG der Erbe, da der 
Betriebsvermögenswert für seine Erbschaftsteuerfestsetzung von Bedeutung ist.  

 

Die eigentliche Bewertung des Betriebsvermögenswertes erfolgt gem. § 157 
Abs. 5 Satz 1 BewG nach den tatsächlichen Verhältnissen und Wertverhältnissen 
zum Bewertungsstichtag, also zum 01.07.2025 (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 11 
ErbStG). Der Betriebsvermögenswert ist dabei gem. § 157 Abs. 5 Satz 2 BewG 
unter Anwendung des § 109 Abs. 1 i.V.m. § 11 Abs. 2 BewG zu ermitteln.  

 

Das Betriebsvermögen von Gewerbebetrieben i.S.d. § 95 Abs. 1 BewG ist gem. 
§ 109 Abs. 1 Satz 1 BewG mit dem gemeinen Wert i.S.d. § 9 BewG anzusetzen. 
Dabei gilt gem. § 109 Abs. 1 Satz 2 BewG die Regelung des § 11 Abs. 2 BewG 
entsprechend.  

 

Da eine Bewertung des Einzelunternehmens nicht aus Verkäufen unter fremden 
Dritten, die innerhalb eines Jahres vor dem Bewertungsstichtag im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr stattgefunden haben, mangels Verkäufen nicht möglich ist, ist 
der gemeine Wert des Einzelunternehmens gem. § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG unter 
Berücksichtigung der Ertragsaussichten des Einzelunternehmens oder einer 
anderen anerkannten, auch im gewöhnlichen Geschäftsverkehr für 
nichtsteuerliche Zwecke üblichen Methode zu ermitteln; dabei ist die Methode 
anzuwenden, die ein gedachter Erwerber der Bemessung des Kaufpreises zu 
Grunde legen würde (Gutachtenswert).  

 

Sofern es im Einzelfall nicht zu einem unzutreffenden Ergebnis führt, kann der 
Steuerpflichtige den Ertragswert des Einzelunternehmens gem. § 11 Abs. 2 
Satz 4 BewG i.V.m. § 199 Abs. 2 BewG nach dem vereinfachten 
Ertragswertverfahren ermitteln (vgl. hierzu auch R B 199.1 Abs. 1, 4 bis 6 
ErbStR).  
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Dabei darf gem. § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG der Substanzwert, als Mindestwert 
bzw. Wertuntergrenze nicht unterschreiten, der sich aufgrund der §§ 95 Abs. 1, 99, 
103, 109 Abs. 1 BewG ergeben würde (vgl. auch R B 109.1 i.V.m. R B 11.3 
ErbStR). 
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4.1.1.2  Prüfung Mindestwert gem. § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG 
 

 

Im Hinblick auf § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG ist die Bewertungsuntergrenze 
(Mindestwert) der Substanzwert des Unternehmens.  
Danach darf die Summe der gemeinen Werte der gem. § 95 Abs. 1 BewG zum 
Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgüter und sonstigen aktiven Ansätze 
abzüglich der zum Betriebsvermögen gehörenden Schulden und sonstige Abzüge 
der Gesellschaft, die bei der steuerlichen Gewinnermittlung zum Betriebsvermögen 
gehören, soweit das ErbStG in Verbindung mit dem BewG nicht ausdrücklich etwas 
anderes vorschreibt oder zulässt, nicht unterschritten werden (vgl. auch R B 95 
Abs. 1 Satz 1 ErbStR).  
Bei dem bilanzierenden Gewerbebetrieb (§ 4 Abs. 1 oder § 5 EStG) führt die 
Anknüpfung an die Grundsätze der steuerlichen Gewinnermittlung 
regelmäßig zu einer Identität zwischen der Steuerbilanz auf den 
Bewertungsstichtag oder den Schluss des letzten vor dem 
Bewertungsstichtag endenden Wirtschaftsjahrs und dem 
bewertungsrechtlichen Betriebsvermögen.  

 

Wirtschaftsgüter, die in einem gewissen objektiven Zusammenhang mit dem 
Betrieb stehen und ihn zu fördern bestimmt und geeignet sind, können bei 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich (§§ 4 Abs. 1 und § 5 EStG) 
und R 4.1 EStR) oder durch Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG und 
R 4.5 EStR) gem. R 4.2 Abs. 1 Satz 3 EStR als gewillkürtes Betriebsvermögen 
behandelt werden. Wirtschaftsgüter, die nicht Grundstücke oder Grundstücksteile 
sind und die zu mehr als 50 % eigenbetrieblich genutzt werden, sind gem. R 4.2 
Abs. 1 Satz 4 EStR in vollem Umfang notwendiges Betriebsvermögen. Werden sie 
zu mehr als 90 % privat genutzt, gehören sie gem. R 4.2 Abs.1 Satz 5 EStR in 
vollem Umfang zum notwendigen Privatvermögen. Bei einer betrieblichen Nutzung 
von mindestens 10 % bis zu 50 % ist gem. R 4.2 Abs. 1 Satz 6 EStR eine 
Zuordnung dieser Wirtschaftsgüter zum gewillkürten Betriebsvermögen in vollem 
Umfang möglich (vgl. ergänzend auch R 4.2 Abs. 2 Satz 4 bis 6 EStR und H 4.2 
„gewillkürtes Betriebsvermögen“ EStH). Diese Grundsätze werden lediglich durch 
die in R B 95 Abs. 2 Satz 2 ErbStR aufgeführten Ausnahmen durchbrochen. 

 

Stimmt der Bewertungsstichtag nicht mit dem Schluss des Wirtschaftsjahrs 
überein, auf den der Betrieb einen regelmäßigen jährlichen Abschluss macht, und 
erstellt der Betrieb keinen Zwischenabschluss, der den Grundsätzen der 
Bilanzkontinuität entspricht, kann aus Vereinfachungsgründen der Wert des 
Betriebsvermögens zum Bewertungsstichtag aus der auf den Schluss des letzten 
vor dem Bewertungsstichtag endenden Wirtschaftsjahrs erstellten 
Vermögensaufstellung (R B 109.3 Abs. 2 Satz 1 ErbStR) nach Maßgabe des 
R B 109.3 Abs. 3 ErbStR abgeleitet werden, sofern dies im Einzelfall nicht zu 
unangemessenen Ergebnissen führt und deshalb eine besondere Ermittlung des 
Substanzwerts auf den Bewertungsstichtag vorzunehmen ist. Dabei ist gem. 
R B 109.3 Abs. 2 Satz 2 ErbStR zunächst der Saldo der gemeinen Werte 
derjenigen Wirtschaftsgüter, sonstigen aktiven Ansätze, Schulden und sonstigen 
Abzüge zum Abschlusszeitpunkt zu bilden, die bei der Ermittlung des 
Substanzwerts des Betriebs anzusetzen sind (Ausgangswert). 

 

Aufgrund der vorgelegten Vermögensaufstellung beläuft sich das 
Betriebsvermögen zum 31.12.2024 auf:  

 
100.000 € 
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a) Grundstück (Seeweg 3) 
 
Bei dem Grundstück (Seeweg 3) handelt es sich gem. § 95 
Abs. 1 BewG i.V.m. R 4.2 Abs. 7 Satz 1 EStR und § 99 Abs. 1 
Nr. 1 BewG um notwendiges Betriebsvermögen, da das 
Grundstück ausschließlich für den Betrieb genutzt wird.  
Der Ansatz erfolgt daher gem. § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG mit dem 
gemeinen Wert und nicht mit dem Buchwert. Der gemeine Wert 
eines Betriebsgrundstücks ist gem. § 99 Abs. 3 BewG mit dem 
Wert nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG i.V.m. § 179 Abs. 1 
AO gesondert festgestellten Grundbesitzwert anzusetzen 
(R B 109.1 Satz 3 i.V.m. R B 11.5 Abs. 5 Satz 2 ErbStR). In dem 
Feststellungsbescheid ist nicht nur eine Wertfeststellung, 
sondern gem. § 151 Abs. 2 Nr. 1 BewG eine Artfeststellung und 
gem. § 151 Abs. 2 Nr. 2 BewG eine Zurechnungsfeststellung 
aufzunehmen. Die Zurechnung des Betriebsgrundstücks erfolgt 
gem. § 39 Abs. 1 AO i.V.m. § 1922 Abs. 1 BGB gegenüber dem 
Erben Fabio Paganini.  
Die vorgelegte Vermögensaufstellung ist demnach in diesem Punkt 
falsch. Da nach § 176 Abs. 1 Nr. 1 BewG und § 2 BewG zur 
wirtschaftlichen Einheit eines Grundstücks der Grund und Boden, 
die Gebäude, die Außenanlagen, die sonstigen Bestandteile und 
das Zubehör erfasst wird, ist im Rahmen der vorliegenden 
Vermögensaufstellung der Grund und Boden und das Gebäude 
entsprechend zu berichtigen.  

  

./.  Buchwert für den Grund und Boden (100.000 €) und dem 
Gebäude (300.000 €) jeweils zum 31.12.2024 

./. 400.000 €  

+  gesondert festgestellter Grundbesitzwert (§ 99 Abs. 3 BewG) 
 

+ 700.000 € 1/79 

b) Pkw (Versicherungsanspruch) / Darlehen PKW 
 

  

Der Pkw war schon deshalb kein Betriebsvermögen i.S.d. § 95 
Abs. 1 BewG, weil er ertragsteuerlich zum notwendigen 
Privatvermögen gehörte, da er ausschließlich privat genutzt 
wurde (vgl. auch R 4.1 Abs. 1 EStR). Eine mindestens 10 %-ige 
betriebliche Nutzung, die die Möglichkeit von gewillkürtem 
Betriebsvermögen nach Maßgabe von R 4.2 Abs. 2 EStR eröffnen 
würde, liegt aufgrund der ausschließlichen privaten Nutzung nicht 
vor. Allein aus diesem Grund ist die vorliegende 
Vermögensaufstellung zu korrigieren. Da das Fahrzeug mit den 
fortgeführten Anschaffungskosten zum 31.12.2024 bilanziert 
wurde, ist dieser Ansatz zu korrigieren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

./. 70.000 € 

 

Da der Pkw bereits nicht zum Betriebsvermögen i.S.d. § 95 Abs. 1 
BewG i.V.m. R 4.1 Abs. 1 EStR gehörte, ist auch der 
Versicherungsanspruch aufgrund des Totalschadens keine 
betriebliche, sondern eine private Forderung. Da weder der 
Totalschaden des Fahrzeuges noch der Versicherungsanspruch in 
der Buchführung erfasst wurde, ist demnach keine Änderung der 
vorgelegten Vermögensaufstellung vorzunehmen.  

  

Unabhängig davon, dass das Darlehen bereits am 01.04.2025, 
also vor dem Bewertungsstichtag vollständig getilgt war, handelt 
es sich bei dem Darlehen nicht um eine Betriebsschuld i.S.d. § 95 
Abs. 1 BewG i.V.m. § 109 Abs. 1 BewG, da die Darlehensschuld 
nicht in unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
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bewertungsrechtlichen (und ertragsteuerlichen) Betriebsvermögen 
steht. Erhöhung somit: 
 

+ 80.000 € 

c)  Grundstück (Seeweg 4, R B 109.3 Abs. 3 Satz 2  
Nr. 2 ErbStR) 

  

 
Grundstücke oder Grundstücksteile, die nicht eigenbetrieblich 
genutzt werden und weder eigenen Wohnzwecken dienen, noch 
Dritten zu Wohnzwecken unentgeltlich überlassen sind, sondern 
z. B. zu Wohnzwecken oder – wie hier – zur gewerblichen Nutzung 
an Dritte vermietet sind, können gem. R 4.2 Abs. 9 Satz 1 EStR als 
gewillkürtes Betriebsvermögen behandelt werden, wenn die 
Grundstücke oder die Grundstücksteile in einem gewissen 
objektiven Zusammenhang mit dem Betrieb stehen und ihn zu 
fördern bestimmt und geeignet sind.  
Da Francesco Verdi plante, auf dem Grundstück Seeweg 4 sein 
Einzelhandelsgeschäft zu erweitern, konnte er dieses 
Grundstück seinem Betriebsvermögen als gewillkürtes 
Betriebsvermögen zuordnen.  
Die Zuordnung des Grundstücks zum gewillkürten 
Betriebsvermögen ist unmissverständlich in einer solchen Weise 
zu dokumentieren, dass ein sachverständiger Dritter ohne weitere 
Erklärung des Steuerpflichtigen die Zugehörigkeit des 
Wirtschaftsguts zum Betriebsvermögen erkennen kann (BFH vom 
02.10.2003 – BStBl II 2004, 985 und BMF vom 17.11.2004 – BStBl 
I 2004, 1064).  
Mit der Bilanzierung des Grundstücks wurde die Zuordnung 
vorgenommen. Da dieses Grundstück am Bewertungsstichtag 
(§§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 11 ErbStG, 01.07.2025) zum gewillkürten 
Betriebsvermögen (§ 95 Abs. 1 BewG und §§ 99 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 3 BewG) gehört, ist auch bei diesem Grundstück der 
Grundbesitzwert und nicht der Buchwert bzw. die 
Anschaffungskosten inkl. Anschaffungsnebenkosten in Ansatz zu 
bringen (vgl. auch R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ErbStR). 

  

./.  Anschaffungskosten inkl. Anschaffungsnebenkosten,  
R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ErbStR 

./. 550.000 €  

+  gesondert festgestellter Grundbesitzwert  
(§ 99 Abs. 3 BewG, § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG) 

 

+ 500.000 € 
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d) Prüfung von R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ErbStR 
 

  

Aus dem nach R B 109.3 Abs. 2 ErbStR ermittelten 
Ausgangswert ist der Wert des Betriebsvermögens auf den 
Bewertungsstichtag unter vereinfachter Berücksichtigung der 
Veränderungen bis zum Bewertungsstichtag abzuleiten. Dabei ist 
gem. R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ErbStR der Gewinn und die 
Einlagen hinzuzurechnen sowie ein Verlust und die Entnahmen 
abzurechnen, die auf den Zeitraum vom letzten Bilanzstichtag vor 
dem Bewertungsstichtag bis zum Bewertungsstichtag entfallen. 
Auszugehen ist dabei gem. R B 109.3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 3 
ErbStR vom (korrekten) Gewinn laut Steuerbilanz.  
Da lt. Sachverhalt das Fahrzeug über eine Nutzungsdauer von 8 
Jahren abgeschrieben wurde, ist demnach zunächst der 
vorgelegte Gewinn, um die zu Unrecht vorgenommene 
Abschreibung zu korrigieren.  
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Gewinn lt. Sachverhalt  680.000 €   
+ zu Unrecht vorgenommene Abschreibung + 10.000 €   
= korrekter Gewinn lt. Steuerbilanz 690.000 €  1/82 

 
Der korrekte Gewinn oder Verlust lt. Steuerbilanz ist 
gem. R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 3 ErbStG 
zu korrigieren, soweit darin Abschreibungen oder 
Aufwendungen auf betrieblichen Grundbesitz 
enthalten sind, die das Ergebnis gemindert haben, mit 
dem Wertansatz der Betriebsgrundstücke aber 
abgegolten sind. Aus diesem Grund ist auch die 
vorgenommene Abschreibung in Höhe von 
30.000 € für das Betriebsgrundstücks Seeweg 4 
hinzuzurechnen. Eine darüberhinausgehende 
Korrektur der laufenden Grundstücksaufwendungen 
in Höhe von monatlich 2.100 € erfolgt dabei nicht (vgl. 
hierzu auch R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 
i.V.m. R B 11.6 Abs. 3 Nr. 1 Satz 4 ErbStR und die 
Beispiele H B 11.6 „Aufwendungen auf betrieblichen 
Grundbesitz“ ErbStH).  
 
Hinzurechnung  
(R B 109.3 Abs .3 Satz 2 Nr. 1 Satz 3 ErbStR)    30.000 € 
= korrigierter Gewinn somit  720.000 € 
Der Gewinn oder Verlust und Abschreibungen oder 
andere Aufwendungen bis zum Bewertungsstichtag 
sind, soweit dies nicht im Einzelfall zu 
unangemessenen Ergebnissen führt, gem. R B 109.3 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 5 ErbStR zeitanteilig aus den 
entsprechenden Jahresbeträgen zu berechnen. 

  

Aus diesem Grund entfällt auf den Zeitraum vom 01.01.2025 bis 
30.06.2025 ein Betrag in Höhe  
von 6/12 x 720.000 € 360.000 € 

  
 

+  360.000 € 

 

Die in der Zeit vom 01.01.2025 bis 30.06.2025 getätigten 
Entnahmen haben vor dem Hintergrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 
und 2 EStG den Gewinn nicht gemindert und sind demnach gem. 
R B 109.3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 ErbStR vom Ausgangswert 
abzuziehen. Abrechnung somit für 6 Monate x 5.000 € = 

 
 
 
 

./.  30.000 € 

 

Der Substanzwert beläuft sich demnach gem. § 11 Abs. 2 Satz 3 
BewG i.V.m. R B 109.3 ErbStR auf  

 
690.000 € 
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4.1.1.3 Wert nach dem vereinfachten Ertragswertverfahren / 
Gutachtenswert 

 

 

Wie bereits ausgeführt kann der Betriebsvermögenswert gem. §§ 11 Abs. 2 
Satz 2 und 4 i.V.m. §§ 199 bis 203 BewG nach dem vereinfachten 
Ertragswertverfahren oder nach einem nicht zu beanstanden Gutachtenswert 
ermittelt werden. Da zum Bewertungsstichtag ein Gutachtenswert nach dem IDW 
S1 mit einem Wert von 750.000 € seitens des Steuerpflichtigen vorgelegt wurde 
und dieser höher ist als der Substanzwert als Mindestwert (vgl. § 11 Abs. 2 
Satz 3 BewG) ist der Betriebsvermögenswert gem. § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BewG mit 750.000 € gesondert festzustellen.  
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4.1.1.4  Feststellungen nach § 151 BewG 
 

 

Aus diesem Grund ergeben sich folgende Feststellungen:  
Wert (§ 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BewG) 750.000 € 
Zurechnung  Fabio Paganini 
(§ 151 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BewG, § 39 Abs. 1 AO und 1922 Abs. 1 BGB)  
 

 

4.1.1.5  Prüfung Steuerbefreiung nach §§ 13a, 13b ErbStG 
 

 

a) Begünstigungsfähiges Vermögen 
 

 

Bei dem in Inning geführten Einzelunternehmen handelt es sich um 
begünstigungsfähiges Betriebsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG, da 
mit dem Einzelunternehmen gewerbliche Einkünfte i.S.d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
EStG erzielt werden und im Inland betrieben wird.  

 

Das begünstigungsfähige Vermögen ist gem. § 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG 
begünstigt, soweit sein gemeiner Wert den um das unschädliche 
Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 7 ErbStG gekürzten Nettowert des 
Verwaltungsvermögens i.S.d. § 13b Abs. 6 ErbStG übersteigt (begünstigtes 
Vermögen). Der demnach übersteigende Betrag stellt kein begünstigtes Vermögen 
i.S.d. des Regelungsbereichs des § 13b ErbStG dar. Um vollständig nicht 
begünstigtes Vermögen handelt es sich, wenn gegen die 90 %-Grenze des § 13b 
Abs. 2 Satz 2 ErbStG verstoßen wurde. 
 

 

b) „Begrifflichkeiten“, Feststellungen nach § 13b Abs. 10 ErbStG 
 

 

Nach § 13b Abs. 10 ErbStG hat das für die Bewertung zuständige Finanzamt  

• den gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 
ErbStG,  

• den gemeinen Wert des jungen Verwaltungsvermögens i.S.d. § 13b Abs. 7 
Satz 2 ErbStG,  

• den gemeinen Wert der Finanzmittel i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG,  

• den gemeinen Wert der jungen Finanzmittel i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 
ErbStG und  

• den gemeinen Wert der zu berücksichtigenden Schulden i.S.d. § 13b Abs. 8 
Satz 2 ErbStG gesondert festzustellen.  
 

Darüber hinaus ist in dem Feststellungsbescheid auch eine Feststellung zu treffen, 
ob die Voraussetzungen für den Sockelbetrag von 15 % des § 13b Abs. 4 Nr. 5 
Satz 4 ErbStG vorliegt oder nicht. Da mit dem Einzelhandelsunternehmen eine 
gewerbliche Tätigkeit i.S.d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 EStG ausführt wird, 
ist demnach auch eine Feststellung über das Vorliegen der Voraussetzungen des 
Sockelbetrages in dem Feststellungsbescheid aufzunehmen.  

 

Lediglich ergänzend darf darauf hingewiesen werden, dass die Feststellung nach 
erfolgter Verrechnung i.S.d. § 13b Abs. 3 ErbStG, also nach Verrechnung mit 
Verwaltungsvermögen mit möglichen Altersvorsorgeverpflichtungen stattfindet (vgl. 
hierzu R E 13b.30 Abs. 3 Satz 1 ErbStR). Demnach sind zunächst die 
vorgenannten Begrifflichkeiten zu klären. 
 

 

(1) Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG / junges 
Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG 
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Zum Verwaltungsvermögen gehören gem. § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG 
Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, Grundstücksteile, 
grundstücksgleiche Rechte und Bauten. Das Grundstück Seeweg 4 in Inning, das 
an den Nachbarn als Bootslagerplatz seines Segelbootes wie bisher 
weitervermietet ist, stellt demnach Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 4 
Nr. 1 Satz 1 ErbStG dar, zumal keine der in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG 
aufgeführten Ausnahmen eingreift. Da dieses Grundstück erst mit Kaufvertrag zum 
01.03.2025 gekauft wurde und der Eigentümerwechsel erst zum 02.04.2025 im 
Grundbuch vollzogen wurde, gehört dieses Grundstück noch nicht mehr als zwei 
Jahre vor dem Bewertungsstichtag zum Betriebsvermögen des 
Einzelunternehmens. Aus diesem Grund handelt es sich um junges 
Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG. Dabei ist das 
Grundstück mit seinem gemeinen Wert i.S.d. § 9 BewG, also mit dem gem. § 151 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG gesondert festgestellten Grundbesitzwert 
anzusetzen (vgl. R E 13b.12 Abs. 3 ErbStR).  
Da weiteres Verwaltungsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG dem 
Sachverhalt nicht entnommen werden kann, beläuft sich der gemeine Wert des 
Verwaltungsvermögens i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG auf  500.000 €, 
und der gemeine Wert des jungen Verwaltungsvermögens 
i.S.d. § 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG auf  500.000 €. 
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(2) Finanzmittel i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG / junge Finanzmittel 
 

 

Laut Sachverhalt beläuft sich der gemeine Wert der Finanzmittel i.S.d. § 13b 
Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG auf gesamt  200.000 €.  

 

Junge Finanzmittel sind gem. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG (vgl. auch 
R E 13b.23 Abs. 3 Satz 1 ErbStR) der positive Saldo der innerhalb von zwei 
Jahren vor dem Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, 
01.07.2025) eingelegten und der entnommenen Finanzmittel. Da lt. Sachverhalt 
nur Finanzmittel entnommen, aber nicht auch eingelegt wurden, liegt kein 
Einlageüberhand und somit keine jungen Finanzmittel vor.  
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(3) Schulden i.S.d. § 13b Abs. 8 Satz 2 ErbStG / 
Altersvorsorgeverpflichtungen i.S.d. § 13b Abs. 3 ErbStG 
 

 

Die nach § 13b Abs. 8 Satz 2 ErbStG zu berücksichtigenden Schulden belaufen 
sich lt. Sachverhalt auf 6.500 €.  
 

 

(4) Verrechnung gem. § 13b Abs. 3 ErbStG 
 

 

Da in dem Sachverhalt keine Altersvorsorgeverpflichtungen enthalten sind, die 
teilweise mit Hilfe von Verwaltungsvermögen abgesichert wurden, findet keine 
Verrechnung i.S.d. § 13b Abs. 3 ErbStG statt.  

 

(5) Feststellung gem. § 13b Abs. 10 ErbStG 
 

 

Die nach § 13b Abs. 10 ErbStG zu erfolgende Feststellungen ergeben sich 
zusammenfassend demnach wie folgt: 
 

 Gesamt 

Verwaltungsvermögen (i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG) 500.000 € 

davon junges Verwaltungsvermögen (i.S.d. § 13b Abs. 7 
Satz 2 ErbStG) 

500.000 € 

Finanzmittel (i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG) 200.000 € 
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davon junge Finanzmittel i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 
ErbStG 

0 € 

Schulden i.S.d. § 13b Abs. 8 Satz 2 ErbStG 6.500 € 

Es wird festgestellt, dass die Voraussetzungen für die Berücksichtigung des 
Sockelbetrages von 15 % für § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG vorliegen. 
 

c) Prüfung von § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG (90 %-Test) 
 

 

Nach § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG handelt es sich bei dem Einzelunternehmen um 
vollständig nicht begünstigungsfähiges Vermögen, wenn sich das gesamte 
festgestellte Verwaltungsvermögen auf 90 % oder mehr beläuft. Nach dem 
Wortlaut des § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG ermittelt sich die 90 %-Grenze wie folgt 
(vgl. auch R E 13b.9 Abs. 2 Römisch I ErbStR):  
 
Festgestellter Wert des Verwaltungsvermögens  
i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG 
(einschließlich festgestellter Wert des jungen 
Verwaltungsvermögens i.S.d. § 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG) 500.000 € 
+ festgestellter Wert der Finanzmittel  

i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG 
(einschließlich festgestellter Wert der jungen Finanzmittel 
i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG)     200.000 € 

= Summe  
(=Verwaltungsvermögen im Rahmen des § 13b Abs. 2 Satz 2 
ErbStG) 700.000 € 

: festgestellter Betriebsvermögenswert  750.000 € 
= Verhältnis somit: (700.000 € x 100 / 750.000 €=) 93,3% 

 
Da sich das Verhältnis i.S.d. § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG auf über 90 % beläuft, liegt 
übermäßiges Verwaltungsvermögen mit der Folge vor, dass es sich bei dem 
Einzelunternehmen vollständig nicht um begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b 
ErbStG handelt. 

 

Mit Urteil vom 13.09.2023 (II R 49/21, BStBl. II 2024, 566) hat der BFH entschieden, 
dass § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG dahingehend auszulegen ist, dass bei 
Handelsunternehmen, deren begünstigungsfähiges Vermögen aus Finanzmitteln 
im Sinne des § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG besteht und nach seinem Hauptzweck 
einer Tätigkeit im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 EStG dient, für den dort verankerten 
sogenannten 90 %-Einstiegstest die betrieblich veranlassten Schulden von den 
Finanzmitteln in Abzug zu bringen sind.  
Die Finanzverwaltung hat sich mit gleichlautendem Ländererlass vom 19.06.2024 
(BStBl I 2024 S. 1081) dieser Rechtsauffassung angeschlossen und über den 
entschiedenen Fall den 90 %-Test für die Unternehmer ausgedehnt, bei denen die 
Voraussetzungen für den 15%-igen Sockelbetrag gem. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 4 
und 5 ErbStG vorliegen (vgl. hierzu Tz. 6 des gl. Ländererlasses vom 19.06.2024, 
a.a.O.).  
Im Hinblick auf Tz. 4 des gl. Ländererlasses vom 19.06.2024 ermittelt sich der 90%-
ige Einstiegstest vorliegend wie folgt, da die Voraussetzungen von § 13b Abs. 2 
Nr. 5 Satz 4 ErbStG erfüllt sind:  
 
Festgestellter Wert der Finanzmittel i.S.d.  
§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG 
(einschließlich der jungen Finanzmittel i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 
Satz 2 ErbStG)     200.000 € 
./.  festgestellter Wert der jungen Finanzmittel  

i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG)              0 € 
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= Zwischenwert I (mindestens 0 €)  200.000 € 
./. festgestellter Wert der Schulden  

i.S.d. § 13b Abs. 8 Satz 2 ErbStG ./.   6.500 € 
= Zwischenwert II (mindestens 0 €) 193.500 € 
+  festgestellter Wert der jungen Finanzmittel  

i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG            0 € 
= anzusetzender Wert der Finanzmittel 193.500 € 
+ festgestellter Wert des Verwaltungsvermögens  

i.S.d. § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG 
(einschließlich des jungen Verwaltungsvermögens i.S.d. 
§ 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG)   500.000 € 

= Verwaltungsvermögen für den 90 %-Test  
gem. § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG 693.500 € 

: festgestellter Betriebsvermögenswert 750.000 € 
= Verhältnis somit: (693.500 € x 100 / 750.000 €=) 92,47% 

 
Da es sich, auch unter Berücksichtigung des gleichlautenden Ländererlasses vom 
19.06.2024, nicht um begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b Abs. 2 ErbStG 
handelt, scheidet sowohl der Verschonungsabschlag des § 13a Abs. 1 ErbStG als 
auch der Abzugsbetrag des § 13a Abs. 2 Satz 1 ErbStG aus. 
 

Hinweis:  
Im Originalsachverhalt wurden die Schulden mit 650.000 € angegeben. Da am 
10.10.2023 der obige gleichlautende Ländererlass noch nicht veröffentlicht war und 
demnach die Auslegung von § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG rein nach dem Wortlaut 
auszulegen war, war eine leichte Anpassung des Sachverhalts geboten, damit eine 
weitere Prüfung von § 13b ErbStG ausscheidet.  
 

 

d) Ansatz 
 

 

Steuerpflichtiger Ansatz daher:  750.000 € 1/89 

 
4.2.1 Eigentumswohnung, Seeweg 12 / Sonstiges 
 

  

Bei der Eigentumswohnung, Seeweg 12 in Herrsching handelt es 
sich um inländisches Grundvermögen i.S.d. § 157 Abs. 1 Satz 1 
BewG. Aus diesem Grund ist es gem. § 12 Abs. 3 ErbStG mit dem 
nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BewG i.V.m. § 179 Abs. 1 AO, 
seitens des Lagefinanzamtes (vgl. § 152 Nr. 1 BewG) nach den 
tatsächlichen Verhältnissen und Wertverhältnissen zum 
Bewertungsstichtag (vgl. § 151 Abs. 1 BewG i.V.m. §§ 9 Abs. 1 
Nr. 1 und 11 ErbStG; 01.07.2025) nach § 157 Abs. 3 Satz 1 BewG 
i.V.m. §§ 176 bis 198 BewG gesondert festgestellten 
Grundbesitzwert von 1.000.000 € anzusetzen. Die Zurechnung 
erfolgte gem. § 151 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 BewG i.V.m. § 39 Abs. 1 
AO und § 1922 Abs. 1 BGB gegenüber dem Erben Fabio 
Paganini. Die Artfeststellung „Wohnungseigentum“ hat das 
Lagefinanzamt nach § 151 Abs. 2 Nr. 1 BewG i.V.m. § 181 Abs. 1 
Nr. 3 und Abs. 4 BewG vorgenommen.  

  

Da die im Inland befindliche Eigentumswohnung an ein 
Rentnerehepaar für Wohnzwecke zum Bewertungsstichtag 
vermietet ist und sich offensichtlich nicht um begünstigtes 
Vermögen i.S.d. § 13b Abs. 2 ErbStG handelt, ist gem. § 13d 
Abs. 1 und 3 ErbStG mit dem verminderten Wertansatz von 90 % 
steuerpflichtig bzw. zu 10 % steuerfrei, zumal auch § 13d Abs. 3 
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Nr. 2 ErbStG dem nicht entgegensteht, da sich das Grundstück 
nicht im Drittland, sondern im Inland befindet.  
Ansatz daher (1.000.000 € x 90 %) 

 
 

900.000 € 

 
Alternative Darstellung: 
Grundbesitzwert:  1.000.000 € 
./. Abschlag gem. § 13d Abs. 1 und 3 ErbStG ./.  100.000 € 
= Ansatz somit  900.000 € 

  

 
4.3.1 PKW / Versicherungsanspruch / Bankguthaben / 

Lebensversicherungsanspruch 
 

  

Da sich der Unfall von Paolo Tempi bereits im März 2025 ereignete 
und das Fahrzeug keinen Schrottwert mehr hat, scheidet eine 
Bewertung des Fahrzeuges bzw. des Fahrzeugwracks aus. Da die 
Pkw-Versicherung den Versicherungsanspruch erst am 
16.07.2025 an Fabio Paganini als Alleinerben überwiesen hat, 
bestand zum Bewertungsstichtag noch eine nach § 12 Abs. 1 
ErbStG i.V.m. § 12 Abs. 1 BewG mit dem Nennwert zu 
berücksichtigende Kapitalforderung. Ansatz daher:  

 
 
 
 
 
 
 

60.000 € 

1/91 

Auch das Bankguthaben (inkl. noch nicht kapitalisierte Zinsen) ist 
gem. § 12 Abs. 1 ErbStG i.V.m. § 12 Abs. 1 BewG mit dem 
Nennwert in Ansatz zu bringen. Ansatz somit:  

 
 

15.000 € 
1/92 

Da Mietrückstände lt. Sachverhalt nicht bestehen, sind keine 
darüberhinausgehende Mietforderungen gem. § 12 Abs. 1 ErbStG 
i.V.m. § 12 Abs. 1 und 2 BewG zu berücksichtigen. 

  

Da der Erblasser sein nichteheliches Kind Pietro Funghi als 
Bezugsberechtigten seiner Lebensversicherung benannt hat, hat 
dieser gem. §§ 328, 331 BGB i.V.m. § 159 Abs. 1 VVG einen 
unmittelbaren Anspruch aufgrund dieses Vertrages zugunsten 
Dritter. Insofern erwirbt der Begünstigte Pietro Funghi einen 
Versicherungsanspruch außerhalb der Erbfolge. Der 
Auszahlungsanspruch fällt daher nicht in die Erbmasse und ist 
demnach bei dem Erben nicht zu erfassen, da er nicht gleichzeitig 
Bezugsberechtigter ist (vgl. auch R E 3.7 Abs. 1 Satz 2 ErbStR). 

  

 
4.4.1 Vermögensanfall 
 

  

Der gesamte steuerpflichtige Vermögensanfall beläuft sich 
demnach auf 

 

 
1.725.000 € 

 

5.1  Nachlassverbindlichkeiten 
 

  

Im Hinblick auf § 10 Abs. 1 Satz 2 ErbStG sind von dem 
steuerpflichtigen Vermögensanfall die nach Maßgabe des § 10 
Abs. 3 bis 9 ErbStG zu berücksichtigende 
Nachlassverbindlichkeiten mit dem Wert nach § 12 ErbStG in 
Abzug zu bringen.  
 
 

  

5.1.1 Nachlassverbindlichkeiten, die mit einzelnen 
Vermögensgegenständen im unmittelbaren 
Zusammenhang stehen (§ 10 Abs. 6a Satz 1 
ErbStG) 
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Da sowohl das bei Fabio aufgenommene zinsloses Darlehen als 
auch das zur Finanzierung aufgenommene Darlehen für die 
Eigentumswohnung, Seeweg 12 getilgt sind, sind keine nach § 10 
Abs. 5 Nr. 1 ErbStG zu berücksichtigende Nachlass-
verbindlichkeiten, die einzelnen Vermögensgegenständen 
unmittelbar zugeordnet werden können, vorhanden.  
 

  

5.1.2. Nachlassverbindlichkeiten, die nicht mit 
einzelnen Vermögensgegenständen im 
unmittelbaren Zusammenhang stehen (§§ 10 
Abs. 6a Satz 3 bis 8 ErbStG)  

 

  

5.1.2.1 Nach § 10 Abs. 6a Satz 3 und 4 ErbStG zu 
berücksichtigende Schulden 

 

  

a) Rentenvermächtnis (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG) 
 

  

Bei den an Claudia Sonate und deren Ehemann Paolo Tempi 
testamentarische ausgesprochenen monatlichen lebenslangen 
Renten handelt es sich gem. §§ 1937, 2064, 2087 Abs. 2, 2147, 
2174 und 2176 BGB jeweils um ein Rentenvermächtnis, das dem 
jeweiligen Berechtigten einen schuldrechtlichen Anspruch auf 
die monatliche Rente gegenüber dem Erben begründet.  
Insofern handelt es sich um eine Erbfallschuld und somit 
Nachlassverbindlichkeiten i.S.d. § 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG.  
Der Ansatz erfolgt gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 ErbStG i.V.m. § 12 
Abs. 1 ErbStG und § 14 Abs. 1 und 3 BewG mit dem nach der 
Sterbetafel 2021/2023 ermittelten Kapitalwert. Da jeder Ehegatte 
einen eigenen Anspruch auf die Rente in Höhe von 500 € hat, 
kommt die Regelung des § 14 Abs. 3 BewG vorliegend nicht zur 
Anwendung.  
Da das jeweilige Rentenvermächtnis mit dem Tod des jeweiligen 
Vermächtnisnehmers endet, ist es gem. § 8 i.V.m. § 7 Abs. 1 BewG 
auflösend bedingt.  
Da sich die jeweilige Rente für den Fall der Erwerbsunfähigkeit auf 
1.000 € erhöht, ist der Erhöhungsbetrag aufschiebend bedingt 
i.S.d. § 6 Abs. 1 BewG und wird gem. § 6 Abs. 2 BewG auf 
Antrag erst dann berücksichtigt, wenn die Bedingung eingetreten 
ist. Aufgrund des Unfalls im März 2025 befindet sich der am 
16.03.1961 geborene und am Bewertungsstichtag 64 Jahre alte 
Paolo Tempi in einem Pflegeheim und mit einer Erwerbstätigkeit ist 
nicht mehr zu rechnen. Insofern ist die 
Erwerbsunfähigkeitsbedingung für Paolo Tempi (zum 
Bewertungsstichtag) im Gegensatz zu seiner am 28.10.1963 
geborene und am Bewertungsstichtag 61 Jahre alte Ehefrau 
Claudia Sonate bereits eingetreten. Demnach ergibt sich 
Folgendes: 
 

  

Kapitalwert für Paolo Tempi, 64jähriger Mann, § 14 Abs. 1 BewG 
i.V.m. Sterbetafel 2021/2023 11,646 

  

x Jahreswert (1.000 € x 12 Monate) 12.000 €   

= Kapitalwert  139.752 € 139.752 €  

Kapitalwert für Claudia Sonate, 61jähriger Frau, § 14 Abs. 1 BewG 
i.V.m. Sterbetafel 2021/2023 13,555 
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x Jahreswert (500 € x 12 Monate) 6.000 €   

= Kapitalwert  81.330 €   81.330 €  

Kapitalwert der beiden Rentenvermächtnisse 221.082 € 
 

2/94 

b) Pflichtteilsanspruch (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG) 
 

  

Als nichtehelicher Sohn hat Pietro Funghi als Abkömmling 
1. Grades (vgl. § 1924 Abs. 1 BGB) einen schuldrechtlichen 
Geldanspruch gem. § 2303 Abs. 1 BGB gegenüber dem Erben auf 
die Hälfte seines gesetzlichen Erbteils, da er aufgrund des 
vorliegenden Testaments von der Erbfolge ausgeschlossen wurde, 
obwohl die Voraussetzungen für einen Pflichtteilsentzug nach 
§ 2333 Abs. 1 BGB nicht vorliegen. Wenn der Erblasser keine 
testamentarische Erbeinsetzung vorgenommen hätte, wäre er 
gem. § 1922 Abs. 1, 1924 Abs. 1 BGB Alleinerbe geworden. Es 
kann vorliegend dahingestellt bleiben, ob auf den Pflichtteil die 
Lebensversicherung analog § 2307 Abs. 1 BGB oder nach § 2315 
Abs. 1 BGB anzurechnen ist oder nicht, da eine abzugsfähige 
Nachlassverbindlichkeit nach § 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG mangels 
Geltendmachung nicht vorliegt. Ein Abzug eines 
Pflichtteilsanspruchs kommt demnach bereits aus diesem Grund 
gem. § 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG nicht in Betracht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

0 € 

 

Angemerkt werden darf, dass sofern Pietro Funghi rechtswirksam 
auf seinen (verbleibenden) Pflichtteil vor Geltendmachung 
verzichtet, er zwar eine unentgeltliche Zuwendung nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 i.V.m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG ausführt, da er aufgrund des 
Rechtsverzichtes den Erben objektiv bereichert und in subjektiver 
Hinsicht sich hierüber sicherlich über die Unentgeltlichkeit im 
Klaren ist. Ein derartiger Rechtsverzicht wäre jedoch gem. § 13 
Abs. 1 Nr. 11 ErbStG steuerfrei.  
 

  

c) Summe der Schulden i.S.d. § 10 Abs. 6a Satz 3 
und 4 ErbStG 

 

  

Die Schuld aufgrund der beiden Rentenvermächtnisse steht nicht 
im unmittelbaren Zusammenhang mit einzelnen übertragenen 
Vermögensgegenständen. Aus diesem Grund unterliegen die 
beiden Vermächtnisse dem Anwendungsbereich von § 10 Abs. 6a 
Satz 3 bis 8 ErbStG.  

  

Schulden und Lasten, die nicht in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit einzelnen Vermögensgegenständen des Erwerbs stehen, sind 
gem. § 10 Abs. 6a Satz 3 ErbStG anteilig allen 
Vermögensgegenständen des Erwerbs zuzurechnen. Kosten 
i.S.d. § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG werden gem. § 10 Abs. 6a Satz 4 
ErbStG ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich 
ausgenommen.  

  

Da keine weiteren Schulden i.S.d. § 10 Abs. 6a Satz 3 ErbStG 
vorliegen, belaufen sich die nach § 10 Abs. 6a Satz 3 und 4 
ErbStG zu berücksichtigende Schulden auf 221.082 €. 
 

  

5.1.2.2 Aufteilung nach § 10 Abs. 6a Satz 5 und 6 ErbStG 
 

  

Der jeweilige Anteil bemisst sich gem. § 10 Abs. 6a Satz 5 ErbStG 
nach dem Verhältnis des Werts des Vermögensgegenstands 
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nach Abzug der mit diesem Vermögensgegenstand in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden und 
Lasten zum Gesamtwert der Vermögensgegenstände nach 
Abzug aller mit diesen Vermögensgegenständen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden und 
Lasten. Da die Steuerbefreiung des § 13a ErbStG im konkreten 
Fall nicht vorliegt, da kein begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b 
Abs. 2 ErbStG vererbt wurde, kommt es auf § 10 Abs. 6a Satz 6 
ErbStG nicht an.  
Im Rahmen der Ermittlung des Verhältnisses nach § 10 Abs. 6a 
Satz 5 ErbStG kann das Einzelunternehmen i.H.v. 750.000 €, das 
Girokonto i.H.v. 15.000 € und der Auszahlungsanspruch 
gegenüber der Pkw-Versicherung i.H.v. 60.000 € (=gesamt: 
825.000 €) zusammengefasst werden, da hierfür jeweils keine 
Steuerbefreiung eingreift.  
Entscheidend ist daher lediglich der Anteil, der auf die vererbte für 
Wohnzwecke vermietete Eigentumswohnung im Seeweg 12 in 
Herrsching entfällt, da hier die Steuerbefreiung des § 13d Abs. 1 
und 3 ErbStG einschlägig ist.  
Aus diesem Grund kann bereits im Zusammenhang des § 10 
Abs. 6a Satz 3 und 4 ErbStG für nachstehende 
Vermögensgegenstände und der damit zusammenhängenden 
Schulden folgende Zusammenfassung vorgenommen werden:  
 
Eigentumswohnung 1.000.000 €  ./.    0 € 1.000.000 € 
Einzelunternehmen,  
Forderungen  825.000 € ./.    0 € 825.000 € 
Gesamt   1.825.000 € 

 
Auf die für Wohnzwecke vermietete Eigentumswohnung entfällt 
unter Berücksichtigung der Rundung des H E 10.1 
„Abrundung/Aufrundung“ somit ein Anteil in Höhe von  
(1.000.000 € x 221.082 € / 1.825.000 €=) 121.140 € 

  

und auf das übrige Nettovermögen ein Anteil in Höhe von  
(825.000 € x 221.082 € / 1.825.000 €=) 99.942 € 

  

5.1.2.3  Abzug gem. § 10 Abs. 6a Satz 7 und 8 ErbStG 
 

  

Der auf den einzelnen Vermögensgegenstand entfallende Anteil an 
den Schulden und Lasten im Sinne des § 10 Abs. 6a Satz 3 ErbStG 
ist gem. § 10 Abs. 6a Satz 7 ErbStG nicht abzugsfähig, soweit 
dieser Vermögensgegenstand steuerbefreit ist. Auf die Regelung 
des § 10 Abs. 6a Satz 8 ErbStG kommt es vorliegend nicht an, da 
begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b Abs. 2 ErbStG nicht vererbt 
wurde.  

  

Die anteiligen Schulden, die auf die vermietete 
Eigentumswohnung entfallen, sind demnach nur zu 90 % 
abzugsfähig, da für das Mietwohngrundstück die Steuerbefreiung 
des § 13d Abs. 1 und 3 ErbStG gewährt wurde.  
 
𝑊𝑒𝑟𝑡 𝑛𝑎𝑐ℎ 𝐴𝑛𝑤𝑒𝑛𝑑𝑢𝑛𝑔 𝑣𝑜𝑛 § 13𝑑 𝐸𝑟𝑏𝑆𝑡𝐺 (900.000 €)

𝑊𝑒𝑟𝑡 𝑣𝑜𝑟 𝐴𝑛𝑤𝑒𝑛𝑑𝑢𝑛𝑔 𝑣𝑜𝑛 13𝑑 𝐸𝑟𝑏𝑆𝑡𝐺 (1.000.000 €)
 x 121.140 €  

 
 
 
 
 
 

./.  109.026 € 

 

Die anteiligen Schulden auf sämtliche übrige 
Vermögensgegenstände, sind aus den obigen Gründen in voller 
Höhe abzugsfähig. Abzug somit: 

 
 

./.  99.942 € 
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Die abzugsfähigen Nachlassverbindlichkeiten belaufen sich unter 
Berücksichtigung von § 10 Abs. 6a Satz 3 bis 8 ErbStG demnach 
auf 
 

 
 

208.968€ 
2/96 

5.1.3 Erbanfallkosten i.S.d. § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG 
 

 
 

Da sich die tatsächlichen nachgewiesenen Beerdigungskosten mit 
8.500 € auf unter 15.000 € belaufen, kommt vorliegend die 
Beerdigungskostenpauschale des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 
ErbStG in Höhe von 15.000 € zum Abzug.  
Aufgrund der ausdrücklichen Regelung des § 10 Abs. 6a Satz 4 
ErbStG fallen diese Kosten nicht in den Anwendungsbereich des 
§ 10 Abs. 6a Satz 3 bis 8 ErbStG. Abzug somit 
 

 
 
 
 
 
 

./.   15.000 € 

1/97 

6.1  Steuerpflichtige Bereicherung, R E 10.1 Abs. 1 
Nr. 3 ErbStR 

 

 
 

Steuerpflichtige Bereicherung 
 

1.501.032€ 
 

7.1  Vorerwerb gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 ErbStG 
 

 
 

Im Hinblick auf § 14 Abs. 1 Satz 1 ErbStG werden mehrere 
innerhalb von zehn Jahren von derselben Person anfallende 
Vermögensvorteile in der Weise zusammengerechnet, dass dem 
letzten Erwerb die früheren Erwerbe nach ihrem früheren Wert 
zugerechnet werden. Maßgebend sind dabei die tatsächlichen 
früheren Erwerbe mit ihrem früheren angesetzten Wert unter 
Berücksichtigung der seinerseits gewährten sachlichen 
Steuerbefreiungen. Ansatz demnach 
 

 
 
 
 
 
 
 

1.174.500 € 
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8.1  Freibetrag gem. § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG / 
steuerpflichtiger Erwerb 

 

  

Als Person der Stkl. III erhält der Erbe gem. § 16 Abs. 1 Nr. 7 
ErbStG noch einen persönlichen Freibetrag in Höhe von 
20.000 €. Ein Versorgungsfreibetrag gem. § 17 ErbStG ist ihm 
nicht zu gewähren, da er weder Ehegatte bzw. eingetragener 
Lebenspartner (§ 17 Abs. 1 Satz 1 ErbStG) noch Kind i.S.d. § 17 
Abs. 2 Satz 1 ErbStG i.V.m. § 15 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG ist. Abzug 
somit  

 
 
 
 
 
 

./.  20.000 € 

 

= steuerpflichtiger Erwerb gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG 2.655.532 €  

Abrundung gem. § 10 Abs. 1 Satz 6 ErbStG 2.655.500 €  

 

Festzusetzende Erbschaftsteuer (§ 19 ErbStG) 
 

  

Die Steuer nach § 19 Abs. 1 ErbStG, Stkl. III bis 6 Mio. € bei einem 
Steuersatz in Höhe von 30 % beläuft sich auf 

 
796.650 € 

 
1/99 

Der Härteausgleich des § 19 Abs. 3 ErbStG kommt im Hinblick auf 
die Grenzwerttabelle in H E 19 „Tabelle der maßgebenden 
Grenzwerte für die Anwendung des Härteausgleichs“ ErbStH nicht 
in Betracht.  

  

Von der Steuer für den Gesamtbetrag wird gem. § 14 Abs. 1 
Satz 2 ErbStG die Steuer abgezogen, die für die früheren Erwerbe 
nach den persönlichen Verhältnissen des Erwerbers und auf der 
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Grundlage der geltenden Vorschriften zur Zeit des letzten Erwerbs 
zu erheben gewesen wäre (fiktive Steuer).  

Anstelle der Steuer nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ErbStG ermittelten 
fiktiven Steuer ist gem. § 14 Abs. 1 Satz 3 ErbStG die tatsächlich 
für die in die Zusammenrechnung einbezogenen früheren Erwerbe 
zu entrichtende Steuer abzuziehen, wenn diese höher ist. Da sich 
weder die Steuerklasse noch die gesetzlichen Rahmenbedingen in 
dem 10-Jahreszeitraum geändert haben und die tatsächliche 
Steuer in gesetzlicher Höhe ermittelt wurde, kann vorliegend auf 
eine weitere Berechnung verzichtet werden, da sich die fiktive 
Steuer nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ErbStG mit der tatsächlichen 
Steuer nach § 14 Abs. 1 Satz 3 ErbStG deckt (vgl. auch R E 14.1 
Abs. 3 Satz 1 bis 3 und Satz 6 ErbStR). Abzug somit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

./. 316.350 € 
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festzusetzende Erbschaftsteuer somit 480.300 €  
Darüber hinaus darf darauf hingewiesen werden, dass die 
Mindeststeuer des § 14 Abs. 1 Satz 4 ErbStG nicht zum Ansatz 
kommt, da diese allein aufgrund der Berücksichtigung des 
unveränderten Freibetrages nicht zum Ansatz kommt.  

  

 



    W e r t   n a c h   A n w e n d u n g   v o n   §   13 d   E r b S t G   ( 900 . 000   € )  W e r t   v o r   A n w e n d u n g   v o n   13 d   E r b S t G   ( 1 . 000 . 000   € )

